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Of�tland-Serichte
Reihe A: Auszüge aus polni�chenSüchern, Zeit�hriftenund Zeitungen

Er�cheint in zwanglo�er Folge.

Herausgegeben vom O�tland-In�titut in Danzig.

Vorbemerkung.

Mit dem vorliegenden Heft nehmen díe O�tland-Berichteihre
ím Jahre 1934 unterbrochene Berichter�tattungder Reíhe A wieder

auf. Díe Reíhe B (Wtrt�chafts-Nachrichten)hat mit Ende des Jahres
1936 ihr Er�cheineneinge�tellt.Die dort behandelten Probleme werden

auf Grund eíner gütlihen Vereinbarung mit dem In�títut für

O�teuropäi�cheWirt�chaftíîn Königsberg von díe�emweiter bearbeitet

werden.

Der Aufgabenkreis der �eztwieder aufgenommenen Reíhe À wird

in�oferneine Änderung erfahren, als das dem deut�chenLe�erîm

allgemeinen weniger zugänglicheSchrifttum (Zeitungs- und Zeit�chríften-

Artíkel, Bro�chüren)bevorzugt berück�ichtigtwerden wird, während die

kríti�heBeríchter�tattungüber grundlegende Veröffentlihungen der

polní�henFor�hungîn den großen Fach-Zeit�chriftenund în �elb�t=

�tändigenWerken den în Betracht kommenden deut�chenZeit�chriften

überla��enbleíben �oll.
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Der neue polni�cheFi�chereihafenbei Großendorf. I

| Die�er neue im Bau befindliche Hafen bei Großendorf (die polni�cheOrtsbezeichnung
lautet: „Wielka Wies“ und i�twörtliche Über�eßungdes früheren deut�chenNamens) if in�o-
fern bemerkenswerkt, als er der er�teHafen Polens am offenen Meere �einwird. Zwar wird
er als Fi�chereiha�enbezeihnet, aber aus der Einrichtung des Hafens geht hervor, daß er

auch für. die Zwecke der Kü�ten�chiffahrtVerwendung finden kann. Nach den polni�chen
Pre��e�timmen,die �ichauf ein Gutachten des Seeamks in Gdingen berufen, i�tder Plan

zum Bau des Hafens aus dem dringenden Vedürfnis ent�tanden,für die �tändigwach�ende
i�cheHoch�eefi�chereiflotteeine Zufluchls�tätteam offenen Meet zu �chaffen.Es �eien
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zwar in den leßten Jahren zwei neue Fi�chereihäfenin Gdingen und in Hei�terne�t(auf de H
Innen�eite der Halbin�elHela) gebaut worden, ferner habe der {hon vorhandeneFi�cherei- E

E hafen bei der Stadt Hela eine bedeutende Erweiterung erfahrerl. Aber die�eHäfen hätten f
gerade den Zwecken der Hoch�eefi�chereinur bedingt dienen können. Schon in den Jahren

| 1929/30 �indPläne wegen eines Hafens an der offenen See gemacht worden, Und zwä@r

D wurde hiermit durch das „Seefi�cherei-In�titut“in Gdingen der Profe��orfür Wa��erbauan

| der Techni�chenHoch�chulein War�chauRy bc zh ú ki beauftragfk. Da der zu bauende
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1 HAUPT BAHNHOF WIELKAWIES(6ROSSENDORF)
2 EISENBAHNSTATION WIELKAWIESHel (6ROSSENDORF -HELA )
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Ausbauplan für den Hafen und die Skadt Großendorf.

Hafen als Schußhafen für die im we�tlichenTeile der O�t�ee�ih aufhaltenden polni�chen
Hoch�eefi�cherbootedienen �ollte,�ohat Rybczyú�kiur�prünglichdaran gedacht, die�enHafen
möglich�tweit nah We�ten,ja bis an die deut�cheGrenze zu legen. Er dachte �ogaran den

Zarnowißer See, kam aber von die�emPlan ab, weil hier kein Fi�cherdorfin der Nähe lag.
Deshalb {lug Rybczyú�kiwei andere Stellen vor: 1) bei Karwen-O�trowund 2) bei

Hallerowo-Großendorf. Für Großendorf �prachenmehrere Um�tände:eine größere Fi�cher-
anfiedlung war vorhanden, die Ei�entahnliniePußig-Hela ging nahe vorbei, und die Mög-
lichkeit einer Verbindung zwi�chendem neuen Hafen und der Pußziger Buchk war vorhanden.
So fiel die Ent�cheidungzu Gun�tenvon Großendorf.

Er�tim Jahre 19835 i�tdas den heutigen Anlagen zu Grunde liegende Projekk ausge-
arbeitet worden, Ende 1985 wurde der Vertrag mit einem privaten Baukon�ortium abge-
\chlo��en,und im Februar 1936 begannen die Vauarbeiten, die �ihfa�tüber das ganze

Jahr hinaus ausdehnten. Ladurh konnten im Jahre 1936 �chondie wichtig�tenAnlagen
fertigge�telltwerden. Der Hafen wird aus zwei Außenmolen gebildet, Die We�tmolegeht
in einer Neigung von etwa 60 Grad zur Kü�tenlinienah Nordo�tenund biegt dann nah
etwa 500 m nach O�tenab. Sie be�ißkeine Ge�amtlänge von 762 m, �ollaber no< um 100 m

verlängert werden, um den einfahrenden Schiffen einen noch be��erenSchuß zu gewähren.
Die O�tmolehat nochniht einmal die halbe Länge der We�tmole,�iei�tnur 320 m lang. Die

Hafeneinfahrt hat eine Lreite von 70 m. Die beiden Molen be�tehenaus einer Doppelreihe
*

von eingerammten Pfählen, deren Zwi�chenraummit Steinen ausgefüllt worden i�t,Auf dem

Unterwa��erkteil,der gegen Unker�pülungdur<h Fa�chinenmattenge�icherti�t,erhebt �ichein

Auftau aus Ei�enbelonvon 2 m Höhe, und auf die�emAufbau �tehtnoh an der Außen�eite
eine Wand (Eru�lmauer)aus Ei�enbetonvon eben�alls2 m Höhe, �odaß al�odie Höhe der
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Molen an den Außen�eiten4 m beträgt. Außer die�enbeiden Außenmolen i� noch eine

TInnenmole vorhanden, die von der We�tmoleausgeht und 190 m langi�t; �ie�oll�owohlals

Wellenbrecher für ten inneren Teil des Hafens dienen, aber auch als Anlege�telle für
größere Dampfer dienen. Leshalb i�thier eine Wa��ertiefevon 5 m vorge�ehen.Im Innen-

ha�enbefinden �ichferner drei hölzerne Stege von je 100 m Länge für die Fi�chereifahr-
zeuge und ein hölzerner Steg für Kü�ten�chiffahrtvon 12 m Vreite und 120 m Länge.
Zwi�chendie�em lehten Steg. und der O�tmolewird das eigentliche befe�tigteFi�cherei-Ufer
�ein(120 m lang) mit den ent�prehendenVeérladeeinrichtungen. Der übrige Teil des Strandes

foll im Naturzu�tandbleiben, um den Fi�cherndas Heraufholen der Kähne und Kukter zu

ermöglichen. Hier �ollauh im Laufe die�esJahres ein Slip mit einer Tragfähigkeit von

150-—180 t für die Reparatur der Kutter gebaut werden. (Der Fi�chereihafenin Gdingen
hal nur ein Slip für 50 t.) Die Wa��erflächedes Hafens beträgt ca, 14,5 ha.

Der Ha�en i�tmit der von Pußig nach Hela führenden Ei�enbahnliniedur< ein An-

\{lußgleis von 1340 m verbunden, das nach der Ei�enbahn�tationWielka Wies-Hallerowo
führt. Ferner i� es mit dem Dorf Großendorf durch eine Chau��eevon 6 m Breite verbun-

den, die innerhalb des Hafens betonierte Vürger�teige hat. Die Länge die�erChau��eebe-

trägt 630 m,
|

An das Hafenlba��in�tößtein Hafengelände mit einem Ge�amtumfangvon 22 ha, das

auf beiden Seiten der Ei�enktahnliniePußig-Hela liegt. Die�es Gelände i� vorge�ehenfür
den Vau von Magazinen und indu�triellenAnlagen (Fi�chräuchereien,Fi�chkon�erven-
fabriken, Fabriken für Kon�ervenbüch�en,Fä��er,Ki�ten,Nehflickereien). Ähnlich wie bei

Gdingen �indmit dem Hafenbau bei Großendorf weitreichende Siedlungspläne verbunden
worden. Die beiden Orte Hallerowo und Großendorf �ollenzw einer Siedlung zu�ammen-
gefaßt werden, für die �hon ein im Juli 19386 von der Wojewod�chafksverwaltunggeneh-
migter Plan aufge�telltworden i�, Daß mik die�emHafenbau auh �chonweitreichende .

Zukunftspläne verbunden werden, nimmt niht Wunder. Einige glaubten �ogar,daß hier ein

zweites Gdingen ent�tehenwerde. Und in der Krakauer Zeitung .,[lustrowany Kuryer
Codzienny“ fand �ich�chonim Augu�t1986 ein Artikel, in welchem der Verfa��er�einer
Sorge beredken Ausdruck gibt, daß die Anlage der künftigen Hafen�tadtent�chiedenzu klein

projektiert �ei. In die�emZu�ammenhangmeint der Verfa��er,daß der Hafen von Großen-
dorf auch für die geplante Trajektk�chi�fahrtbe�timmt�ei.Die�er Gedanke wird aber in den

übrigen Zeitungsauf�ähennirgendwo erwähnk.

Dagegen �cheintein anderer Plan verwirklicht zu werden, nämlich die Schaffung einer

Kanalverbindung zwi�hen dem neuen Hafen in Großendorf und
dem Puhßiger Wiek. In den Verakungen der Budgetkommi��iondes Sejm am

6. Februar 1937 i�tdie�eFrage eingehend behandelt worden. Die Bauko�tenwurden mit.

drei Millionen Ztoty angegeben. Daß die amklichen Stellen das Kanalprojekt augen�chein-
lih ern�tnehmen, geht aus einer Nachricht des .„[lustrowany Kuryer Codzienny“ vom

22. Februar 11987 hervor. Danach haben die vorbereitenden Arbeiten zur Ziehung der Tra��e
�hon begonnen (Vodenunter�uchungenu. a.). Bemerkenswert i�t,daß der Kanal nicht an

der Wurzel der Halbin�elHela gegraben werden �oll,�ondernweiter we�tlih. Er wird un-

mitkteltar in das Hafenba��invon Großendorf einmünden. Die�erPlan einer Kanalverbin-

dung zwi�chenO�t�eeund Pußziger Wiek foll nah Angaben der- „Gazeta Polska“ wv. 6. II.
1937 viele Gegner haben. Der Verfa��erdes Auf�atzesi�taber nicht �ope��imi�ti�<h,Er

meint, die�erKanal aus dem Hafen von Großendorf in das Pußiger Wiek würde für die

nah Gdingen und Danzig be�timmtenDampfer einen we�entli kürzeren Weg bedeuten.

Notwendig wäre allerdings, daß im An�chlußan den Durch�tihein Fahrkanal durch das

Pußiger Wiek gebaggert würde, Sollte die�erKanal auh für Über�eedampferbe�timmt
�ein,�omüßte eine Fahr�traßevon 20 km Länge auägebaggért werden. Das �ei nichts
Außergewöhnliches, denn die kün�tlicheZufahrt zum Stettiner Hafen habe eine Länge von

60

A e
die im Fri�chenHaff von Pillau nach. Königsberg ausgebaggerte Fahr�traße�ei

40 km lang.

Der oben �chongenannte Prof. Rybczyhú�kihat �ihauch in einem Arkikel im „Ilustro-E
wany Kuryer Codzienny“ mit der Frage be�chäftigt,ob aus dem kleinen Fi�chereihafen
bei Großendorf ein großer KHandelshafen und ob aus dem kleinen Fi�cherdorf,ähnli wie

(ci Gdingen, eine große Stadt werden könne. Rybczyú�kihält die�eMöglichkeiten für un-
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denkbar und begründet �einenStandpunkt mit folgenden Ausführungen: Da der Seekrans-

port der allerbillig�te�ei,�overlege man die Seehäfen möglich�tfief ins Vinnenland, um

Ei�enbahnfrachtzu �paren.Falls Gdingen und Danzig nicht ausreichen �ollten,dann mü��e
cin neuer Hafen im Pußiger Wiek gebaut werden oder gar an der Weich�elauf polni�chem
Gebiet bei Dir�chau.Doch das �eienPläne, die in weiter Ferne lägen. Rybczyn�ki�iehtfür
den neuen Hafen bei Großendorf gar keine Möglichkeiten, ein neuer Handelshafen zu

werden. Er meint dann aber: „Dagegen kann dieser Hafen eine große Rolle Spielen als

Weg zum Putziger Wiek und das nicht nur im Zusammenhang mit den Bedürfnissen

der Fischerei, sondern auch der Kriegsmarine.“ Ähnlih äußert Rybczyú�ki �ih am

Schluß �einesAuf�aßes,nachdem er noh einmal betont hat, daß Großendorf als Handels-
hafen niht in Betracht kommen könne: „Hauptaufgabe dieser Zufluchtsstätte und des

SDateren Halens Wird a Dee SCellen Von StrTateZiSChen RKRUCKSIChtENl,
Förderung der Hochseefischerei sein.“

i

Durch die�enHafenbau bei Großendorf i�t eine niht unintere��antePre��e-Polemik

hervorgerufen worden, über die nachfolgend kurz berichtet �ei,Am 17. September 1936 ver-

öffentlihte Profe��orJan Lewihñ �ki in der „Gazeta Polska“ einen Auf�ahmit der Über-

rift: „Der Hafen von Wielka Wies — eine Bedrohung Helas“. Einleitend wies Lewih�ki
auf die bekannte Tat�achehin, daß die Halbin�eldur eine an der pommer�chenKü�teent-

lang gehende We�t-O�t�trömungin der Länge dauernd wäch�t,während ihre Breite durch

dic�eStrömung und be�ondersdurch die Brandung abnimmt. Die äußer�teSpiße der Halb-
in�elHela �eiin der Zeif von 1862—1980 auf einer Strecke von 4 km um 200 m angewach�en.
„Eine ungeheure Menge Sand ist also an die Spitze von Hela von weither gewandert.
Die Halbinsel Hela iïst also kein feststehendes Gebilde, - Sondern der Ausdruck eines

gewissen Gleichgewichiszustandes zwischen der Menge Sand, die aus dem Westen

herangetragen wird von den durch das Meer zerstörten Ufern, und der Menge, die über

die Spitze von Hela hinausgetragen, sich auf dem Meeresboden niederschlägt und all-

mählich die Halbinsel verlängert.

Der Bau des Fischereihafens in Großendorf, das gerade an der Wurzel) der Halb-

insel Hela liegt, stört grundlegend dieses Gleichgewichtsverhältnis. Der westliche

Wellenbrecher schiebt sich in sanftem Bogen auf 400 m in das Meer vor bis zu einer

Tiefe von 6 m. Der Sand von Rixhöft wird von Westen her den Boden des Wellen-

brechers bespülen und ihn verstärken. Dann wird er Sich längs des Wellenbrechers

weiterbewegen nach Nordosten und Sich auf dem Meeresboden auf einer Tiefe aus-

breiten, die größer ist als 6 m, indem er s0 allmählich in der Verlängerung des Wellen-

brechers ein Riff bildet. Von hier werden ihn die Meereswellen schon nicht mehr

weiterbewegen und an das Ufer tragen. Die Wanderung des Sandes an der Nordküste

der Halbinsel Hela wird unterbrochen werden, aber die vernichtende Wirkung der

Wellen wird nicht nachlassen. Sie werden langsam weiterhin den Sand an der Nordküste

der Haïibinsel Hela wegspülen, die dadurch mit der Zeit noch wachsen wird, aber

Schon auf Kosten ihrer westlichen Teile, die immer enger werden. Es wird — und sehr

bald — der Augenblick kommen, da die äußerst schmale Halbinsel Hela durchbrochen -

werden wird. Das offene Meer wird Sich mit der Putziger Bucht verbinden. Von der

ganzen Halbinsel wird nur eine niedrige sandige Insel übrigbleiben, die nicht lange der

vernichtenden Gewalt des Meeres wird Widerstand leisten können und Sich in eine

ausgedehnte Sandbank verwandeln wird. Diese ZukunftsausSichten stützen Sich auf un-

bestreitbare Tatsachen und werden in vollem Umfange bestätigt durch Erscheinungen
an der Südküste Helas. Hier sind die Wellen bedeutend schwächer, aber bei Nord-

Stürmen und besonders von Nordosten reichen Sie aus, um eine: schwache Strömung zu

schafïzn und Sandwanderung hervorzurufen; längs der Südküste des Kleinen Meeres

wandert der Sand nach Westen, dann nach Norden von Danzig über Gdingen nach

Rewa, wo Schon eine kleine Nehrung entstanden :st, Spirk genannt, ein richtiges Hela

„en miniature“. Weiter nach Norden wandert der Sand vom Möwenriff, geht zum

Südufer der Halbinsel zwischen Kußfeld und Heisternest und schiebt Sich hier entlang
bis zur Spitze.

Aus diesem Sande hat Sich die Lange Sandbank gebildet, weniger als 2 m tief,

welche die Südküste der Halbinsel von Heisternest bis Alt-Hela mit einem teilweise

2 m breiten Streifen umgibt. Aus diesem Sande besteht der Strand am Binnenmeer, der

ZE Du



Sich auffallend durch die Größe des Korns und die mineralogische Zusammensetzung
von dem Sande an der Außenküste Helas unterscheidet, dêr eine Wanderung von Rix-
höft und noch weiter her hinter Sich hat. Bei Heia wurde ein in letzter Zeit beträchtlich

vergrößerter Fischereihafen gebaut, und dieser hat auî diese Weise die Wanderung des
Sandes vom Möwenritf bis zur Spitze Belas gehemmt. Ebenso wird der Hafen in

Großendorf den Zustrom des Sandes an die Außenküste Helas hemmen. Die Folgen
haben nicht lange auf sich warten lassen. Vom Ende des Dorfes Hela bis zur Spitze
unterspült das Kleine Meer das Ufer und zerstört es, indem es sogar vor kurzem er-

richtete Gebäude bedroht. Man hat kostspielige Spundwände herrichten müssen, um die
vernichtende Arbeit der Wellen zu verhindern. Vergebens, man kann sie verlangsamen,
aber nicht aufheben. Das Große Meer ist um Vieles mächtiger, und wenn der freie Zu-
strom des Sandes aus dem Westen aufhört, dann wird es Sich verhältnismäßig schnell
Rat schaffen mit der Außenküste von Hela. Diese wird im Laufe von einer oder zwei

Generationen von der Karte verschwinden.“

Die�erAlarmruf des Prófc��orsLewihñ�kihakke eine aus�ührlihe Erwiderung des In-

genieurs Garnu�zew}ki (Vizedirektor des Meeres-In�tituts in Gdingen) zur Folge, auf
, welche Lewih�kierwidert und Earnu�zew�kiab�chließendantwortete. In �einerer�tenEnt-

gegnung behandelt Garnu�zew�kieinleitend die Frage der Enk�tehungder Halbin�elHela,
wovei er �ichauf die deutj<en Arbeiten von Gierth und Wün�cheberuft. Dann behandelt
er das Problem des Anwachjens der Halbin�el an der Spiße und bemerkt hierzu:

„Es scheint keinem Zweifel zu unterliegen, daß auch jetzt der Hauptgrund für das

Anwachsen außer în den Winden und den dadurch hervorgerufenen Wellen und Strö-

mungen aus Nordwest, die den Sand an der Halbinsel entlang bis zur Spitze befördern,

darin besteht, daß Sich hier die südbaltische Hauptströmung mit der aus dem Putziger
Wiek kommenden trifft.“

Mit der Frage der �üdbalti�<henHaupt�trömungbe�chäftigt�ih dann Garnu�zew�ki
näher und werwei�thier als Quelle auf eine polni�he Arbeit, die den Leiter der

Meeres�tation auf Hela, K, Demel, zum Verfa��erhak („Über die Strömungen an der

Spihe der Halbin�elHela“ 1980). Demel hat die�eStrömungen in eingehender Beobachtung
genau unter�uchtund i�tzu der Erkenntnis gekommen, daß der Ort des Zu�ammen�toßens
die�er�üdkalti�henStrömung mit der aus dem Pußiger Wiek kommenden — von den He-
lenjer Fi�chern„Kaxp�trom“genannt — je nah der vorherr�chendenWindrichtung ver-

�chiedeni�t.Vei �üdwe�tlihenWinden liegt er nordwe�tlihvon der Spiße, nahe bei der
. ZToje Hela N., bei We�t-und Nordwe�lwindenweiter ö�tlihin Richtung der Spiße und bei

Nordwinden unmittelbar an der Spiße. Die �üdbalti�heStrömung wei�taber ent�prechend
der Windrichtung zwei geradezu entgegenge�eßteRichtungen auf. Und zwar unter�cheidet
Demel eine negative Strömung, die bei Winden aus NO über SO bis SSW an der Kü�te

“

des Fri�chenHaffs entlang von O�tennah We�tengeht, auf die Süd�pißeder Halbin�el
“

Hela auftrifft und dann an der Außen�eiteder Halbin�elnah Nordwe�tenweiter geht. Die

po�itiveStrömung enk�tehtbei Winden aus SW über NW bis NNO, geht von Nordwe�ten
kommend, an der Außen�eiteder Halbin�elHela entlang, trifft an der Spiße mit der aus
dem Pußiger Wiek kcmmenden Skrömung zu�ammenund geht dann weiter nah Nord-

o�tenan der Laffkü�te entlang. Die Wirkung beider Stömungen auf die Sandbewegungen
bei Hela müßte nah Earnu�zew�kiund Demel die �ein,daß �ie�ihgegen�eitigaufheben.
Da aber die „po�itive“Strömung vorherr�cht,�oi�tauf �iedas Zu�ammentreffendie�erStrö-
mung mif der aus dem Pußiger Wiek kcemmenden an der Spiße zurückzuführen.Gegenüber
der die Richtung wech�elnden�üdbalti�henStrömung kann nah Demel die aus dem Pußiger
Wiek als eine be�tändigekezeichnet werden. Und Garnu�zew�kimöchke auf die�enUm�tand
die Tat�achezurückführen, daß die Südkü�te der Halbin�elHela von ‘der Spitze bis zum
Dor�eAlk-Hela die halbbogenförmigeAusbuchtung aufwei�t.-

Ab�chließendwendet �ihdann Garnu�zew�kider Vehaupkung des Profe��orsLewiñ�ki
zu, daß die bei Großendorf erbauten Außen-Molen eine ungün�tigeEinwirkung auf die

Sandbewegung entlang der Nordkü�teder Halbin�elHela haben würden, Garnu�zew�ki
wei�tdarauf hin, daß die beiten Molen nur bis zu einer Wa��ertiefevon 5—6 m gehen
würden. Es �eiaber bekannk, daß die Vewegung der Sandbänke dur<h Wellen und Kü�teu-
�trömungbis zu einer Wa��ertiefevon 10 m vor �ihgehe und zwar je nah der Stärke des
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Windes und der Wellen. Derartige Tiefen gebe es am Strande von Großendorfer�tin
ciner Enfkfernung von 6009 m vom Ende der beiden Molen. Garnu�zew�kibehauptet daher,
daß ter Bau des Hafens von Greßendorf keinerlei enk�cheidendeEinwirkung auf die
Want erung des Sandes an der Kü�teenilang ausübten werde. Die einzig möglichen Folgen
des Hafenbaues kei Großendorf für den Be�tand der Halbin�elHela �indnah Garnu�zew�ki:

1) das Anwach�ender Spihe von Hela in �üdö�tliherRich{ung werde nur vorübergehend im

Tempo vermindert werden, und das habe keine Vedeutung;

2) die Unler�pülung des Außen�lrandes der Halbin�elHela im Ab�chnittGroßendorf—
Hei�terne�tkönne in Zukunft inten�iver�ein.Aber die�enVorgängen könne man durch
techni�<heMaßahmen (Skrandöbe�e�ligungen)wirk�amentgegenarkeiten, Davon aber, daß
der Ve�tand der Halbin�elHela durch den Hafentau bei Großendorf gefährdet würde,
könne ab�olutkeine: Rede �ein.

[Prof. Léwiñ�kiin „Gazeta Polska“, 17. IX. u. 25. X. 1936.]
[Garnu�zew�kiin „Kurier Poranny“, 18. X, u. 9. XI. 1936]

Die�e von Garnu�zew�kials wün�chenswertbezeichneten Strandbefe�tigungs-
arbeiten �ind�eitVeginn die�csJahres rorgenommen und Ende März abge�chlo��en
worden, Man hat auf einer Strecke von 3,5 km dur< Einrammen von Pfählen und Vau
von Fa�chinendämmenmit Skeinpackung einen kün�tlihenStrand ge�chaffenund hofft, auf
die�eWei�e�ogardie Halbin�elHela auf dem genannten Kü�tenab�chnittniht nur in ihrem
bisherigen Ve�tanderhalten, �ondern�ogarnoh um 10 ha vergrößern zu können.

:

[„Ilustrowany Kuryer Codzienny“, 31. II. 1937.)

Anfang März 1937 �inddie LXauarbeiten im Hafen wieder aufgenommen worden, und

zwar werden die Überwa��erteileder beiden Außenmolen in Ei�enbetonaufgeführt. Die Ar-

beiten, die übrigens dur<h ein polni�h-�ranzö�i�<hesKon�ortiumausgeführt werden, �ollen�o
be�chleunigtwerden, daß der Hafen zu Veginn des Herb�tes�honeröffnet werden kann,
Sobald die Pfähle für den Fi�cherei�tegund Kü�ten�chiffahrts�tegeingerammt �ind, �oll
mit den Vaggerarbeiten im BVinnenhafenbecken begonnen werden. Es mü��en80 000 cbm

Sand ausgebaggert werden, die an der Wurzel der Halbin�elHela aufge�chüttetund auch
zur Erhöhung des Hafenterrains verwendet werden �ollen.

i [„Ilustrowany Kuryer Codzienny“, 19. V. 1937.]

Von der zukünftigen Hafen�tadt Großendorf brachte der „llustrowany Kuryer
Codzienny“ eine begei�terleLe�chreibungund zwar auf Grund eines Stadtplanes, der am

28. Juli 1936 durch die Wojewod�c{-aflsverwaltungin Thorn genehmigt worden i�t.Danach
�olldie künftige Stadk aus einer Vereinigung des Bauern- und Fi�cherdorfesGroßendorf
mit tem Seektadeort Hallerowo ent�tehen, In der neuen Stadt werden der Fi�chhandelund
die Hoch�ee�i�chereiPolens ihr Zentrum haben. Und hier �ollauch der Siß aller �taatlichen
und Selb�tverwal{ungsbehörden�ein,die mit der Verwaltung -des Kü�tengebiets,der Fi�cherei
und dem Seebäder- und Fremdenverkehrswe�enzu tun haben. Hauptbahnhof der neuen

Stadt wird die jehige Ei�enbahn�tationWielka Wies—Hallerowo bleiben. Außerdem �ollen
aber no< zwei neue Ei�erlahn�tationenerrichtet werden und zwar Wielka Wies-Pork
(Großendorf-Ha�en)und ein Gülerlahnhof, der auf der Stelle der jeßigen Ei�enbahn�tation
WielkaWies-Hel (Großendorf-Hela) enl�tehenwird. Das Gebiet der künftigen Stadt Gro�-
�endorfwird vier Staditeile au�wei�en:die eigentlihe Stadk, deren Hauptach�eeine breite,
in gerader Linie vom Haupkbahnhof zum Hafen führende Straße �einwird. An die�er
Haupfk�traße,an der höch�tensdrei�tökigeReihenhäu�ergebaut werden dürfen, �ollendie

Behörden und Vüros ihren Plat finden. An die�erStraße wird in der Nähe dès Haupfk-
Straßen�eite ein Garken von 10 m Breike liegen. Die Maximalhöhe der Häu�er�oll814 m

menade abge�chlo��enwerden. Die Stadt wird vom eigentlichen Hafengebiet durch einen

großen Park getrennt �ein,der auf dem Gebiet des heutigen nordwe�tlichvom Dorfe liegen-
den Sumpflandes ent�tehen�oll,Südlih vom Stadtgebiet wird ein Handelsviertel ent�tehen
mit Ge�chä�tenund Fabrikkonkoren und noh weiter �üdlichdas Fi�cherviertel.Im Handels-
viertel dürfen nur einzel�tehende,von Gärten umgebene, höch�tenszwei�tö>igeGebäude

aufgeführt werden und im Fi�cherviertelnur einzel�tehende,ein�tökigeGebäude. Den Raum
zwi�chendem Stadtviertel und dem Meere wird ein ausge�prochenesVillenvierkel ausfüllen,
das für Pen�ionateund Privat-Villen vorge�eheni�t. Vor jeder Villa ‘muß nach der

4‘
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Straßen�eite ein Garlen von 10 m Vreike liegen, Die Maximalhöhe der Häu�er�oll814 m

betragen. Die turh das Stadtgebiet führende Ei�enktahn�trekewird dur<h eine Allee mit

Grünanlagen verde>t �ein.Ähnlihe Grünanlagen werden die Stadt in der Richtung auf
das Meer hin ab�chließen.Auch die große von Pußig an der Kü�teentlang führende Auto-

�traßewird durch die Stadt hindurhführen und ebenfalls von Grünanlagen umgeben �ein.

Für den Wagen- und Autoverkehr von Pußig nach Hela wird an der O�tgrenzeder Stadt

eine neue Umgehungs�traßegebaut werden, �odaßdie Stadt von die�emVerkehr unmittel-

bar nicht berührt werden wird. Außer den vielen Grünanlagen i�tnoch die Anlage von drei

großen Parks geplant. Bemerkenswerkt i�t, daß in dem geplanten Fi�cherviertel�honGrund-

�tückeerworben worden �inddurh Fi�cheraus anderen Dörfern, ja �ogarvon der Ha lb-

in�el Hela, die �ih in Großendorf niederla��enwollen. Der Preis für die�eParzellen
beträgt bis zu 2 Ztoty für den qm, während der ent�prechendePreis bei Parzellen ‘in der

Nähe des Strandes zwi�chen5 und 16 Ztoty �chwankt.
[„Ilustrowany Kuryer Codzienny“, 5. VIII. 1936.] (r)

Anmerkung der Redaktion.

Die oben berichkete Auseinander�eßung zwi�chenProf. Lewiñn�ki und Ingenieur
Garnu�zew�kihat, �oweit �ie�i auf die Be�tandsfrage der Halbin�el Hela er�tre>t,
Wi��en�chaftund Praxis �chon�eitlängerer Zeit in ähnlicher Wei�ebe�chäftigt.Vorüber-

ochende Trennungen Helas vom Fe�tlanddur< Nord- und Vordwe�t�türmeund Durchbrüche
an anderen Stellen der Halbin�el�indim Laufe der Jahrhunderte verhältnismäßig häufig
vorgekommen und haben �ichmitunter auch längere Zeit als Rinnen erhalten Es ent�tand
�ogardie Meinung, Hela �eier�tin den leßten Jahrhunderten aus einer In�elreihe zu einer

Halbin�elgewachi�en,jedoch zeigen gerade die älte�tenKartendar�tellunçcenHela als zu�am-
menhängende Halbin�el (z. B. Henneberge1s Große Landtafel von Preußen 1576). Zuleßzt
wurde die Halbin�el1905 und 1914 an mehreren Stellen von der See her vorübergehend
überfluletk. Kün�tliche Durchbrechungen �ind aber bisher nicht vor-

genommen worden, Die bei Skurmkaka�trophenenk�tandenenDurchbrüche pflegten
bald wieder zu ver�anden,da eine Strömung zur Offenhaltung eines „Tiefs“ fehlt und man

keine Ur�achehatte, die Durchbruchs�tellekün�tlih offen zu halten, denn 1694 wurde von

einem Danziger Landme��er,der einige Sturmdurhbrüche auf Hela vermaß, fe�tge�tellt,
die�everur�achten:„Er�tlich,daß der große Kaulbars Fang am kleinen Strande vergehek:
Hernacher, daß die Wie�en, Drittens, daß die Äcker, und den endlih daß die Wälder

Aus�oohrenund vertro>nen“. (Staatsarchiv Danzig, Abtl. 300. P. K. Il, a 75/76)
Daß �ichdie Ausktauarbeiten in Großendorf �ozu�agenauf hi�tori�hemVoden bewegen

�ollen,wie die poln. Pre��e(vergl. oten) annimmt, i�tdur die Pufendorf-Karkte nicht zu

bewei�en,(Vergl. un�ereKarte), denn die�ezeigt bei Großendorf keinerlei Befe�tigungen.
Die Feldbefe�tigungenWladislaus IV., Wladislausburg und Ka�imir�chanz(angelegt nach
1635), lagen unmitlelbar auf der Halbin�elbei Ceynowa und Kußfeldt; �iewurden im

hwedi�ch/polni�henKrieg 1655/60 zer�tört,eine Karte von 1694 bezeichnet �ieals „ganß
verfallen“. (Staatsarchiv Danzig, Abtl. 300. P. K. Il a 75/76.) Der von der polni�chenPre��e
als „Kanal“ bezeichnete Durchlaß auf der Pu�endorf-Karte an der Wurzel der Halbin�el,der

durch den jetzt geplanten Kanalktau einen Nachfolger erhalten würde, i�,wie ‘die Anmer-
kung a) zur Karte von 1655 fe�t�tellt,eine der häufigen Überflutungen der Halbin�ekbei Nord-
�turmgewe�en.

Wenn al�o�hon bei ungehindertem ESandkransport, z. BV, 1905 und 1914 Durchbrüche
der Halbin�elerfolgt �ind,�owird jeßt nah dem Vau der Großendorfer Molen die Gefahr
einer ÜberflutungHelas bei Nord�turmgrößer als zuvor, denn auh Garnu�zew�kirehnzt
mit einer �tärkerenZer�törungder Außenkü�te im Ab�chnittGroßendorf/Hei�terne�t.(k)
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Strasburger H., Die Danziger Frage.
Als Heft 1 einer neu herausgegebenen Schriftenreihe ‘des polni�chenSozialpoliti�chen

Klukts“ er�chienEnde Februar ds. Is. unker obigem Titel ein Vuch des ehemaligen Diplo-
mali�hen Verlreters der Republik Polen in Danzig. Dr. Strasburger i�tniht nur von

�einerakliven politi�henTätigkeit im Danzig her, �ondernauch als tätiger Propagandi�t in

Wert und Schrift durch die Verfechkung maximali�ti�herpolni�cherExpan�ionszielebekannt.

Zwar be�itzter �eit1982 keinen unmitteïbaren Einfluß auf die polni�heAußenpolitik mehr,

jedoch �tehenihm als Vor�tandsmitglied des „Leviathan“, des Zentralvertandes der polni-
hen Indu�trie,auh heute noh große Einflußmöglichkeitenoffen. Die Vedeuktung �eines
zum minde�tenmittelbaren Einflu��esmag z. B. daraus hervorgehen, daß er Mitglied des

„Polni�ch-�ranzö�i�henFreund�chafkskomitees“und als �olchesan den Arbeiten des polni-
chen Komitees für die Pari�er Weltaus�tellung beteiligt i�t. Seine be�ondersnah We�t-
curopa �icher�tre>endenBeziehungen �indzu�ammenmit �einenzahlreichen, in den früheren
Tahragängen die�erO�tlantberichke�tetsausführli<h wiedergegebenen Ausführungen der

Hintergrund zum Ver�tändnis die�es�einesneue�tenpublizi�ti�chenHervortretens.

Die Wirkung der Lanzig-Bro�chüre Sträëburgers auf die polni�cheÖffentlichkeit i�t

außerordentlich groß, was für die tat�ächlicheEin�tellung der polni�hen Allgemeinheit �ehr
kennzeichnend i�t. Die�eWirkung i�tin der Pre��eniht nur in den Be�prechungenzu er-

kennen, tie die einzelnen Llätter dem Buche Stkrasburgers gewidmet haben, �ondern auch
in den mei�tenAuf�äßen,die �eit�einemEr�cheinenden Danziger Fragen gewidmek wurden.

Üüktera�lwerden die von Strasburger aufge�telltenThe�enlebhaft aufgegriffen, z. T. �ogar
ohne Quellenangabe wörtlich wiederholt. Zeitungen aller Richkungen, nationaldemokratki�che,
�ozialdemokrati�che,klerikale, indu�triellenennen das Buch in ausführlihen Ve�prechungen
einen Veitrag von un�häßbaremWerk, eine Warnung in leßter Minute. Ja �elb�tüber

die�emehr oder weniger oppo�itionellenKrei�ehinaus, die heuke wieder eine �ehr be-

deutende Rolle �pielen,findek das Buch in ausge�prochen\y�temfreundlihenOrganen eine

po�itiveBeurkeilung.
* In der Zeik�chriff„Morze“, dem Organ der von der polni�chenRe-

gierung offen geförderten und geleiteten Meeres- und Kolonialliga, heißt es:

… . . die Person des Autors und seine Autorität sichern der Arbeit Dr. Strasburgers
in unserer politischen Literatur einen hervorragenden Platz“, .. . „wenn .

. „die sach-

liche Analyse Dr. Strasburgers zu Kkritischen, manchmal sogar scharfen Bemerkungen

veranlaßt, So ist das niemals leiïchtfertige Kritik eines böswilligen Publizisten, sondern
besitzt grundsätzlichen und konstruktiven Charakter.“

Ange�ichtsde��enkann es für un�ereBeurkeilung des Buches keine Rolle �pielen,ob
in ihm per�önlihe Motive zur Geltung gekommen �ind.Wir können das Buch nicht weniger
ern�tnehmen, als es die polni�cheÖffentlichkeit aller Richtungen tut. Jeder, der es lie�t,
muß den Eindruck haben, daß �eineKenntnis für eine richtige Veurteilung der heutigen
Lage des Lanzig-Problems unumgänglich nolwendig i�t.

Das i�t der Grund, warum das Vuch Strasburgers hier eine außergewöhnlich ausführ-
liche Wiedergabe erfährt. Der nach�tehendeBericht enthält in zu�ammenhängenderWie-

dergabe nahezu den ge�amtenInhalt der 116 Druck�eitenim Großokktavformat umfa��enden
und in großen Typen gedruckten Bro�chüre. Ein großer Teil wurde in wörtlicher Über-

�chunggebracht. Um einen möglich�tgetreuen Eindruck des Originals zu vermitteln, blieb
die Reihenfolge der Ausführungen Strasburgers erhalken, obgleih manche Wiederholung
dadurh unvermeidlih wurde. Die Kapitelüber�chrif�tenent�prechenebenfalls dem Original.
Mit Rück�ichtauf das Druckbild wurden die erforderlichen Anmerkungen und Entgeg-
nungen in den Text einge�chaltek.Hervorhebungen im Texb, Ausrufungszeichen in Klam-
mern (!) und Abkürzungen �tammen�ämklihvon uns, �ofernniht ausdrücklih etwas an-

deres angemerkt wurde.
%

In der Einleitung (S. 5—H) kennzeichnet Straäburger Anlaß und Ausgangspunkk
�einerVekrachkung: die Bedeutung der Meeresfrage für Polen. Das Bewußt�einde��en,
daß von deren Entwicklung die zukünftige Ge�taltungder Ge�chike des Staates abhängen
werde, �eiim po�ni�henVolk allgemein befe�tigt.Nicht �ofe�tverankert �eijedochder

Grund�faßz,daß die Lanziger Frage ein unzertrennliher Teil die�erMeeresfrage und poli-
ti�h und propagandi�ti�<hmit der Pommerellen- und Gdingenfrage ene�tensverknüpft �ei,
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Danzig �eider eine Teil eines einzigen großen Hafens, de��enzweiter Teil Gdingen �ei.
An die�emProblem mü��e�iherwei�en,ob Polen im�tande�ei,�einehi�tori�heAu�gabezu

erfüllen.

Verf. beklagk dann, daß das Intere��eder öffentlihen Meinung für Danzig in Polen
erheblih zurückgegangen �ei. Der Danzig-Frage gebühre der Vorzug vor dem Kolonial-

problem, für de��enLö�ungeine Stärkung der polni�chenStellung in Danzig Voraus�eßung
�ei. „Andererseits findet die Vorliebe unserer öffentlichen Meinung für äußerliche,

prestige-mäßige Formen des internationalen Auftretens ihren Ausdruck in stark in den

Vordergrund gerückten Ambitionen auf dem Gebiet des diplomatischen Protokolls.

Diese Sollen unsere große Stellung in der Welt unterstreichen; sie verschleiern aber

manchmal uns selbst das Bild von der polnischen Wirklichkeit.“ (S. 8.)
Mit die�emHinweis charakteri�iertStrasburger �ehrtreffend die in der polni�chen

Pre��enach wie vor herr�chendeTendenz, die Stellung Danzigs zu Polen als eine Art kom-
munaler Autonomie innerhalb des polni�chenSktaatsgebäudes und die in Danzig lebenden

Polen, die tat�ächlich3 v. H. der Einwohner�chaftausmachen, als „die polni�heVevölkerung
Danzigs“ hinzu�tellen. La die�eTendenz fa�tin jede kleine Pre��emeldungirgendwie hin-
einpraktiziert wird, �oerhält der Le�er,der die Verhältni��eniht aus eignem Augen�chein
kennt, ein vollkommen ‘Fal�chesVild von der Wirklichkeit, wodurch ihm viele �elb�tver�tänd-
lie Vorgänge einer natürlichen Entwicklung vollkommen unver�kändlihbleiben und be-

unruhigend auf ihn wirken. Allerdings hat �i<hStr. �elb�tvon der ihm kriti�iertenTendenz
keinesfalls freigemacht, was. in der Behandlung der Frage nah dem Staakscharaktker
Manzigs u, a. m. deutli<h zum Ausdruk kommktk.

I. Die Entstehung der Danziger Frage,
Zu Veginn die�esKapitels geht Verf. zunäch�tganz kurz auf die Stellung Danzigs zu

Polen in früheren Jahrhunderten ein und kommt zu ‘der bemerkenêwerten Fe�t�tellung:
„Danzig war immer wirtschaftlich mit Polen verbunden, aber ethnographisch und kul-
turell war es ihm offensichtlich infolge zu geringer poln:scher Ausdehnungsfähigkeit —

immer fremd.“ (S. 11.) Bekannklih wird die�ewi��en�chaftlichab�olutfe�t�tehendeTat�ache
von polni�cherSeite auch heute noch gern rer�chleiertund Ur�prungund Ge�chichkedes alken

Danzig als polni�chdarge�tellt).
Zutreffend i�tauch die Fe�t�tellungdes Verf., daß in ‘alten, Danziger Chroniken �elten

ein Wort der Freund�chafkfür Polen, wohl aber Oden und Hymnen auf den König zu finden
�ejen.Während al�o hier ganz richtig zum Ausdruck gebracht wird, daß nur wirt�chaftliche
Zw'eckmäßigkeitserwägungen und höch�tenseine gewi��eAutorikät des Königstums in der

Stellung des alten Danzigs zum ge�chichtlihenPolen eine Rolle ge�pielthaben, �uchtder

Verf. durch tie Behauptung, Polen habe bei der �ogen.„Dritten Ordnung“ der Vürger�chafk
Untker�lühungfür �eineInkere��engefunden, den vollkommen unrichtigen Eindruck zu er-

wecken, als �eidie Ein�tellungdes gemeinen Mannes zu Polen eine grund�äßlihandere

gewe�en,als die der Vürgermei�ter und des Rates. (S. 11/19)
Es folgt dann eine Schilderung der Schaffung der Freien Stadt in Ver�ailles. Unker

dem Einfluß von Lloyd George, der dabei vor allem engli�cheIntere��enim Auge gehabt
habe, um an einem für �einLand wichtigen Punkt de��enInkere��enzu �ichernund ange�ichts
der vorauszu�ehendenengen Verbindung Polens mit Frankreich gegen die�es ein Gegen-
gewicht zu �chaffen,�eiein Kompromiß zwi�chendem Grund�aßdes Selb�tbe�timmungsrechktes,
das die 200 000 deut�henLanziger?), und dem Grund�aßdes freien Zugangs zum Meer,
den 30 Millionen Polen für �ichforderken, zu�tandegekommen. „Um den Nationalitäts-
grundsatz nicht anzutasten, wurde Danzig nicht mit Polen vereinigt, aber es wurde vom

Reich abgetrennt, um als Brücke zu dienen, die Polen mit dem Meer verbindet.“ (S. 16.)

1) In die�emSinne hak �einerzeit die bekannte Ge�chichksfäl�chungdes Lemberger
jüdi�chenGe�chichlsprofe��orsS. A�kenazy „Gdaúsk a Polska“ auf die Vertreter der
Allierten in Ver�ailles eine ent�cheidendeWirkung ausgeübt (vgl. dazu Oftl -Ber. Jg. 1,
GS 4h bra TT S112, 00 IE C: 110 Sg WV, SG: 186 FAB

2?)Das �indnur tie Skadlbewohner! Im Ganzen wurden 365 000 Danziger ungefragk
vom Reich getrennt.
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Deut�chland:habe die�eLö�ungktroßder Unterzeichnung des Ftiedensvertrages niemals
anerkannt. Der in der deut�chenDeklaration zu den Friedensbedingungen eingenommene
Standpunktk, die Scha��ungeiner Freien Stadk Danzig und die Auslieferung der auswärti-

gen Angelegenheiten und des Verkehrswe�ens an Polen würden! „zu einem .gewall�amen
Druck und zu einem �tändigenKriegszu�tandim O�tenführen“, �eigeradezu zum politi�chen

Programmgeworden. Den Begriff tes „freien Zuganges zum Meer“ habe Deut�chland�tets
und auch heute noh niemals im territorialen Sinne, �ondern im Sinne rechklich-politi�cher
oder hafenmäßiger, wirk�chaftlicherKonze��ionenver�tanden,die in Form zwei�eitigerVer-

träge ohne Völkerbundsgarankie einzuräumen wären.

„Solche Rechte, die aller Sanktion beraubt sind, außer der des guten Willens der
deutschen Regierung und ihrer Bereitwilligkeit, Verträge zu -achten, würden Polen

iene wirtscheftliche und politische Unabhängigkeit nehmen, deren Garantierung ein

Eckstein der Bestimmungen des Versailler Vertrages war.“ (S. 17.)
Die grund�ählicheBVereitwilligkeit zur Einräumung wirt�chaftliher Konze��ionenin

die�ereinge�hränkteren Form glaubt der Verf. folgendermaßen erklären zu können:

„Die deutsche Regierung kann nicht anders, als sich darüber im klaren sein, daß

ihre politischen Ziele in diesem Falle im Widerspruch stehen zu der wirtschaftlichen
Wirklichkeit und zu den realen ökonomischen Interessen Danzigs. Deswegen erkennt
Sie die Notwendigkeit an, Polen in Danzig wirtschaftliche Rechte zu überlassen mit

dem Ziel, den Warenumschlag. in diesen Hafen zu ziehem. .... Die politischen Be-

ziehungen zum Hinterland verhindern nicht die Anwendung einer solchen Politik.

Ganz im Gegenteil, die Schaffung eines Kommunikationsweges für fremde Ladungen
und die Belebung des Verkehrs auf diesem Wege erlauben es im Falle eines politischen
Konfliktes, den von dem Tran'sport auf diesem Wege. abhängigen Staat umso stärker

zu treffen, je intensiver der Verkehr ist.“

Man �ei zeikwei�e�ogarnoh weitergegangen und habe die The�evon der Verpflichtung
Polens zur Ausnußung des Danziger Hafens (full use) aufge�tellt. „In den Plänen einer

Änderung des politischen Statuts der Freien Stadt nimmt die Schaffung einer Verpflich-
tung Polens, den Danziger Hafen zu benutzen und auszunutzen, gegen Einräumung ge-

wisser wirtschaftlicher Rechte, z. B. nach dem Muster der der Tschech'oslowakei in

Hamburg eingeräumten Rechte, zweifellos einen hervorragenden Platz ein.“ (S. 18.)

IT. Die polnischen Rechte und Interessen in Danzig.
Die Danziger Frage �ei�owohleine Frage der Innenpolitik, als auh der Außenpolitik

Polens, gewi��ermaßenein „Mikrokosmos“, in dem alle Fragen der Republik �ichirgendwie
auswirkten. „Sie i�tniht eine von vielen Fragen, vielmehr i�t�iedie große Frage des pol-
ni�chenStaates.“ Danzig �eiin mehrfacher Leziehung „gewi��ermaßeneine Verlängerung
der Staaklichkeit und Verwalkung Polens.“ (!). '

Verf, zählt dann ausführlicher die Gebiete auf, auf denen Polen gewi��eunmittelbare

admini�trativeRechte be�itze(Ei�enbahn,Hafen, u�w.). Hier be�tündefür Polen in mancher
Beziehung die Möglichkeit direkter Aktion und eine gewi��e,wenn auh be�chränkteMacht
und „Sanktion“, während Danzig nur ein Ein�pruchsrechtund die Möglichkeik der Klage
beim Hohen Kommi��ardes Völkerbundes ke�ißze.

Auf dem Gebiet der Hafenverwaltung trete �tändigdie Gemein�amkeit der Intere��en
Danzigs und Polens hervor. „Die Vorwürfe, die besonders von Seiten einzelner mit

iGdingen verknüpfter Faktoren an die Adresse unserer Delegierten im Hafenausschuß

und der Hafendirektion gerichtet werden, daß sie allzu sehr um die Interessen des Dan-

ziger Hafers besorgt seien, sind unberechtigt; denn diese Sorge gehört zu ihren

Pflichten, genau so wie die Verwaltung Gdingens vor allem für. die Interessen dieses
Hafens zu sorgen hat.“ (S. 21/22.)

Zu der Frage der Zollverwaltung bemerkt der Verf., die von Polen auf der

Konferenz in Spaa am 11. VI. 1920 angenommene Enk�cheidungüber die Danziger Zoll-
verwalkung �timmenicht mit den Be�timmungendes Ver�ailler Trakkats überein. Danzig �ei
„eine Art Loch im polni�chenZoll�y�tem“.Zu den au swärtigenAngelegenheïten
tcißt es: „Nach der Theorie des öffentlichen Rechts gehören diese Rechte ebenfalls zu
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denen der Souveränität“). Folgt eine Aufzählung der �ih daraus ergebenden Formali-
täten (Vertretung bei internationalen Konferenzen, Exequatur-Erteilung, Protokoll bei

Kriegs�chiffbe�uchen).Nach der Aufzählung der für Danzig geltenden militäri�chen
Be�timmungen wirdfolgendes fe�tge�tellt:„Es besteht in einigen Fachkreisen die
Anschauung, die Erbauung des Kriegshafens in Gdingen sei unzweckmäßig, weil sie zu

einer Begrenzung unserer militärischen Rechte in Danzig führe. Eine polnische Flotten-
Station in Danzig hätte fraglos unsere dortige. Situation gestärkt. Man kann jedoch dieser
Meinung fim Übrigen] ‘schwerlich zustimmen. Gdingen bietet zweifellos unter jedem
Gesichtspunkt eine größere Eignung und Sicherheit für eine Flottenstation. Das ver-

fassungsmäßige Verbot, in Danzig eine Kriegsbasis zu schaffen, würde auch ständig die
Tätigkeit unserer Flotte erschweren.“ (S. 25.)

Es wird ‘dann auf die Vedeukung des Hohen Kommi��arsdes Völkerbundes im Zu�am-
menhang mit den militäri�hen Sicherheitsbe�timmungenfür Danzig hingewie�en.Das Rechk
des Hohen Kommi��ars,auf loyale Wei�e und eigene Verantwortung polni�chesMilitär

nah Danzig zu. rufen, „ist m Grunde der Dinge die stärkste legale und friedliche
Sanktion des polnischen Zugangs zum Meer“. Das \fei eine der Ur�achen,weswegen auf
deuk�cherSeite die Autorität des Völkerbundes und des Hohen Kommi��arsunterhöhlt und
eine Be�chränkung�einerKompekenzen auf Schlichtung Danzig/polni�cherStreitfälle er�trebt
werde. „Das Interesse Polens verlangt jedoch, daß in Danzig ein Hoher Kommissar von

Autorität und Verantwortungsbewußtsein amtiert. (S. ‘26.)

Marschall Pitsudski maß der militärischen Lage in Danzig große Bedeutung bei.
Er rief den Generalkommissar*) zu Sich, hörte seine Meinung und erteilte ihm in dieser
Frage mündliche Instruktionen, Er übte überhaupt immer einen bedeutenden Einfluß aus

auf unsere Politik in Danzig.“ (S. 26.)
Im Zu�ammenhangmit den Rechten der polni�chen „Bevölkerung“ pol-

ni�cherund Danziger Skaat2angehörigkeit bemerkt Str., polni�cheWirk�chaftskrei�ehätten
‘n Danzig nur wenige Po�itionen eingenommen, während man die wach�endeGefahr be-

obachten mü��e,daß der Wirt�chaftsapparat von Gdingen mehr und mehr vom deut�ch-
Danziger Element beherr�chtwerde. (S. 27), In die�emSaß liegt, wenn auch in etwas

ver�teckterForm, das deutlihe Einge�tändnis, daß Skr. in den „Rechten der polni�chenBe-
völkerung“ in Danzig nichks anderes �ieht,als einMitktel derkaltenPoloni�ie-
rung durch die Einnahme von „Po�itionen“. Anderer�eils i�tdie Behaup-
fung von der Ausbreikung des ‘deut�h-DanzigerElements in Gdingen vollkommen abwegig.
Das bewei�tallein die Tat�ache,daß in Gdingen ein �ehrweitgehender Konze��ionszwang
be�teht,der natürlich gegenüber dem deut�chenLanziger Element in Gdingen negativ ange-
wendet wird.

Die Rechte der. polni�henVevölkerung in Danzig in wirk�chaftliherund kultureller

Beziehung �eienweniger vom ge�chriebenenRecht, als von der Ein�tellungund der Praxis
der Verwallung des Senats und der Vehörden abhängig. Die�ehätten durch die admini-

�trativeGewalt über das ge�amteGebiet alle Mittel in der Hand, um die nationale Entwicklung
der Polen zu er�hweren. Anderer�eits hätten Völkerbund und Haager Gerichtshof, „von

deut�cherSeite im Sinne einer BVefahr der Poloni�ierungDanzigs beeinflußt, der polni�chen
Sache keine Hilfe gebracht“. Die aufopfernde „Sozialtätigkeit“ des Danziger Polentums
�uchedie�eLücke im „Schuß“ des polni�chenElements, während man auf dem Gebiet der

‘Arbeitsbe�chaffungden admini�trativenMikkeln des Senaks nur eine enge Zu�ammenarbeit
der polni�chenÄmter mit der Arbeikerorgani�ationund eine \tändige Sorge um An�tellung

von Polen in den Gebieten, auf die Polen admini�trativenEinfluß habe (Ei�enbahn,Hafen),
entgegen�tellenkönne. (S. 28.)

Auch in die�enFormulierungen finden wir in ver�tek>terForm wieder das Einge�tändnis,
daß unter der „polni�henSache“ nichks anderes zu ver�teheni�t,als der Wun�chzur Polo-

3) Zu der Frage der Souveränitätund der ge�amtenRechks�tellungDanzigs vgl, die

Zwi�chenltem.erkungen in dem Ab�chn.IV „Das Süakut der Freien Skadt u�w.u�w.“
4) So nennen die polni�chenamllihen Stellen troß den eindeutigen Be�timmungendes

Danzig-Polni�chenAbkommens vom 9. November 1920 den in Danzig tätigen diplomatki-
�chenVertreter der Republik Polen. ;
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ni�ierung. Der ganze Ab�aß wirkt im Übrigen wie ein Ver�uh der Enk�chuldigung,
daß ihm, Etrasturger, die�ePoloni�ierung Danzigs während �einer langjährigen Tätigkeit
als dortiger Diplomati�cherVertreter der Republik Polen nicht gelungen i�t. Allerdings
dürfte es ein {werer Irrtum �ein, daß mit Hil�e der internationalen In�tanzen die�e
Poloni�ierungsbe�trebungenerfolgreich gewe�enwären,

Ferner ver�uchtStr. �tetsden Eindruck zu erwecken, als �eiendie polni�henAusbrei-

fungslendenzen, deren energi�ch�terVertreter Str. gewe�eni�t, tat�ächlih nur eine De-

fen�iveder Polen gegen „teut�hen Druk“. So auch mit der „Sorge um An�tellung von

Polen“ auf dem Gebiet der Ei�entahn und des Hafens. Wie es �ichdamit tat�ächlichverhält,
zeigen die Klagen der ‘Danziger Ei�enbtahnerdeut�her Nationalität wegen Verdrängung,
Ver�etzung in polni�chesGebiet und ma��enwei�erEntla��ung,die in der ganzen Welt be-

kannt und bis auf den heutigen Tag nicht ver�tummt�ind.Noch in allerleßter Zeit �ah�i
der Senal gezwungen, wegen der offen�ichtlichen,den Verträgen kraß zuwiderlaufenden
Venachkeiligung der deut�h-DanzigerEi�enbahnerSchrikte bei der polni�henRegierung zu

unternehmen. Das i�tum�okezeihnender, als ja, wie Str. �elb�tfe�t�tellt,das Danziger
Polentum wenig zahlreich i�t, Daher �indauch an�telleder entla��enenund ver�eßtenDan-

giger Ei�entahnernahezu aus\chließlih polni�cheStaatsangehörige einge�tellfkworden. Die

Ei�entahnange�tellten,�ohieß es 1930 in einem „Gedenkbuch zur Zehnjahresfeier für Pom-
merellen“5) „�ind ciner der grundlegenden \chöpferi�henFaktoren in der Enffaltung der

polni�chenKultur an den we�tlihenGrenzen“. Die Vedeutung des in Danzig an�ä��igen
Polentums �etztStr. dement�prechend�ehrhoh an: „Die polnische Bevölkerung in Danzig
ist nicht zahlreich genug, um in der Freien Stadt eine wichtige politische Rolle zu Spielen.“
Man mü��ejedo< bedenken, daß es �ichhier um einen Teil der Bevölkerung Pommerell2ns
fandele, die �i<hmit Erfolg gcgenükter dem deul�henDruck behauptet habe. Ein Pole in

Danzig ist 100mal wertvoller als ein Pole in Westfalen.“ Den�elbenGrund�äßenhuldige
Deut�chland,das der deut�chen Bevölkerungin Pommerellen be�onderenSchuß angedeihen
la��e.(S. 28/29.)

„Hingegen St vom Standpunkt der“ polnischen

-

Politik die Parteizuge-

hörigkeit der Danziger Polen von keiner Wichtigkeit, denn siè haben

keinen Einiluß auf die (Gestaliung unserer Innenpolitik. Deshalb ist es schwer zu ver-

stehen, warum gerade dieses Moment in der Geschichte des Danziger Polentums in den

letzten Jahren eine so wichtige Rolle spielte. Lange Zeit hindurch erfreute  sich eine

Reihe polnischer örtlicher '‘Organisationen aus unbekannten (Gründen seitens einiger pol-
nischer Behörden?) keiner eigentlichen Hilîe und Schutzes und hatte Grund, sich bitter

über ihr Verhalten ihnen gegenüber zu beklagen. Die ungesunden Ambitionen einiger

Persönlichkeiiten?) brachten es �ertig, die Polen untereinander zu veruneinigen. Nicht

nur die „Gmina Polsk a“, die einst mehr die zur Regierung in Cpposition stehznden

Kreice um sich sammelte, sondern auch die polnische Berufsorganisation der Arbeiter

(Polskie Ziednoczenie Zawodowe Robotn:ków), eine der verdientesten Arbeiterorganisa-

tionen, die die Zusammenarbeit mit der Regierung erstrebte und Sich in anderen Ge-

bieten vollkommener Unterstützung seitens der polnischen Behörden erfreute, wurde

eine Reihe von Jahren hindurch aus unbekannten Gründen schlecht behandelt. Dem

neuen Ger eralkommissar . ... obliegt die dankbare und leichte Arbeit, mit einer der-

artigen Politik Schluß zu machen.“ (S. 29.)

„Man kann sagen“, �oheißt es dann weiler, „es gibt nicht nur eine, sondern 100

Manziger Fragen, oder besser 101, nämlich hundert kleine Einzelfragen und eine große,
die alle anderen miteinschließt und die man mit zwei Worten ibezeichnen kann: Polens

Unabhängigkeit.“ Im Punkt Danzig berühre �ihPolen mit dem Meer und der Welt und

werde er�t dadurh aus einem won �einenNachbarn abhängigen Vinnen�taat zu einem

wahrhaft unabhängigen Staat. (S. 30.)

5) „Ksiega Pamiatkowa Dziesieciolecia Pomorza“, Thorn 19380. Vgl. O�ftland-Ber.
Jg. V, S. 410. Der zitierte Sah bezieht�ichin dortigen Zu�ammenhangebenfallsgerade auf
das polni�cheEi�enbahnper�onalin Danzig!

6) gemeint: die Diplomat, Vertretung der Rep. Polen in Danzig.
7) wemsint:- Dr: Neioczyú�ki/polni�cherParkteipolitiker in Danzig und Vor�tands-

mitglied der Außenhanidelskammer-Danzigvon ihrer Kon�tituierungbis 1936,
e MEEa



Politi�he Opporluni�tenkönnten nun fragen, ob es niht am prakti�h�tenwäre, die

Gewinnung eines fkerritorial unbe�chränktenZuganges zum Meer durch die Erbauung
Gdingens als endgültige Lö�ungzu betrachten und �ih in Danzig mit freiwillig von Deuk�ch-
land eingeräumten Konze��ionengu-begnügen,an�tattdie �tändigeinnen- und außenpoliti�che
Vela�tungdes Kampfes um die polni�chenIntere��enin Danzig auf �ihzu nehmen. Darauf
antwortet Str.: Kein politi�chdenkender Men�chwerde annehmen, daß man durch politi�che,
wirk�chaftlicheund militäri�cheSelb�t�hwächungvon �einemGegner Zuge�tändni��eerreichen
könne, denn:

i

i

:
Y

Mir wisSen 4e daN dre An eILe derune Danze nicht das

letzteZielder deutschenPolitik sein kann. Der Sinn ‘dieser Tat wäre

vor allen Dingen der einer Etappe im Kampfumein weiteres Ziel: Die

Wiederherstellung der territorialen Verbindung [scl. des Reiches] mit Ostpreußen, die

Abhängigmachung Polens durch Abschneidung vom Meere und damit die Verknüpfung
Polens mit dem deutschen wirtschaftlichen und politischen System.“ (S. 31)

Der �chwäch�tePunkt des �ogen.Korridors �eivom 'poliki�chen,wirt�chaftlichenund mi-

lifäri�chenGe�ichlspunkt�einegeringe Vreite. Die deul�hePropaganda operiere �ehrgern
mit die�emArgument und �chlagean�tattdes deut�chenTran�its durh den Korridor den

Tran�it Polens durch ein deut�hes Pommerellen, Üterla��ungwirk�chafkliher Rechke in

Lanzig und des Gdinger Hafens an Polen vor. Eine weitere Verengerung des Korridors

durch die Angliederung Danzigs an Deut�chlandwerde das deut�heVolk die�emZiel näher
Hringen. (GS.31.) :

Zur weiteren Widerlegung jenes „politi�henOpportuniëmus“ führt Sir. dann wieder

�eineThefe an, daß Lanzig und Gdingen zwei Teile eines einzigen Zuganges zum Meere

dar�tellen,deren Auseinanderreißung {were wirk�chaftliche,politi�he und militäri�che
Folgen haben würde. In wirt�chaftlicherVeziehung �eidie Verlegung des ge�amtenpol-
ni�chenUm�chlagsnah Gdingen �{<wierig,weil einige Po�itionen dur< den Wa��erweg
eng mit Danzig verknüpfk �eienund Gdingen als einziger Hafen auch techni�cheSchwierig-

-

keiten zeigen würde. Aus poliki�henRück�ihtenwürde das Deut�cheReich das niemals

zula��enwollen no< können, Ferner würde ein bedeutender Teil des polni�chenHandels
wieder durch das Dk. Reich konlrolliert werden. Was das bedeute, habe der Zollkrieg zur

Genüge gelehrt. — Die Wirkung auf die polni�cheBevölkerung würde in Pommerellen,
‘Po�enund Ober�chle�ienzu einer Slwächung des nationalen polni�chenSelb�tbewußt�eins
führen. „Ebenso würde in ganz Polen der Verlüst Danzigs als eine neue Teilung
Polens betrachtet werden.“ - (S. 82.)

Danzigs Grenze �eivon Gdingen nur 12 km enfkfernt. Eine Verteidigung Gdingens
wäre unmöglich,wenn Danzig zum Dk. Reich gehöre. Bei einem Kriege �eifreie Sezzufuhr

- für Polen von enk�cheidenderBedeutung.

„Nach unserer tiefen Überzeugung würde der Verlust Danzigs sogar nicht nur

keine momentane Atempause bedeuten, sondern müßte in kurzer Zeit den Verlust
Pommerellens und, was dessen Folge wäre, den Verlust der Unabhängigkeit Polens
nach sich ziehen.“ (S. 33.)

III. Danzig und die polnische Meerespolitik.
Der Verfa��ergeht von dem Grund�aßaus, daß nur der Zugang zum Meer Polen von

‘Deul�chlandwirkt�chafilihunakhängig gemacht habe, und betrachtet die Entwicklung der

‘Richiungéänderung des polni�chenAußenhandels von der O�t-We�t-in die Nord-Süd-

ribiung, den alimahli<hen Rückgang des deut�chenAnteils und die Steigerung des Anteils
der übrigen Länder am polni�chen{Warenverkehr u�w, Lie�eAusführungen �ind eine

Wiederholung des Vorlrages des�elLenVerfa��ersin der „Carnegie-Stiftung“ in Paris,
veröffentliht in Publications de la conciliation internationale“, Paris 1932. — Ab-
�chließendglaubt der Verfa��erdann fe�t�tellenzu können, daß dex Zugang zum Meer
‘Polen durch die Richlungsänderung des Handelsverkehrs tat�ächlihvon der „Suprematie“
der Nachbarn �reigemachtund es �chrittwei�eals �elb�tändigenFaktor in die Weltwirt�chaft

*

hineingeführt habe. Die Meéerespolikik �eidaher heute eine der wichtig�tenGrundlagen
der ganzen Wirt�chaftspolitikPolens, deren Echädigung alle Bemühungen Polens um die
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Schaffung be��ererExi�tenzbedingungenzunichte machen würde. Str. betrachtek dann die

Stellung Danzigs innerhalb der Meerespolitik Polens und kommt

zu folgender Fe�t�tellung:„Sein [Danzigs] prozentualer Anteil am Warenumschlag

4

steigerte Sich nicht so wie der Gdingens, er unterlag aber seit Jahren nur geringen

Schwankungen.“ Als Unterlage gibt der Verfa��erfolgende Tabelle über den prozen-

fualen Anteil Danzigs an Polens ge�amtemAußenhandel nach dem Wert der Waren.

(S. 40)
|

1928 1929 -1930 1931 (1932 1933 1934 1935

Ausfuhr E 27 DOME 800/04, 00

Einfuhr ODE PUS Oh JO TA 9

Gesamtanteil 25 OO 20 2E 24 20 ZE 20

Dazu macht Str. folgende erläuternde Angaben: „Eine gewisse ‘prozentuale Abnahme

in der Einfuhr wird durch die Erhöhung in der Ausfuhr kompensiert. In allgemeinen

Ziffern beträgt der Umschlag 4 des Wertes des Außenhandels. Der unverhältnismäßig

hohe Rückgang im Jahre 1935 erklärt sich durch die Guldenabwertung [Unsicherheit
der Handelsbeziehungen] und durch die anti-italienischen Sanktionen [Kohle].“ (S. 41.)

Olknohl die�eAngaben des Verf. über die Rolle des Danziger Hafens im polni�chen

Außerhandel reichlich allgemein gehalten �indund �ichüberdies ‘au< nur auf die für einen

Hafenbetrieb niht immer aus�chlaggebendewertmäßige Beteiligung be�chränken,reden die

obigen Zahlen doch eine �ehreindeutige Sprache; namentlih, wenn man �ieauf das Jahr
1936 ausdehnt. Es i�tdann fe�tzu�tellen,daß nach den amtlichen Angaben der wert-

mäßige Ankeil Danzigs in ‘der Einfuhr auf 7,0 wv. H. -(!), in der Ausfuhr kroß der

gün�tigenGetreidekonjunktur auf 29,9 v. HS.zurückgegangen i�t,�odaß von einer Kompen-
‘�ationkeine Rede �einkann. Die�eErgänzung erhält ein be�ouderesGepräge dadurch, daß

*

Gödingenswertmäßiger Antkeil am ge�amtenpolni�<henAußenhandel in .dem-

�eltenJahr 1936 auf 57,7 w. H.in der Einfuhr, auf 36,0 v. H. in der Ausfuhr in die Höhe
{ge�chnellkwar. Was ferner die angeblich durh die Guldenabwertung verur�achte
„Un�icherheit“anbetrifft, �oi�tdie�edur< die bekannten ZollmaßnahmenPolens

vom Juli des�elbenJahres, die von Str. �elb�tals unklug und �hädli< �charfkriki�iert

werden,zum minde�tenwe�entlichgefördert worden, Das Argument won dem Einfluß der
anti-italieni�chen Sanktionen auf die Kohlenausfuhr i�tin die�emZu�ammen-
hang vollkommen hinfällig. Die�eSanktionen müßten �ih doh in Gdingen minde�tens
eben�oausgewirkt haben! An�taktde��eni�tdort 1935 niht nur kein Rückgang, �ondern
�ogareine gewi��eZunahme des Kohlenum�chlagszu verzeichnen.

Auf die Frage: „Warum nimmt der Umschlag in Danzig nicht genau s0o zu wie in

Gdingen?“, antwortet Str, Gdingen �eiein neuer Hafen ‘und habe infolgede��eneine
größere Dynamik. Pie Entwicklung Danz:gs leidet unter den dort herrschenden Ver-

chältnissenund der politischen Atmosphäre. Unter dem Einfluß dieser Strömungen

wird die Aktivität des DanzigerHandelsapparats paralysiert. In Danzig herrscht
ein Skeptizismus über die Entwicklungsmöglichkeiten unseres Seehandels, derselbz

PY

Skeptizismus, dessen Begründung wir in der Mehrzahl der deutschen Veröffen:-

lichungen über die Probleme unseres Außenhandels finden.“ (S. 41.) Infolgede��en
gebe es in Danzigeigentlichkeine wichtigen Zentren des Seehandels, abge�ehen vom

Holzhandel(mei�tin jüdi�ch-polni�henHänden), Getreidehandel (mei�tin Händen polni�cher
Firmen), Heringen, Kolonialwaren, Naphtha-Produkten und einigen Artikeln von geringerer
Bedeulungs).

Auchdie�eBehauptungenStr.'s machen einige Vemerkungen erforderli, Über idas

Verhältnisvon (-„Dynamik“und .Subventionspolitik liegen Äußerungen por, die — wie dus

Sachper�tändigengutachtenvom September 1982 — in mehr ‘als einer Beziehung außer-
‘ordentlih auf�chlußreih�ind. Vor allen Dingen aber muß fe�tge�tellt
werden, daß man in der „politi�chen Atmo�phäre“ in Danzig, mit
der doch wohl nichts anderes gemeint i�t, als die Stärkung des

Deut�chbewußk�einsder Danziger Bevölkerung und ihre �traffe

8s) Str. „über�ieht,daß er mit die�erAufzählung fa�tlückenlos bereits die wichtig�ten
Zweige ‘des polni�chenAußenhandels genannt hat.
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NSDAP... nur dann eine Er�hwerung der wirt�chaftlichen Bezie-

hungen erbli>wen kann wenn man an die Danziger Fragen unter

den Voraus�eßhungen herangeht, die Sktrasburger auch heute no<h

inmehr oder wenigeorverhüllter Form gu machen pflegt, die Vor-

aus�eßungnämlich, daßDanzignurdann imDien�ledespolni�chen

Handels �tehen und �ichwirt�chaftlih entwicweln könne, wenn in

�einem Inneren Verh@lini��e be�ehen die eine �tändige AUs-

breitung des polni�hen Elements und dement�prechend eine

fort�chreitende Verdrängung der deut�chen Vevölkerung aus

allen wirf�diaftliden, polli er. und fon �tigen Poqltiouen

erlaubt Str. gibt �ell�tzu, daß Danzig mit Rück�ichtauf den eindeukig deut�chen

Charakter �einerVevölkerung nicht ¡Polen einverleibt, �ondern zu -

einem �elb�tändigen

Staat2we�en gemacht worden i�t. Wenn Polen die�ein dem Sinn der Verträge beruhende

Voraus�ehung �einem(Verhalten gegenüber Danzig zugrundelegt und niht — wie Stráäs-

burger — das Ziel der kalten Poloni�ierung, dann �pieltdie innenpoliti�he Entwicklung

Danzigs für �einewirt�chaftlichenIntere��ennicht die gering�teRolle.
'

Die Rolle, die Str.

und mit ihm die mei�tenPolen der Danziger Innenpolilik teime��en,i�t�ubjektivbe�timmt,

nicht aber objektiv durh die Verhältni��ean �i<h.Bekannktlih empfinden die Polen,

beeinflußt dur< Leute vom Schlage Strasburgers, die Tat�ache, daß ihnen Danzig
in Ver�ailles niht mit Haut und Haaren ausgeliefert worden i�t,als ein Unrecht, de��en

Wiedergutmachung �iezu fordern berechtigt �eien. Mit aller Eindringlichlkeit tritt auch hier
wieder hervor, daß Str. unker dem Deckmankel des Kampfes für die „Heiligkeit“ der Ver-

fräge nichts anderes er�trebt,als die Verwirklichung einer Auslegung der vertraglichen

Grundlagen, die deren möglich�t�chnelleund gründliche Be�eitigung im Sinne der „Wieder-

cutmachung“ jenes �hweren „Unrechts“ an Polen ermöglicht. Früher pflegte Herr Str. �eine

PPoloni�ierungsab�ihtenweniger äng�tlih zu werbergen, In einem 1929 er�chienenenAuf-
�atz,als de��enVerfa��erStrasburger mit Sicherheit anzunehmen i�t®),heißt es: „Nur

allein ene weitere Stabilisierung der Verhältnisse [d. i. des Parteien�n�temsvon 1929]
der Zustrom neuer Männer und neuen Kapitals von außen her [lies: aus Polen], kann

Danzig dazu verhelfen, daß es die Rolle spielt, die ihm .

., zukommt.“

Um die�e„Notwendögkeil“irgendwie zu begrünten, wurde auch in dem damaligen Auf-

�ak�chondie Behaupkung von der unzulänglichen Aktivität des Danziger Wirt�chaftlersauf-
ge�tellt. Wenn Str. die�eVehaupkung heuke wiederholt, dürfte demnach klar �ein, mik

welchen Hinlergetanken ‘er das fut.
"

Daß in Dang a priori durchaus kein „Skeptkiziómus
‘iber die Entwicklungêmöglichkeitendes polni�hen Seehandels“ exi�tierthak, davon zeugt
die Überzahl von Gründunaen wirk�chaftliherund indu�triellerUnkernehmungen in den er�ten

Jahren des Ve�tehensder ‘Freien Stadt Danziq. Wenn �ichdann auf Grund- vieler trauriger Er-

fahrungen ein gewi��erSkepkiziómns herausbildete, �ocalf die�er den Aus�ichtender Da n-

riger Wirk�chaftinnerhalb der Enkwicklung des polni�hen Seehandels. ein Skeptiziömus,
der ange�ichtsder unaufhörlihen Schikanen und �y�temati�henVenachteiligungen. an denen
aecrade die Amk3zeit des Herrn Str. \�oüberaus reich war, leider nur zu berechtigt war.

Wenn entgegen dew unwahren Unker�tellunoenSkr.’s troß allem auh heute noch eine un-

ermüdliche Aktivität des Danziger Wirk�chaftlerszu beobachten i�t,dann gründet �ichdie�e

auf die Hoffnung, daß die Polikik der Vernunft und der Anerkennung der beider-

�eifigenIntere��en�chließlichdoh Siegerin bleibt über die Exrpan�ionêtendenzen,wie �ievon

Str. propagiert werden.

Str. beeilt �ichdann allerdings gu betonen, daß Danzig in der Verganoenheit und auch
(heute noh eine wichtige Rolle im polni�chenLeben �piele.Zum Bewei�e de��enwerden an-

aeführt: die Ver�orgungPolens über Danziq während des polni�ch-ru��i�chenKrieges 1919/20,
die Munikiorêlieferunoen 1920, teren Vehinderung durh den Munikion®s�freik in hoß-w

‘Maße zum AvÞebau Gdingens beigetragen hätlen, urd {ließli< die Bedeutung Dan-igs
ævährend des denf�ch-polni�henZollkrieges. Sfr. verneint die Fraoe, ob Polen eine Ein-

\chränkung des Warenum�chlags in Danzig zula��enkönne. Die Begründung, die er tazu
——

9) The Danzig Problem“ in: „The Polish Economist“, Januar 1929, &. 2 ff., vgl.i

O�tland-BVer.Jg. III, S. 78—80.
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gibt, i�tallerdings bezeihnend und bedarf keiner be�onderenKommentierung: „Eine Politik,
deren Ziel eine Änderung des jetzigen Danziger Statuts wäre, könnte eine Minderung
seiner Rolle im Wirtschaftsleben Polens erstreben. Wenn wir im Gegenteil de gegen-

wärtige Verfassung aufrechtzuerhalten und zu befestigen wiünschen, dann müssen wir
für eine Entwicklung des Danziger Handelsumschlages sorgen. Die Wirtschaftskreise
beschweren sich manchmal über die Politik unserer Behörden, wenn sie polnischen
Firmen abraten, nach Gdingen überzusiedeln. In dieser Frage müssen wir den Stand-
purkt unserer Behörden in Schutz nehmen, mit der Einschränkung jedoch, daß er mit
enderen Bemühungen, Danzig betreffend koordiniert wird.“ (SL. 42.)

Was unker die�enkoordinierken Bemühungen ver�tandenwerden �oll,wird ebenfalls
mit aller Offenheit ausge�prohen: Vorbedingung für eine volle Ausnutzung des
Danziger Hafens ist natürlich, daß dort Verhältnisse bestehen, die Polen freien

Handel, freie Firmengründung und Niederlassung, Beschäftigung eigener Arbeiter bei

diesen, freien Ankauf und Auflassung von Immobilien, gleichmäßige Behandlung bei der
Besteuerung usw. garantieren. Es muß außerdem die Sicherheit bestehen, daß die Polen
dienenden Rechte auf dauerhaften politischen Grundlagen beruhen. Die Verfassung der
Fr. St. muß die Garantie der Unabhängigkeit von fremden Faktoren und die Sicherheit
geben, daß unsere wirtschaftlîcken Rechte in keinem Augenblick auf Befehl von außen
her zurückgezogen werden können. Es muß nicht nur Sicherheit. darüber bestehen, daß
alle Waren heute über den Danziger Hafen gehen, Sondern daß sie auch morgen
unter denselben Bedingungen dort hindurchgeführt werden können.“ (S, 45/46.)

Zur Kennzeichnung die�erForderungen genügt ein Hinweis auf die Bemerkungen, die
wir bereits oben zu den mehr oder weniger verhüllten Poloni�ierungstendenzendes Herrn
Strasburger gemacht haben,

In längeren Ausführungen bemüht �ihStr. nachzuwei�en,daß das Intere��ePolens an

Danzig mit Gdingens Intere��endurchaus in Einklang zu bringen �ei,dabei �tetsvon der
‘bekannten The�eausgehend, daß Danzig und Gdingen „einen einzigen Zugang Polens zum
‘Meer“ dar�tellen. „Unrichtig wäre es anzunehmen, daß wir im Falle der Einschränkung
unserer Berechtigungen in Danzig imstande wären, unseren ganzen Seehandel in Gdin-
gen zu konzentrieren. Das wäre Sicher schon vom politischew Standpunkt aus unmög-
lich: nicht dazu ließ sich das Reich in Danzig nieder, um dessen Wirtschaftstod zu-

zulassen.“ (S. 43.)

Nach einer Schilderung der angeblichen Unter�chiedeund Gemein�amkeitender beiden

Häfen, wobei er �ih den Angaben polni�cherPublizi�ten10)an�chließt,kommt Str. zu fol-
gender Schlußfolgerung:

„Aus diesem natürlicken Unterschied der Verhältnisse ergibt sîch der wirtschaft-
liche Vorteil einer Teilung der Umschläge zwischen beiden Häfen. Diese Teilung muß

Sich vollziehen nach technischen und wirtsohaftlichen Prinzipien und nicht nach dem

Grundesatz rechtlich-politischer Motive, Völkerbundsentscheidungen oder nach falsch
oder echlecht verstandenen patriotischen Gesichtspunkten.“ (S. 47)

Die Arkeilskeilung derkt �ihStr. folgendermaßen: Danzig �einah dem Urteil der

Fachleute geeignet für Holz, Getreide, Zucker, Ma��enwiarenwie Erze, Petroleum und Pe-
lroleumprodukte. Gdingen habe be��ereNavigaktionsbedingungen, �eikiefer, biete einige
ve�ondereEinrichtungen für eine Reihe von Warengakkungen und Hafenverkehrszweige,
z. V, Pa��agier-und Auswandererverkehr, dann für Vacon, Butter, Eier (durh die Kühl-
(hallen), Reis, Ölprodukte, Vaumwolle, Tabak, Früchke u. ä, gün�tigeBedingungen für
Ma��enware,Schrott, Schwefelkies und �eibe�onderseng verbundenmit der Ober�chle�i�chen
Kchlenindu�trie.

„Übrigens kann Kohle in beiden Häfen unter gleich günstigen Bedingungen ver-

laden werden. Sie kann daher als eine Art Regulator der gleichmäßigen Aus-
nutzung beider Häfen dienen. Die Fachleute weisen auch auf die Notwendigkeit hin, in

jedem der Häfen gewisse Reservemöglichkeiten für die Verladung von Artikeln zul

10) Vot-danNagór�ki in Przeglad Gospodarczy“ und in den Publikationen des Balf.

In�tikuks; Kazimierz Swietecki: „Rozwój Portu Gdañsk:ego“, Thorn 1982, hrsg. v. Balt.
Ir.�tituk.Vgl, lbazu ‘die früheren Jahrgänge die�erO�tland-Berichte.
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schaffen, die gewöhnlich in den anderen Häfen umgeschlagen werden, und zwar für

den Fall von Streiks oder anderen Hindernïssen und Schäden, die dort auftreten

könnten.“ (S. 45.)

Auch die�er�cheinbar�ogroßzügige Verteilungsplan Str.’s macht ‘einige Randbemerkun-

gen erforderlich. Die be�ondereEignung für den Um�chlagvon Zucker, die Skr. mit Rechk
Danzig zuerkennt, hat Polen nicht daran

-

gehindert, dem Danziger Hafen die ge�amke
Zuckerausfuhr zu entziehen und über Gdingen gehen zu la��en.Ähnliches gilt für den werk-

vollen Sfkückgüterverkehr.Ferner darf doh nicht über�ehenwerden, daß vor der Inbektrieb-

nahme von Gdingen die von Str. erwähnten Waren zum größten Teil über Danzig gegangen

�ind, Ein Bruchkeil der in Gdingen gemachken Inve�titionenhätte genügt, um in Danzig auf
der Grundlage der dortigen natürlichen geographi�chenVerhältni��eungleich gün�tigereBe-

dingungen für den polni�chenSeehandel zu �chaffen.Was den Kohlenum�chlaganbetrifft, �o
i�tdie�erals „Regulator“ für den Schwund an wertvollem Stückgüterverkehr natürlich

lkeineswegs geeignet. Str. i�tdoh wohl zu lange mit allen die�enFragen unmittelbar be-

faßt worden, um nicht zu wi��en,daß gerade der Kohlenum�chlaginfolge des techni�chen
Forfk�chritksdur die Aus�chalkungder men�chlichenArkeitskraft und durh die Be�chleuni-
gung des Um�chlagêvorgangesu�w.einem Hafen nur �ehrgeringe wirk�chaftliheVorteile

bringt. Wie �ich die�er„Regulator“ im übrigen auswirken kann, das hat uns kurz nah dem

Er�cheinendes Straësburger�chenVuches der Ober�chle�i�cheKohlen�treikvor Augen aeführk.
Solche Skörungen des Arbeiksproze��es,die nah Str. Vor�chlag in der Danzig-Gdinger
Arbeitsteilung ebenfalls berück�ichtigtwerden �ollen,�indin der von ihm fo ungern ge�ehenen
„politi�chenAtmo�phäre“des nakional�oziali�ti�henDanzig allerdings ein für allemal aus-

oc�chlo��en.
| :

:

Der Ab�chnitt�hließtdan mit folgender Bemerkung:

„Die Tatsache, daß sich Polen und Danzig in der Frage der Zusammenarbeit beider

Häfen verständigt haben, ist eine positive Erscheinung. Leider zeigt jedoch die, Erfah-

rvng, daß Danzig seine Garantien betreffend die Schaffung entsprechender politischer
Bedingungen. die für diese Zusammenarbeit unentbehrlich sîind, nicht gehalten hat.

Diece Bedingungen sind heute bedeutend schlechter, als sie vor dem Abschluß des

Abkommens vom 4. September 1933) bestanden.“ (S. 47)
Bei einer okjektiven Vekrachkung der Sachlage, die Str. auch in die�emAk�chniktvoll-

kommen vermi��enläßt, muß man zu der Fe�t�tellunggelangen, daß die er�teVorbedingung
für eine volle Auênußung des Danziger Hafens, wie �ieja Polen als Verpflichtung auf-
erlegt worden i�t,die Aufgabe der Subventkionspolitik zugun�tenGdingens i�t.

IV. Das Statut der Freien Stadt und die internationalen Garantien
des polnischen Zugangs zum Meer.

„Die Üterschneidung zweier Tendenzen, des Wunsches, der ‘Danziger Bevölke-

rung die Möglichkeit freier kultureller Entwicklung und in gewissen Grenzen die Lei-

tung ihrer cigenen Geschicke zu lassen, und andererseits Polen einen freien Zugang
zum Meer zu '‘schaffen, führte dazu, daß aus Danzig ein internationaler Crganismus von

einer gewissen Besonderheit gemacht wurde.“ (S. 48.)
Die folgenden Ausführungen über die Frage, ob die Fr. St. Danzig den Charakter

eines �ouveränenStaates habe, �indeine Wiederholung früherer Darlegungen des Verf.12).
Auf eine aus�ührlichereWiedergabe kann daher hier verzichtet werden. Es genügt, wenn

einige wichtige Punkte hervorgehoben werden, Als einziges Argument f ür die Annahme
der Souveränität glaubt Str. „die Schw:erigkeit, eine andere Bezeichnung aus dem Ge-

biet des Völkerrechts zu finden“ (GS.48), nennen zu können. Die Art der Ent-

�tehung der Fr. Sk. �prechegegen die�eAnnahme, denn unter dem Ver�.Vertr. fehle ja
Danzigs Unter�chrift.„Gegen den Staats-Charakter Danzigs würde auch die in Danzig
oft in den Vordergrund gerückte Ansicht sprechen, daß Danzig seinerzeit gegen seinen

eigenen Willen als Freie Stadt konstituiert wurde.“ (S. 49.)

11) Muß richkig heißen: 18. September. t
12) Veröff. in der Zeit�chrift „Académie Dipnlomatique Internationale“ — Paris,

polni�h:Dominium maris“, Jahrbuchldes Valk. In�tituts,Heft 3.



Die�ervom juri�ti�henStandpunkt unhaltbaren The�e,die eine völlige Umkehrung der

tat�ächlichenVorgänge dar�tellt,i�tentcegenzuhalten, daß gerade die Tak�ache, daß man

durch den Ver�. Vertr. troß des polni�chenWider�tandes die Fr. Stk. als �elb�tändiges
Staatswe�en in der europäi�chenStaatsgemein�chaftbegründete, einwandfrei den Schluß
zuläßk,daß man einen Staat mit all den Eigen�chaftengründen wollte, die ein Staat {hle<ht-
hin eben hat. Zudem müßte Str. eigentlih wi��en,daß die Freie Stadt Danzig �chonaus

dem Grunde den Ver�ailler Vertrag nicht unterzeichnen konnte, weil �ievölkerrechtlih noch
nicht vorhanden war und er�tam 15. November 1920 kon�tikuierkwurde.

Der Ver�.Vertr., �oführt Str. dann weiter aus, �{hränkevon vornherein die Rechte
Danzigs ein und be�timme,taß Danzig die ihm vor �einerEnk�tehunaauferlegten Be�chrän-
kungen niht abwerfen könne und daß es niht das Recht zur �elb�tändigenKompekenz-
erweiterung („Kompekerzkompedenz“)be�itze,„was eine grund�äßlicheEigen�chaftder Sou-
veränikät zu �ein�cheint.“Die Ve�chränkungenzugun�tenPolens �eienzwar vertraglicher
Natur, aber- die Verpflichtung zum Ab�chlußeines Vertraaes �einur von Polen, niht von

Danzig unker�chriebenworden. Danzig fehlten wichtige Attribuke der Souveränität, wie die

Verkeidigung �einerUnabhängigkeit, „Führung“ der auswärtigen Angelegenheiten. Jedoch
�eiDanzig verktrag�chließenderTeil in internationalen Verträgen, wenn auh, außer bei
direkten Verträgen mit Polen, mit Vermittlung Polens. „Danzig kann demnach Subjekt
des internationalen Rechts sein.“ (S. 50.) .

Was die von Str angeführten „Be�chränkungender Souveränität“ anbetrifft, �oi�tzu

bemerken, daß die�eim Ver�.Vertr. nur �kizziertund von Danzig im Pari�er Vertrag vom

9. November 1920 verkragê?mäßig freiwillig zuge�tandenworden �ind. Danzig hak die�en
Verkrag als völkerrechtlich aleihberechtioker Partner mit Polen abge�chlo��en;der Vertrag
i�twie jeder ordentliche völkerrechtlihe Vertrag auh beim Völkerbund in Genf regi�trierk.
An der völkerrechktlihen Berechkigung und Fähigkeit Dan?ias u die�em Vertraasab�chluß
kann nicht gezweifelt werden, ‘chon weil der Vertragsab�hluß dur< Danzig bereits im

Ver�. Vertr. avsèrücklih vorge�ehen war. Daß ein Staat auf aewi��eSounerönikätsrechte
keilwei�everzichtet i�t,völkerre<tli< nihts Ungewöhnliches und beeinträchtigt �elb�tver�tänd-
lih nict �einenCharakter als �elb�tändigesStoakswe�en. Was ferner die au?2wärtiaen An-

gelecenheiten Danzigs anbetrifft, �ohandelt es �ihnicht. wie Str. es darzu�tellen �ucht,um

oine „Führung“ der auswärtigen Angelegenheiten dur< Volen im eigentlihen Sinne des

Workes, — Danzig hat bekanntlich vollkommen freie Enk�cheidungin der politi�chenBe-

hondlunag �eineravêwärticer Angelegenheiten. EA hondelt �ic dabei vielmehr nur um eine

Verpflichkuna Polens zur Wahrnehmung konf�ulari�herund formal-diplomakti�cherGe-
�chäfte. Die Unkerbalkung eianer diplomati�cherbw. kon�u"ari�herVertretungen im Aus-
lande wäre für das kleine Danzig nakürlich viel 2u ko�f�pielig.

Bezeichnender Wei�e zikiert Str. nur wei Gelehrte, die die Frage nah der Souverä-

nität Danzigs bejahen (Pfeuffer und O Löning), wéhrend er für die Gegenmeinung eine

�anae Reibe von Verkrekern mit langen Zifatken zu Worte kommen läßt, wobei be�onders
Aieienicen berrorgehoben werden, die das Borhälknis Danzias 21m Völkerbund als „PVro-
Jekforat und Eorontie“ bezeihnen. Zur Vichkio�kellungmuß a-�agkwerden. daß die Bo-

�timmungdes Ver� Verkr. über den Echuß des Völkerbundes �elb�tver�tändlihkein Profkek-
foraf iroerdeiner Seife bedeutet, �ondernnur einen Schuß, den �ihandere Staaken durch
|Vündni��eebenfalls ver�chaffen.

'

Str. meint �chließlich,daß vom Standpunkt der aktiven Politik die�esganze Problem
keine grund�ähßliheBedeukung be�iße; man könne �ichmitder Fe�t�tellungbegnügen, daß
Danzig „eine politische Schöpfung sui generis ist. Ausgangspunkt für die Klärung
dieser Beziehungen diürfen nur die vertraglichen Bestimmungen sein, die Danzig be-

tref‘en. bzw. die Klarmachung der Ziele, für die die Freie Stadt geschaffen wurde,
Schließlich der Wunech, die widerstreitenden Interessen auszugleichen und sie der Idee
der Stärkung des Friedens unterzuordnen.“ (S. 51.)

Wenn die�erSaß als Mahnung an die polni�cheÖffentlichkeit ver�tandenwerden �oll,
�oi�tgegen ihn von Danziger Seite nichts einzuwenden.

Str. zitiert dann die Ent�cheidungdes Hohen Kommi��arsdes Völkerbundes Mac Donell
v. 7. XI. 1924, in der es heißt: „Danzig i�tein Staat in der internationalen Bedeutung des

Wortes und hat das Recht, Ausdrücke zu gebrauchen, die otiçe Tak�achekennzeichnen.“
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(S. 51.) Die Tak�ache,daß die�eEnt�cheidungeben�owie die Enk�chließungdes Völkerktund-
rates vom 13. März 1925 einer endgültigen Definierung ausweicht, will Str. offenbar als

Gegenbeweis gegen die Souveränitätsthe�e ver�tandenwi��en.Der gegenteilige Rück�chluß
¿ürfte minde�tenseben�ozulä��igfein.

Str. betrachtet dann die polili�che Seite der Frage nach dem Staats-,
bzw, Souveränitätsch-arakler Lanzigs. In dem Witer�tand Polens gegen die �tändigen
LVanziger Ver�uche,die Frage im Sinne der vom Senat pertretenen Rechtsauffa��ungzu

präjud1zieren, könne man einen gewi��enWider�pruchzu der �on�tallgemein von Polen ver-

¡olgten Tendenz erblicken, die Herausbildung eines gewi��en�elb�tändigen„Danziger-Gei�tes“
zu fördern. Nan habe jedoch befürchten mü��en,„daß eine allzu schnell fortschreitende
Selbständigkeit Danzigs zu irgendeinem Zeitpunkt von der Fr. St. zur Lösung des Ver-
hältnisses zum polnischen Staat ausgenutzt werden könne.“

“

(S. 52.) Verf. �childert
vann die im Einzelnen dabei beobachteten Formalge�ichtspunkte(z. B. den Gebrauch der

Vezeichnung „Generalkommi��arder Rep. Polen“ an�tatt des von Danzig ent�prechend
dem klaren Wortlaut des Pari�er Vertrages v. 1920 angewendeten richtigen Titels „Diplo-
mati�cherVerlreter“). „In Konferenzen mit Danziger Behörden ließ man von unserer

Seite nicht den Brauch zu, daß der Vertreter Polens in den Senat gebeten wurde, was

sonst anderswo gegenüber akkreditierten Ministern üblich ist, und wie das jetzt seit

ein paar Jahren in Danzig gehandhabt wird.“ (S. 53.)
Nach die�emdeutlichen Seitenhieb auf �einenNachfolger in Danzig kommt Str. dann

allerdings �elb�tzu der �einenvorher aufge�telltenGrunt\äßen offen�ichtlihwider�prechenden
Fe�t�tellung,daß ange�ichtsder Entwicklung der Ereigni��ein den leßten Jahren „ein Streit
über die Staatlichkeit Danzigs als ein Anachronismus aus längst verflossenen Jahren“

(E: 53.) er�cheine,der wenig mehr mit der heutigen Wirklichkeit gemein habe. Wenn Str.
darunter ver�teht,daß Polen von der kleinlihen Verfechtung und Voran�tellung juri�ti�cher
Fermalitäten, die nur die Zu�ammenarbeiter�chweren,abgehen �ollte,dann kann man ihm
nur zu�timmen,denn die �taatlicheSelb�tändigkeitDanzigs, die Herr Str. gegenüber Polen
méglich�tbe�eitigt,gegenüber ‘dem Reich aber betont �ehenwill, i�tlezten Endes nicht von

vélkerred; tlid en Formulierungen, �ondern von ganz anderen Lebenselementen abhängig.
Eine völlige Mißdeulung i�tes aber, wenn Str. weiter meint: „Der deutsche Diktator
Danzigs (damit meint der „Danziger-Kenner“ Str. offenbar Gauleiter For�ter)erhebt nicht
mehr das Postulat der staatlichen Selbständigkeit der Freien Stadt.“ (S. 53.)

* Wenn
man �eitensder NSDAP. darauf verzichtet, ‘den Skaatscharakter Dangigs nach Innen be-

�enderszu betonen und Lebensformen ent�tehenzu la��en,die der ganzen Lage ‘der gegen
ihren Willen vom Reich abgetrennten Bevölkerung nicht entprechen und nur operettenhafte
Er�cheinungenwären, dann ge�chiehtdas nur, um nicht den „Danziger-Gei�t“jener Oppo�i-
lionspoliliker zu nähren, die Str. als Handlanger polni�cherExpan�ionsinkere��engern un-

ter�tüßl�ehenwürde. Mit dem �elb�tver�kändlihauch weiterhin �trengaufrechterhaltenen
Stantpunkt, daß Danzig ein �elb�tändigerStaak, �einSenat eine Regierung i�tund keine

„Vehörde“, wie ihn Str. fäl�chlichnennt, hat das nicht das gering�tezu tun.
-

Str. leitet dann aus der Schußverpflichtungdes Völkerbundes gegenüber Danzig, ähn-
lih wie -die Völkerktundstheoretiker vom Schlage Le�ters ein Kontrollreht des Völker-
bundes über das innenpoliti�he Leben in Danzig ab. Bekannklich hat �elb�tder ‘briti�che
Außenmini�ter Eden auf der diesjährigen Januartagung ‘des Völkerbundrates als Danzig-
Berichter�tatterausdrücklich fe�tge�tellt,„daß die�eKontrolle bei der Errichtung der Freien
Stadt nicht vorausge�ehenwar“. Auch Str. �cheint�i<immerhin de��enbewußt zu �ein,
daß damals elwas ganz anderes vorausge�ehenwurde, nämlich die Notwendigkeit, Danzig
in �einer�hwierigenSituation gegen Angriffe von �eitenPolens in Schuß nehmen zu
mü��en.Üter die�enintere��antenPunkt geht er nämlih mit der eleganten Wendung
hinweg: „Einen andersgearteten Charakter haben die Kompetenzen des H. K. als erst-

instanzlicher Schiedsrichter in allen Streitigkeiten zwischen Polen und der FEreien
Stadt (S534)

Aus welchen Motiven Str. die The�evon dem Kontrollreht des Völkerbundes ver-

ficht, geht aus �einenweiterèn Ausführungen klar hervor: :

„Die Danziger Verfassung, ihre Ausführungen und ihre Garantierung durch den
Völkerbund stellt neben der Pariser Konvention, mit der sie zu gleicher Zeit ins Leben

trat, eines der grundlegenden polnischen Rechte in Danzig dar... . (S. 53/54)
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Man muß außerdem daran erinnern, daß Polens Zugang zum Meer nicht nur auf
SEeWwiSsSEenvertraglich garantierten, administrativen, politischen oder wirtschaftlichen

kechten Polens beruht. Denn ähnliche Rechte hätten ilm auch auf einem Territorium

zuerteilt werden können, das zum Deutsclhen Reich gehört. Die Abtrennung Danzigs
vom Reich wäre überflüssig. Die hauptsächliche Garantie für die Erhaltung und Aus-

führung der Rechte beruht in der rechtlich-politischen Verfassung der Freien Stadt

Selbst, in ihrer Unabhängigmachung von Einflüssen des Deutschen Reiches und in der

Schaffung eines besonderen, internationaler Kontrolle unterstellten Organismus.

DEementsprecheiid Sina aiso das Statut der Freien Stadt, ihre durch den Völkerbund

bestatigte VertasSung, ue in ihr enthaltenen Kechte und bürgerlichen Freiheiten, das

Vv urhaiu�is Lanzigs zum VOlkerouna una uesSeli Kecit Zur KOTTOlIIETUIg aes ¡nnenpoliti-

SCNelr Lebens LanZzigs, aie WicChugste GrIunalage des poinischen Zugangs zum Meer und

uter poimischen xeche in Danzig. Der Wunsch, die polniscnen xecnte von den wechten des

V OIKET DUNAS, d.e€ Lanziger VerIlaSSUng von aen in aen Vertragen zuerkannten polnischen
kechten zu scheiaen, zeugt von einem: volligen Nichtverstehen der rechtlich-politischen
VerrasSSuUng Danzigs, den Zielen una Motiven der Schamnung einer Freien Stadt und

kann aut geraaem Wege zur Vereinigung des Danziger ‘1erritoriums mit dem Deutschen
Keicn 1unren. Denn wenn keine vom weich unabhangige politische Lage in Danzig, keine

internationale Garantie, Em1iluß und Kontrolle über aas innenpolitisthe Leben in Danzig

bestehen s0oll, welche Gründe bestänaen aann noch, eine vom VDeutschen Reich ge-

SOnNaerte politische Schop1iung am Leben zu halten7 Worin sollrte dann diese politische
BE€sonaerneit noch beruhen als in einer leeren *orm?

Kin Desinteressement an den inneren Fragen der Freien Stadt würde nicht nur den

Interessen Folens, sondern aucn aen grundlegenden Bestimmungen des Versailler Ver-

trages w1idersprechen.* (S. 54/556.)

Wieje ganzen Luspuührungen zeigen deutlich die vollkommene innere Unlogik der Dar-
�tellungder Vanziger rage dur ©trasburger. Er ijt ji ofjencar garnicyt dejjen bve-

wuhzu,0aß er hier jogar emen Zeweis jur die Unjinnigueitder Uvtrennung BVanz1gs won

Weut]en Heicy liejert, Wir können es. uns im ubrigen erjparen, auf die merkwurdige

Lheje, aB dre Lanz1ger VWerjajjung, die �ic oejjen deurjche evólRKerung jelojt gegeven hat,
ein poli�hes Becht jei, im Cinzelnen eingugehe1i, Cs heißt doch wirkli die Vinge
auf den Kop}. �tellen,wein man alle die De�timmungen als <wej<hränazungen der Danziger
< evólkerung hin�iellt,die von ‘den Feindbundmächten errichtet ogw. be�tatigtwurden, aus

der Craenninis, aß der ‘Prozeß der willkürlicen Auseinanderreißung des deut�chen

Bulkes zugun�ten‘Þpolenshier 1n Lanzig eine Grenze jindet, und daß man einer '‘deut]chen

<evòlaerung nicht wie einem kuituriojen QAegerhaufen eine Verjajjung aujoktroyieren
ann, die ihr weniger Tewegungs|reiheit la��enwürde, als z. B. eme ALEREVominion-

verja��ung‘den farbigen Unterbanen „des Empire.

LVanzig wurde gegen den mehrfach eindeutig bekundeten Willen �einerBevölkerung
vom Reicy losger1�jen,um {Þ ol en einen Zugang zum Meer zu geben. Die Errich-
rungder „reien Gtktadt“ als jolwze aver erfolgte n i <t um Polens, �ondernum

der deut�wen vevölkerung willen und zu deren Shuß. (Herr Strasburger
hat das �elbjtam Anfang �einesBucyes fe�tge�telli.om bewußten (2B?der�pruchzu diejen
jeinen eignen Worten baut er die weiteren Vvarlegungen �einesGuches auf der Umkehrung
viejer nit anzuzweifeln'den hi�tori�henund rechtlichen Praemi��e„auf.

V. Danzig-polnische Streitigkeiten und Verständigungen.

Das nach�tehendwiedergegebene Kapitel i�tbe�onderscharakteri�ti�hfür die Methode
Strasburgers, die hi�tori�henund rechtlichen Voraus�eßungen den eigenen Bedürfni��en
entjprechend umzukehren, jie mit unbewie�enenund �ichuntereinander wider�prechendenBe-

|

hauptungen zu werquicken und �oein The�engebäudevoneiner�cheèinbaren
Folgerichtktigkeit zu errichten. Davon wird �ihnatürli nur der blenden la��en,der

die �ruherepublizi�ti�cheund aktive politi�cheTätigkeit Strasburgers, �owiedas ganze We�en
der polni�chenPropaganda der vergangenen Jahre nicht kennt, Nahezu jeder Saß Stras-

burgers enthält eine Wiederholung die�eraltbekannten The�en,auf deren richterliche -Ent-
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�cheidungoder publizi�ti�cheWiderlegung von deut�cherSeite �eiteinigen Jahren in loyaler
Ausführung ‘der Ver�tändigungspolitikmit Polen verzichtet worden i�t. Man müßte die�en
ganzen Fragenkomplex hier wieder aufrollen, wollte man die Behauptungen Str.?s bis ins
Einzelne wüderlegen, Man kann darauf um�oeher verzichten, als die�eWioderlegungen be-
reits in allen Einzelfragen von berufener Seite in vielen Veröffentlichungen von deut�cher
und neutraler Seite erfolgt i�t. Der objektive Le�er wird Strasburgers The�enohnedies
richtig zu werten wi��en,wenn er �ichderen zwar kaum offen ausge�prochenez,aber dennoch
deutlich ‘erkennktare Tendenz gegenüber Danzig und �einPrinzip der Umkehrung aller hi�to-
ri�chenund rechtlichen Praemi��enklargemacht hat, von denen wir am Schluß des IV. Kapitels
�prachen.

Zu Veginn des V. Kapitels �uchtStr. den Pari�er Vertrag vom 9. 11. 1920 als
eine Änderung des Ver�, Vertr.13) hinzu�tellen,um �oeine Grundlage für die The�ezu ge-
winnen, als �eidie Interpretation der gültigen Be�timmungenin dem von ihm gewün�chten
Sinne eine �tarkeEin�chränkuggegenüber dem, was Polen von Rechts wegen verlangen
könne.

j

„Das Bewußtsein von ‘dem tiefen und grundsätzlichen Unterschied, der zwischen
diesen beiden Akten besteht und der Polen in Spaa [am 11. 7. 1920] im Augenblick des
Bolsche wisten-Überfalls gcgen das Versprechen der Unterstützung unserer Verteidi-
gungsbemühungen aufgezwungen wurde, blieb in der polnischen öffentlichen Meinung
immer erhalten und erschwerte außerordentlich eine normale Entwicklung der Ver-
hältnisse. Das' Gefühl, eine Ungerechtigkeit (!) erfahren zu haben, rief die leichtver-
ständliche Reaktion und Forderung der polnischen öffentlichen Meinung hervor, daß zu

den Bestimmungen des Vers, Vertr. zurückgekehrt (!) werde. Von diesem Standpunkt
aus wurden oft die weiteren rechtlich-politischen polnisch-Danziger Akte beurteilt.“
(S? $7)

Von juri�ti�chenFachleuten �ei�ogardie The�eaufge�telltworden, daß die Pari�er
Konvention in den Punkten, in denen �ie vom Ver�.Vertr. abweicht, ungültig �ei.

Immerhin tritt Strasburger dann der Behauptung entgegen, daß auch die folgenden
Rechtsakte, Abkommen und Enk�cheidungen,eine Schmälerung der polni�chenRechte ge-
bracht hätten, das gelte insbe�ondereniht vom War�chauerAbkommen vom 24. 10. 1921.

Die zahlreichen Rechks�treikigkeitenzwi�chenDanzig und Polen �tellter �elb�tver�tändlich
als bewußte deut�cheProvokationen hin, die von einer Angriffsab�ichtdiktiert worden �eien:

„Es unterliegt keinem Zweifel, daß die komplizierte rechtlich-administrative Kon-
struktion in den ersten Jahren eine lange Reihe von Entscheidungen verlangte. Aber es

ist auch siícher, daß das Motiv vieler Streitigkeiten nicht der Wunsch war, administra-
tive Schwierigkeiten zu beseitigen, sandern die Realisierung eines Programms, das vom
erstzn Augenblick an vom Deutschen Reich aufgestellt worden war: „Der Versuch,
aus Danzig eine Freie Stadt zu machen, .. , würde zu einem gewaltsamen Druck und
einem dauernden Kriegszustand im Osten führen.“

“

(S. 57.)

Nach der Methode „Haltet den Dieb!“ wird al�oder wahre Tatbe�tandver�chleiert.Es
konnte doch hier von nichts anderem die Rede �ein,als von einer Defen�iveDanzigs gegen
die �tändigenpolni�chenVer�uche,�ihin Danzig durch willkürliche Interpretation und Über-

tretung der rechtlichen Vor�chriftenauszubreiten! Die �chiedsrihterlicheTätigkeit des Völ-

kerbundes war ange�ichtsder Ohnmacht des Deut�chenReiches damals Danzigs einziges, in

der Praxis allerdings höch�tmangelhaft wirk�amesVerkeidigungsmilbel. Auch die doch
_nichts mehr als �elb�tver�tändlicheUnter�tüßungDanzigs durch die deut�cheöffentliche Mei-

nung i�t in Strasburgers Augen daher nichts anderes gewe�en,als eine böswillige offen�ive
Tendenz und bewußte Störung der an �ih�onormalen Verhältni��e.

„Das war kein Kampf mit dem kleinen Danzig. wie das einem Nichtkenner s0o

scheinen mag, sondern ein schweres Ringen um Danzig und Pommerellen mit dem

hinter diesen stehenden Deutschen Reich, das den Danziger Elementen, die Gegner der

Zusammenarbeit mit Polen waren, internationale Unterstützung verlieh. Die politische
Seite dieses Kampfes war schwierig und kompliziert. Die ständige Belastung der poi-

13) Val.dazu un�ereVemerkungen zum IV. Kapitel S. 19 ff.
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n¿schen internationalen Politik mit polnisch-Danziger Streitigkeiten war für die allge-
meinen Interessen der Republik natürlich schädlich. Es erforderte eine nicht geringe

Selbstverleugnung von der Leitung unserer auswärtigen Angelegenheiten, die ständig

von dem Risïko bedroht war, diese oder jene Sache auf dem vom lauten Widerhall der

Welt- und Inlandsmeinung erfüllten Genfer Gebiet zu verlieren. Die deutsche Presse,
in ständigem Kampf mit der polnischen Politik, erleichterte natürlich deren Aufgabe
nicht, sondern bemühte Sich, die endgült:gen Ergebnisse der polnisch-Danziger Streitig-
keiten in einem für uns ungünstigen Sinne darzustellen, um die Danziger Faktoren zu

ae
weitere Streitigkeiten auf internationalem Gebiet aufs Tapet zu ‘bringen.“

S358)
Der näch�teAb�ah verrät deutlich die Ab�icht, “die der eigentlihe Sinn des ganzen

V. Kapitels i�t,nämlich die von Str. als Diplomati�chemVertreter Polens in Danzig ver-

folgte Rechkfertigung der Politik.

„Andererseits erschien jede der polnisch-Danziger Fragen an Sich geringfügig ge-

nug, besonders auf dem breiten internationalen Gebiet. Man "warf dort nicht nur Danzig,
Sondern auch Polen Verrücktheit vor. Ebenso meinten damals auch unsere Politiker —

und zwar gerade diejenigen, die nach der deutsch-polnischezn Verständigung die Dan-
ziger Frage in die Hand nahmen — daß die Kämpfe um unsere Rechte in Danzig einer

größeren Geste und der Fähigkeit zu einer einmaligen Erledigung der ganzen Frage

ermangelten. Der Verteidigung unserer Berechtigung in Danzig warfen Sie eine allzu-

große Kleinigkeitskrämerei vor, die Sie sogar mit der herabsetzenden: Bezeichnung

„Katzbalgerei“ versahen. Indessen waren das für unsere Interessen in Danzig und

für eine ordentliche Tätigkeit unserer Verwaltung oft Fragen von erstrangiger Bedeu-

tung. Die Ausbalancierung einer eigenen Linie zwischen den allgemeinen Interessen

der polnischen Außenpolitik, die natürlich danach strebte, eine schrittweise Stabilisie-

rung unserer Verhältnisse auf allen Gebieten, also auch in Danzig, zu beweisen, und

den örtlichen Erfordernissen unserer Wirtschafts- und Verwaltungspolitik war eine der

größten und delikatesten Aufgaben unserer Danziger Politik.“ (S. 58/59.)
Die Ver�uche,die Streitfragen in der formalen Behandlung nach ihrer Vedeutung zu

differenzieren und den Völkerbund durh Heranziehung von Sachver�tändigen durch den

Vóölkerbundskommi��arzu entla�ten,�eienuntauglich gewe�en,weil die�eFragen „hier nie-

mals den Charakter von technïischen Problemen, sondern immer von politischen Strei-

tigkeiten annahmen.“ Die vom Vóölkerbund-Sekretariat aus dem Krei�eder ver�chiedenen
Kommi��ionenund Organi�ationen ausgewählten Experten hätten oftmals die Ent�cheidung
des Hohen Kommi��arsund des Rakes praejudiziert und �oweitere Rekur�e �eitensder in-

tere��iertenParteien veranlaßt. (S. 59.) Jedoch nicht mit die�enMethoden hätte man hoffen
können, eine Befriedigung zu erreichen, man habe vielmehr den Ver�ucheiner Zu�ammen-
arbeit mit den Elementen gemacht, „die ihre Zukunft nicht in einer Verschärfung der Be-

ziehungen zu Polen, sondern in einem friedl:chen Zusammenleben mit ihm, besónders auf

wirtschaftlichem Gebiet suchten.“ (S. 60.)
|

Str. erklärt dann, wen er mit die�en„Elementen“ meint und kommt zunäch�tzu einer

Fe�t�tellung,die, gerade weil �ievon die�erSeite kommt, als außerordentlichbemerkenswert

bezeihnet werden muß.
:

„Offensichtlich irren sich diejenigen, die ¿n der großen Zahl polnischer Namen auf

den Schildern der Firmen und freien Berufe eine Grundlage für die Verständigung der

Danziger Bevölkerung mit Polen erblicken. Das sind nur noch historische Erinnerungen,
die nichts mit dem heutigen realen Leben zu tun haben. Ebenso hat die Erinnerung an

eine mehr oder weniger gute Zusammenarbeit des früheren Danzigs mit Polen, die sich

auf zahlreiche historische polnische Andenken Stützt, die jetzt eifrig durch die Danziger
Behörden beseitîgt werden, auf das heutige Danzig wenig Einfluß und nur geringe Be-
deutung.“ (S. 60.)

Es wäre �ehrzu begrüßen, wenn die�eErkenntnis Strasburgers in möglich�tbreite

Krei�ePolens eindringen und endlich jene im Grunde völlig zweklo�eMethode aufgegeben
würde, dur< Formulierungen wie „der polni�heTeil Danzigs“ u. ., irrige Vor�tellungen
zu erwecken! Auch! den Verfechtern der The�evon der Zugehörigkeit der Danziger Archi-
tektur zum „polni�chenKulturkreis“ wäre die�eEin�ichtzu wün�chen. 2
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Hören wir aber, welche „Elemente“ Herr Strasburger als die geeigneten Partner einer

Danzig-polni�chenVer�tändigungan�ieht:

„Es bestandenm und bestehen in Danzig Elemente, die einen gewissen Lokalpatriotis-
mus besitzen: und die Überzeugung haben, daß sie nicht aufhören, gute Deutsche zu sein,

, wenn sie in ersten Linie der Fr. St. dienen. . .. . [Es] besteht ein gewisser Unterschied

der politischen Weltanschauung zwischen denjenigen Bewohnern Danzigs, die ihr In-

teresse einzig in dem taktisch-politischen Dienst für die Interessen Berlins sehen, und

den wirklichen Danzigern, die vor allen Dingen die mit dem Geschick ‘der Freien Stadt

verbundene Sache verteidigen wollen. Zur ersten Kategorie gehört die eingewanderte

Bevölkerung, Beamte und Pensionäre, die durch finanzielle Bande mit dem Reich ver-

bunden und vollkommen von ihm abhängig sind. Jedoch die Wirtschafts- und Arbei-

terkreise haben es nicht immer gern gesehen, daß die von der Reichsregierung ge-

nährten politischen Streitigkeiten ein gutes Zusammenleben Polens mit Danzig er-

schwerten und die tatsächlichen Interessen der Freien Stadt bedeutenden Schwankun-

gen aussetzten. Mehr als einmal widersetzten Sie sich der Politik Berlins und inaugu-
rierten eine echte Danziger Politik. Sie stellten den Grundsatz einer polnisch-Danziger
Zusammenarbeit heraus und unterstrichen gleichzeitig die Notwendigkeit eîner Erhal-

tung der deutschen Kultur. Solche Strömungen befestigten sich in Zeiten, als in Danzig
und im Reich verschiedene politische Parteien an der Macht waren, die anderen Welt-
anschauungen und Zielen huldigten. Am meistew waren die liberalen und sozialdemo-
kratischen Gruppen einer Verständigung mit Polen geneigt.“ (S. 60.)

Um zu kennzeichnen, was Herr Str, unter „Wirt�chafts-und Arbeiterkrei�en“ver�teht,
genügt es, ein paar Namen zu nennen, die Herrn Strasburger während �einerAmkszeit in

Danzig als Reprä�entanten der Fr. Sk. begegnet �ind:Jew elow #k i, Wirl�chafts�enator,
Sohn eines aus Ru��i�ch-Poleneingewanderten Ghettojuden; Grün�pahn, Se-

nator, Jude; Kamnißher, Finanz�enator,jüdi�cher Rechtsanwalt; Neumann,
Senator, jüdi �<er Rechtsanwalk, �tadtbekannterKriegsdien�tverweigerer;Arczyn �ki,
�ozialdemokrati�cherInnen�enator, ider heute für �einKolonialwarenge�chäftals Franci�zek
Arczyú�ki in polni�chenZeikungen in�eriert. So �ehendie „wirklichen Danziger“ des

Herrn Strasburger aus, und er hat Rechk, wenn er fe�t�tellt,daß die�eHerren „ih r e Zu-
kunft“ in einer friedlihen Zu�ammenarbeit ge�uchtund — wie die privaten Einnahmen
Jewelow�kis zeigten — 3. T. auch gefunden haben. Daß ihr von Str. �o�ehrgerühmter
„Danziger Gei�t“niht aus Heimatliebe, �ondern aus der internationalen Ideologie des

Judentums und Marxismus eine angebliche „Ver�tändigungspolitik“trieb, �cheintStr. zu

über�ehen,oder er ver�chweigtes gefli��entlih,Wir raten Herrn Str., �ichzur be��eren
Orientierung über den wahren „Danziger Gei�t“die Entwicklung der Danziger Wahlergeb-
ni��evon 1932—1935 anzu�ehen. — Die Behauptung �chließlichvon dem eingewanderten
„Beamtenelement“ �tüht�ihauf die vollkommen ab�urdeund wi��en�chaftlichunhalt-
bare The�evon der gewalt�amen„BVerpreußung“Danzigs nah den polni�chenTeilungen.
Str. �cheintauf die Verhältni��eeines hoh entwickelten modernen Staates, wie das

Deut�chlanddes 19, und 20. Jahrhunderks, �oziologi�heBegriffe anzuwenden, die für das
Polen des 18., 19. und teilwei�enoch das 20. Jahrhunderts galten. Dort mag es damals

vielleicht möglichgewe�en�ein,daß ein Einwohner Lublins nicht �oleicht nah Radom „ein-

wanderte“, es �eidenn, man be�orgtedie�e„Einwanderung“mit Gewalt. In dem preußi�chen
Teilgebiet hatten die�e�oziologi�chenBegriffe auh zu „polni�cher“Zeit, �elb�tim 18. Jahr-
hundert, keine Gültigkeit mehr, und der �tändigeMen�chenaustau�hzwi�chenDanzig und
anderen Gegenden Deut�chlandsi�tnicht er�teine Er�cheinungder Zeit nach den polni�chen
Teilungen, �ondernein ununterbrochener Prozeß �eitder Gründung Danzigs im Mittelalter.

Die Deuk�chnakionalenund das Zentrum, �oführt Str. dann weiter aus, �eienGegner
der Ver�tändigungspolitikgewe�en.Die „radikalen nationali�ti�henElemente“ hätten alle
Mittel angewandt, um die Annäherung der „Wirk�chafts-und Arbeiterkrei�e“an Polen zu
verhindern. '

Eine be�ondereRolle �chreibtStr. dabei der Veröffentlichung eines ge-
heimen polni�hen Memorials zu, „in welchem die polnische Politik der Ver-

Ständigung mit der Absicht einer desto schnelleren und wirksameren Polonisîerung und
Angliederung der Freien Stadt an Polen motiviert wurde. Das Memorial war zusam-
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mengestellt aus entsprechend berangezogenen polnischen. Reden und Presseartikeln und

bösartig durch die eigenen Kombinationen des Autors ergänzt. Das Memorial, das in

Danzig einem Beamten des Generalkommissariats zugeschrieben wurde, fand in der

Fr. St. einen großen Widerhall. trug zu einer Erschwerung der Verständigung bei

und ist einer der Beweise dafür, wie große Bedeutung die radikalen nationalistischen

Elemente der Idee und der Gefährlichkeit einer dauerhaften Verständigung Polens mit

Danzig zuschrieben.“ — Str. behauptet, das LE �ei„vermutlich von der Prèsse-

stelle des Senats gefälscht“ worden. :

Hier mü��enwieder einige erläuternde dettes einge�chaltetwerden: Bei

die�em„Memorial“ handelt es �ihum eine im Jahre 1929 von der rehtsgerihteten reichs-
deut�chenPre��eagentur„Tel.-Union“ in Genf veröffentlichte umfangreiche polni�heDenk-

chrift, die mit Zalew �ki, dem Namen eines �einerzeitzur Dipl. Vertretung Polens in

Danzig gehörigen Legationsrates und engen Mitarbeiters Strasburgers, gezeichnet i�t, Die

Un�innigkeitder Unter�tellungStrasburgers, daß die Pre��e�telledes Senats der Urheber
“die�erangeblihen Fäl�chunggewe�en�ei,geht allein daraus hervor, daß der damalige
Leiter der Pre��e�telle,ein Liberaler, der Senat �elb�taber aus Vertretern ‘der Linkspar-
teien zu�ammenge�eßtwar, während Str. �elb�tdoh „radikalen nationali�ti�henElementen“

die Störung �einerVer�tändigungspolitik zu�chreibt.Ein typi�chesBei�piel für die Methodik
�einerVeweisführungen! Vis auf den heutigen Tag �indübrigens überzeugende
Argumente gegen die Echtheit die�es Dokuments nichtkt vorge-

gebracht worden. Las damaligè Dementi der Polni�chenTelegrafenagentur, „daß ein

ähnliches Dokument in amtlichen polni�chenKrei�enniht bekannt �ei“,ging der Frage
der Echlheit deutlich aus dem Wege. Das Organ Pik�ud�kis„Gtos Prawdy“ hüllte fich in

beredtes. Schweigen. Es wäre von Herrn Strasburger wohl klüger gewe�en,wenn er es

vermieden hätte, an die�eDenk�chriftzu erinnern. Ein Vergleich ihres Inhalts
mit den heutigen Ausführungen Strasburgers läßt nämlich er-

�taunliche Parallelen erkennbar werden und i�tdaher geeignet, die An-

nahme der Echfheit der Denk�chriftzu be�tärken.

Str. fährt dann fort in der Rechkfertigung �einerDanziger Politik. Man habe auch auf
polni�cherSeite, gibt er zu, das richtige Ver�tändnis für die Ver�tändigungsver�uchever-

mi��enla��enund die Verbe��erungder Atmo�phärenicht gefördert. Die Politik der �hieds-
richterlichen Enk�cheitungendurh den Völkerbund und „de Bemühungen, die polnisch-
Danz:ger Beziehungen zu beruhigen und zu verengern, wurden damals als“ ein Zeichen

der Schwäche von denselben Faktoren beurteilt, die in den letzten Jahren eine fast

allzu ‘nachgiebige Politik führen, und zwar nicht gegenüber der Fr. Stadt und der mit

ihr verbundenen Bevölkerung, sondern zugunsten des Deutschen Reiches und der durch
dieses aufgestellten politischèn Postulate.“

Daher �eiennah kurzen Pau�en „[liberalèr“ Danziger Regierungen die Nationali�ten
wiedergekehrt. — Retro�pektiv betrachtet, �eier heute mehr denn je davon überzeugt, daß
�einePolitik „richtig und angebracht war. Sie bestand nicht in einem Suchen nach kleinen

raktischen Erfolgen, sondern bemühte Sich, für einen langen Zeitraum eine Entwick-

lun'gslinie zu schaffen, die auf friedlichem Wege zu einer tatsächlichen Verengerung der
Bande zwischen Polen und Danzig führen könnte. .... Sie wurde untergraben und

unmöglich gemacht vor allen Dingen von Faktoren, die vor niemanden für ihre Unter-

nehmungen verantwortlich waren. Die Personen, die mit dem, was in Danzig vorge-

gangen ist, vertraut sînd, wissen, daß eine Reihe von Jahren hindurch bei den zentralen

polnischen Faktoren, die über die Danziger Fragen entschieden, zwei Leute Gehör

fanden, deren einer Sich als ein gewöhnlicher Betrüger mit gefälschten Papieren er-

wiesen hat, der nach einigen Jahren ohne Pensionsberechtigung aus dem Dienst gejagt
worden ist!*), während dem anderen schließlich vor kurzer Zeit aller Einfluß auf die

politischen umd sozialen Fragen in Danzig genommen wurde)“

SID Gemeint i�tder ehemalige ober�tepolni�cheZollin�pektorim Danzig, Mu �zkiee k-
K

e likow�k i, der unterziemlich auf�ehenerregendenUm�tänden�einenPo�tenverla��en
mußte. .

_15) Hiermit i�toffenbarderlangjährigeLi�tenführerder polni�chenParkeiund Leiter des

Polenvertandesin Danzig, Dr. Moczyú�ki, der von 1934—1986 Vizeprä�ident der
Danziger Außenhandelskammerwar, gemeint; #. auh oben S. 14, Anm. 7).

Sa DOS



Str. betont dann am Schluß des Kapikels, offenbar um die Ausgleichspolitik �eit1933

als keine grund�ähliheNeuerung hinzu�tellen,daß es �hon immer Zeiten der Ver�tändi-
gung mit Danzig gegeben habe. Es habe nur auf polni�cherSeite niht der Wun�chund

infolge der KSaliung Deut�chlandsauch nicht die Möglichkeit be�tanden,�ih mit Berlin
über die Danziger Fragen zu unterhalten. „Vom rechtlich-politischen Standpunkt ist eine

derartige polnische These auch fraglos richtig. Das Deutsche Reich genießt in Danz:g
keine Rechte und Privilegien und ist in Danzig auf die Rechte eines fremden Staates

gestellt.“ Nur als Mitglicd des Völkerbundsrates habe �ichDeut�chlandin die Danziger
Fragen einmi�chenkönnen. Außer am Rakski�chhabe jedo<h Polen mik Deut�chlandnie-

mals darüber verhandelt. Stre�emann habe �einIntere��ean Danzig �tetsnur durch die
kulturelle Verbunderlhheit mit de��enVevölkerung begründek, Der geheime, nicht-offizielle
Einfluß Verlins auf die Politik des Senakts �einatürlih immer bedeutend gewe�en. \

VI. Die polnisch-deutsche Verständigung.

Er�tzu Beginn die�esKapilels — an �ichbezeihnend genug — be�innt�ihSfr. darauf,
daß �eit1983/34 in dem deuk�ch-polni�henVerhältnis eine Wandlung eingetreten i�t,obwohl
man doch erwarten �ollte,daß für einen real denkenden Politiker hier der Ausgangspunktk
für eine Erörterung der Danziger Fragen liegk. Inde��enent�prichtes der Grundtendenz
Strasburgers, eine Verbindung die�erbeiden Probleme a priori zu leugnen.

Die Bedeutung des Nichtangriffsvertrages vom 26. Januar 1984, „einer der letzten
Entsche:dungen des Marschalls Pilsudski, der damit der polnischen Diplomatie neue

Möglichkeiten in die Hand gab“, kann natürlich �elb�tStr. nicht leugnen.
„Für Polen besteht die Bedeutung dieses Abkommens vor allen Dingen in der Ent-

lastung unserer Politik von den ständigen Streitigkeiten mit Deutschland auf allen Ge-

bieten, die uns auf internationalem Gebiet schwächten. Polen erlangte Bewegungs-
freiheit und die Möglichkeit zu einer breiten Aktion in allen seinen anderen Eragen.
Das bedeutete eine Stärkung der Stellung Polens auf auswärtigem Gebiet.“ (S. 65.)
Die Rückwirkungen auf das Verhältnis Deut�chlandszum Völkerbund minderten „nicht die
Bedeutung des Aktes selbst für Polen als auch für den europäischezn Frieden“, die

„in jedem Falle unbestritten“ bleibe.

Str. bemüht �ihdann aber �elb�t— im Sinne �eineroben angedeuteten Tendenz —

die Bedeulkung die�es Aktes herabzu�ehenund das ihm im Grunde unerwün�chteVerkrauen

zu zer�tören.Die deut�ch-polni�heVer�tändigung�ei„auf keinem Gebiet und besonders
nicht in Danzig, das Ende des Kampfes“, denn „die deutsche Politik [hatte] nur die For-
men dés Kampfes geändert und ihn auf eine andere Ebene verlegt“, Str. moquiert fich
dann über die von einzelnen Außen�eiternvertretene „ungewöhnliche These“ e ¿ALAD
es zwischen Deutschland und Polen im Laufe der Geschichte seit der Schlacht bei
Tannenberg keine grundsätzliche und wesentliche Interessenkollision gegeben habe.
Den Streit um Pommerellen schrieben sie nur den klassenkämpferischen Interessen und
Ansprüchen der preußischen Junker zu.“ (S. 66.) 1s)).

Vor allen Dingen aber �eiin Danzig vom er�tenAugenblick nah dem Ab�chlußder
Ver�tändigung an zu erkennen gewe�en, daß in Danzig „der Kampf ohne Pau�eweitker-

ging“. Mit einer einzigen geringfügigen Ausnahme �eikeine der Streikfragen erledigt
worden, und durch die am 21. April 1986 von Polen eingebrachte Klage betr. die Enk�chä-
digung pen�ionierterEi�enbahner�eidie von 1933 be�tehendeZahl von 18 �chwebendenStreit-
fragen vor dem Völkerbund wieder erreicht worden. Die�enZu�tandder vernünftigen Bei-
�eitela��ungfruchtlo�erjuri�ti�cherAuseinande�ehunghält Str. für bedenklich:

„Es besteht . .. die Gefahr, daß z. B. im Falle einer Rückkehr Deutschlands in dan
Völkerbund oder einer anderweitig verursachten Kursänderung der deutschen Politik
das (angesammelte Streitmaterial Anlaß zu einer verstärkten Pfiozeßaktion auf inter-
nationalem Gebiet geben könnte. Die Nichterledigung einiger Fragen bereitet auch eine
Reihe von Schwierigkeiten für unsere Staatsverwaltung.“ (S. 67.)
16) Die�e, wie man zugeben muß, re<ht merkwürdige Auffa��ung,i�tauch auf deut�cher

Seike von einigen durch die Konjunktur angelockten Schrifk�tellernund Journali�tenver-

{reten worden. Einer Klärung die�erdeut�chenLebensfragen dürfte mit derartigen Kon-
�truktionenkaum gedient �ein,ganz abge�ehenvon der Würdelo�igkeit,die heßzeri�heAuf-
fa��ungvom „preußi�chenJunkerkum“zu be�tätigen.
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Aus der dreijährigen prakti�henEntwicklung und zahlreichen Erklärungen von beiden

Seiten glaubt Str. �chließenzu können, daß „eine deutsch-polnischeVerstän-

digung über die Danziger Fragen“ be�tehe. Deren Grundlinien �eienmif

Leicyuiggeii fe�tzu�tellen:
„1) Danzig liguidiert schrittweise die Berechtigungen des Völkerbundes, die sich aus

dem Protektorat über Danzig und aus der Garantierung der Danziger Verfassung er-

geben. Wenn Polen Sich mit dieser Frage beschäft:gt, dann ausschließlich in seiner

Eigenschaft als Vermittler zwischen Danzig und dem Völkerbund auf der Grundlage des

ihm durch den Völkerbundrat übertragenen Mandats (vgl. z. B. das Kommuniqué in

der „Gazeta. Polska“ v. 28. Jan. 1937). Vom Standpunkt seiner Interessen zeigt Polen

in dieser Frage Gleichgültigkeit.

2) Polen zeigt sein Desinteressement an der Entwicklung der innenpolitischen Ver-

hältnisse in Danzig und widersetzt sich nicht dem parteipolitischen „Anschluß“ Danzigs
an das Reich. :

3) Die Rechte Polens in Danzig Sollen auf Grund zweiseitiger Erklärungen geachtet
werden.

4) Das Statut der Fr. St. bleibt unangetastet.“ (S. 67.)
Nun, was von die�erMutmaßung des Herrn Skrasburger zu halten i�t,zeigt �chonder

1. Punkt. Der dort gebrauchte Ausdruk „Mandat“ i�tdurchaus mißver�tändlich,Gemeint i�t
damit der im Okkober 19386 vom Völkerbund an Polen übertragene Auftrag, eine Klärung
ces Verhältni��esDanzigs zum Völkerbund herbeizuführen. Die�er Auftrag war �achlihund

zeitli begrenzt und i�tmit dem Be�chlußdes Völkerbundrates vom Januar 1937 erledigt.
Die�erAuftrag könnte daher niemals Be�tandteileiner deukt�ch-polni�chenVer�tändigung über

die Danzig-Frage �ein. Obwohl �chonaus der Fa��ungdes Textes er�ichtlichi�t,daß es �ich
Lei die�envier Punkten um eine willkürliche Zu�ammen�tellungStrasburgerä handelt,
hindert ihn das nicht, in einer Wei�e,die wiederum für �eine�chonoft ge�childerteMethodik
Rerninzeichnend i�t,zu unter�tellen,daß eine „Ver�tändigung“ in die�er Form tat�ächlich
exi�tiert. Er tut das mit folgender eleganter Wendung:

„Diese vier angeführten Thesen widersprechen Sich untereinander, bilden keine

harmonische Einheit, führen aber zu einer völligen Begriffwverwirrung und Verdunklung
der Wirklichkeit.“ (S. 67/68.)

Die�eBehauptung �uchtStrasburger dann in einer langatmigen Polemik bis ins Ein-

zelne zu belegen.
Das „Statut“ der Fr. Stk. bleibe niht ohne Änderung, wenn �einewichtig�teGrund-

lage, nämlich „die Kontrolle und Garantie des Völkerbundes“ angeta�tetwerde. Dazu ift
zunäch�tzu bemerken, daß es natürlich vollzommen �innlosi�t,als wichtig�tenBe�tandteilder

Verfa��ungs-und Rechtsgrundlagen eines Staates ausgerechnet deren Ein�chränkungenan-

zu�ehen.Der von Str. angewandte Vegri�f „Skat ut“, der �ichallerdings in leßter Zeit
ziemlich eingebürgert hat, i�tin Bezug auf Danzig nichtanwendbar. Das Me-

melland hat und das Saargebiet hatte ein „Stalut“. Für ein �elb�tändigesund �ouveränes
Staatswe�en wie Danzig kann ein �olherBegriff �hon an �ichnicht gelten, ganz abge�ehen
davon, daß die vertraglichen und rechtlichen: Grundlagen der Fr. Stk. �chondurch ihre Ent-

�tehungswei�ekein in �ichge�chlo��enesGanzes bilden, was doh für den Begriff „Statut“

Voraus�eßungwäre. Danzigs vertragliche und verfa��ungsmäßigeGrundlagen �inddagegen
ein Konglomerat von Akken ver�chiedenenrechtlichen Charakters.

Die Vehauptung Strasburgers, daß die Berechtigung des Völkerbundskommi��arszur

Einmi�chungin die inneren Angelegenheiten von Anfang an be�teheund vom Senat er�tin

neue�terZeit be�tritlenwerde, i�tunwahr. Die�erStandpunkt i�tvon Danziger Seite �chon
von jeher eingenommen worden und i�tjuri�ti�<einwandfrei begründet17).

Die Bedingungen, die zu Beginn der Fr. Sk. fe�tge�eßtworden �eien,würden �eitein-

einhalb Jahren nicht mehr erfüllt:

„Die Ingerenz „fremder Faktoren“ 18) nahm einen Charakter und Ausmaße an,

die nicht nur das Statut der Fr. St. antastezn, sondern alle politische und wirtschaft-

17) Vgl. Kraus: Die Stellung des Völkerbundskommi��arsin Danzig in „Dt. Juri�ten-
Ztg.“, Heft 14, 1926.

18)AnführungszeichenWIE AM Original 2 S
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liche Unabhängigkeit Danzigs vernichten. Diese Faktoren schufen sich schrittweise auf
dem Gebiet der Fr. St. eine legale Existenz- und Tätigkeitsbasis und nahmen auf diese
Weise den Charakter nicht mehr fremder, sondern innerer Danziger Faktoren an.“

(S. 69.)

Die�e wieder auf der, Umkehrung aller rechklichen und hi�tori�henPraemi��enaufge-
bauten Behauptungen gipfeln dann in der The�e,daß au „die Rechte Polens, von denen
in der dritten von uns angeführtzn Thesen die Rede ist, nicht unangetastet bleiben

könnten, wenn ihre wichtigste und grundlegende Sanktion, die Garantie des Völker-

bundes. verworfen wird.“ (S. 69.) Ja, Str. wver�teigtfih �ogarzu der Behauptung, der
Völkerbund habe in Danzig „keine anderen unmittelbaren Interessen, als die, die zum

Schutz der Rechte und Interessen Polens errichtet wurden“, (S. 69), während doch
wirklih niemand ern�tlih‘be�treitenkann, daß die �ogenannteGarantkie- und Schußzpflichk
des Völkerbundes nur ge�chaffenworden i�tin der Erkenntnis, daß das �hwacheGebilde
der Fr. Stk. eines Schuhes gegen die Expan�iondes in �einenMarximalforderungen unbe-

friedigten Polen bedürfen werde.
:

Straskturger geht dann zum direkten Angriff auf die heutige Führung der polni�chen
Außenpolitik über: E

„Die Unterscheidung der Rechte Polens von den Rechten des Völkerbundes durch
die polnische Diplomatie, die Feststellung, daß der Völkerbund sein Prestige in Danzig
selbst verteidigen müsse, und daß Polen an* diesen Fragen wenig interessiert sei,
schadet vor allen Dingen den! Tnteressen Polens und nicht dznen des Völkerbundes. Na-
türlich leidet das allgemeine Prestige des Völkerbundes durch die Entwicklung der
Dinge in Danzig, aber noch mehr le‘den die Interessen Polens.

Diese Interessen kann man nicht als unangetastet betrachten, wenn der Schwer-
punkt der Danziger Politik, wenn die Disposition und Entscheidung fn allen Danziger
Fragen, die wirtechaftlichen richt ausgeschlossen, durch Vermittlung der national-
sozialistischen Partei nach Berlin verlegt ist. Eine so enge Interpretation unserer Be-
rechtigungen und Interessen in Danzig, wie sie augenblicklich gegeben wird, indem
man unser Desinteressement an den inneren Angelegenheiten der Fr. St. erklärt, hat
man bisher niemals und nirgends gegeben, weder in Genf, noch in Warschau, noch in

Danzig.

Das polnische Recht des Zugangs zum Meer erfordert nicht nur, daß im gegebenen
Augenblick die polnische Verwaltung dort ihre Tätigkeit ausüben kann. und daß die

polnischen Waren ohne Hinderung durchgeführt werden können, sondern daß Danzig
— wie es der Völkerbundsrat am 17. XI. 1920 beschloß —

„im internationalen System
Europas cinen Organismus bilde, der gegen jede Ingerenz von seiten irgendeines Landes
verteidigt werden muß und der ene selbständige Existenz besitzen muß“, die garan-

tiert, daß auch morgen unsere Verbindungen mit dem Meer ohne die geringste militä-

rische, fa sogar politische Bemühung, einz’g in der Konsequenz des schon früher ge-

schaffenen

ae
in keiner Weise auf Befehl Berlins unterbrochen werden
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Allem demaegenüber�eienVer�icherungenüber die Nichtanta�tungder polni�chenRechte
in Danzig Schall und Rauch.

Eine ins Einzelne gehende - Entgegnung können wir uns hier er�paren und verwei�en
auf un�ereVemerkungen zu früheren Teilen des Strasburger�chenBuches, die hier z. T.
nur in abgewandelter Form wiederholt werden. Die ganze Veweis�ührungvon der „Völ-
kerbundsgarantiz und der „Verfa��ung“als „Recht Polens in Danzig“ i�t�chondeswegen
hinfällig, weil zwi�chenden auf Danzig bezüglichen Völkerbundsbe�timmungen,der von

einer verfa��unggebendenVer�ammlung der Danziger Bevölkerung aufge�telltenVerfa��ung
und den wertraglich an Polen zuge�tandenenRechten weder ein inneres, noch ein äußeres
Band be�teht.Den Begriff „polni�cheRechke“ auf die�eVe�timmungenauszudehnen, i�t �o
ab�urd,daß jede Widerlegung überflü��igi�t. :

R: EM



Unter der Über�chrift„Der politische Anschluß‘) wird dann die �eitder Machtüber-

nahme der NSDAP. enk�tandene verfa��ungsmäßigeLage in Danzig ge�childert.Str. bringk
eine lo�eZu�ammen�tellungvon Reden Gauleiter For�ters, Berichten des Völkerbunds-

kommi��arsu. a. m., von der er behauptet:

„Das Sind keine Auszüge aus irgendwelchen speziellen Reden, die entsprechend

herangezogen wurden, sondern ein vollständiges Bild der legalen und durch Polen nicht

angefochtenen politischen Lage in der Fr. St.“ (S. 73.)

Str. �tellt�elb�tfe�t,daß das formale rechklich-politi�heVerhältnis zum Reich nicht ge-

ändert worden �ei. Danzig �eiaber in die parkeipoliti�<heOrgani�ationdes Reiches einbe-

zogen, der parkeipoliti�he„An�chluß“�eierfolgk, die Parktei�tellen in Danzig �eien nur

niedere In�tanzender Reichs�tellenu�w.u�w. Da Grund�aßund Grundlage der nakional-

�oziali�ti�henVerfa��ungdie Ver�chmelzungund ab�oluteSymbio�e von Parkei und Sktaak

�ei,gebe es keine Sktaaksfunkktionen mehr, die niht vom Nakional�ozialismus beherr�hk
würden. Außerhalb der Parkei gebe es kein �taatlichesLeben und keine �taatlichenFunk-
tionen mehr. Aus die�erSymbio�e ergebe �ichdie fakti�he Unterordnung niht nur des

Parkei-, �ondernauch des Stkaaklslebens Danzigs unker das Deut�cheReich. Der Senak und

�einPrä�ident unker�teheauf die�erWei�e dem Gauleiter und werte, wie es der Völker-

bundskommi��arin �einemBericht wom 12. Sept. 1936 ausgedrückt habe, �eineTreue- und

_ Dien�tverpflichhkunggegenüber der Parkei �ehrhoch.

„Der Senat ist nur nach außen, gegenüber Polen und dem Völkerbund, d'e oberste

Danzig repräsentierende Behörde.“ Nach innen fei es- de facto der Gauleiter, was in

der Formalität der Neujahrsbe�ucheformal zum Ausdruk gekommen �ei. „Forster hbe-

ginnt daher allmählich nicht nur den Charakter eines Parteigauleiters anzunehmen,

GSA,
eines im Rahmen des Reiches ernannten Vorgesetzten des Danziger Senats.“

STD

Str. fühlt �ichdann �ogarbemüßigkt,in unerhörter Wei�e die Unabhängigkeit der Dan-

ziger Gerichte anzuzweifeln, indem er ab�ichtlihoder aus Mangel an Ein�ichtdie national-

�oziali�ti�henRechksgrund�äßemißdeukek:

„De Gerichte haben in ähnlicher Weise ihre Unabhängigkeit eingebüßt, wie die

Gesetzgebung und Verwaltung. In die gerichtliche Rechtssprechung wurden die Be-

griffe des „Nationalgefühls“ und des „Allgemeininteresses“ eingeführt, die eine höhere

Bedeutung als das Recht haben. Wie sehen unter diesen Bed:ngungen die Interessen

der polnischen Bürger amd Beamten aus (z. B. die Prozesse der Direktion der Poln.

Staatsbahnen mit ehemaligen Beamten Danziger Nationalität), die der Danziger Rechts-

sprechung unterworfen sind?“ (S. 74.)
Die totale Verfa��ung,�o�ek Str. dann �eineSchilderung fork, er�treke�iauch auf

das �ozialeund privatwirk�chaftlicheLeben. Str. bemerkt dazu:
„Die Aufrechterhaltung eines gewissen Wirtschaftsliberalismus, wenigstens bis zu

cinem gewissen Grade, würde besonders in einem Hafen angebracht erscheinen, der

Polen als Zugang zum Meere dienen soll und in dem neben Danziger Deutschen auch.

Polen gewisse wirtschaftliche Tätigkeiten unabhängig von ?hrer politischen Einstellung
ausíüben wollen und müssen. Ein solches Recht wurde ihnen übrigens durch entspre-

chende internationale Akte zugesichert.“ (S. 74.)

Als Bei�piele führt Str. die wirk�chaftlihenZweckverbände an, die er „Zwangsorgani-

�ationen“ nennt. Bezüglih der Organi�ation des Schiffahrtéäbetriebsver-
bandes behauptet er: „Das Polen zuerkannte Recht der |Schiffahrtsfre:heit unterliegt
auf diese Weise natürlich bedeutenden Einschränkungen“. (S. 75.)

Zu der VerordnungdesSenatszumSchuß von Handel und Han d-

werk heißt es:

„Welchen Wert besitzen unter diesen Bedingungen noch die polnischen Rechte zur

Ausübung von Handel und Industrie in Danzig!“ (S. 75.)
Und zum Hausbe�ißerzweckverkand:

19) Im Originalder deut�cheAu2druck.
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biliendurch Pölen!“ (S. 76.) LS
|
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Auch die Regelung der Hafenarbeit durh die Ausgabe von Arbeiterkarten
�uchtStr. als eine gegen Polen gerihtete Maßnahme darzu�tellen:

*

„Was die Polen. anbetrifft, .s0 sind sie. mit Hilfe obiger Vorschriften Schrittweise aus

ihren Stellungen verdrängt worden, obwohl sie in gewissen Grenzen noch toler!ert
werden. Am wichtigsten aber ist der Umstand, daß sie in iedem Augenblick auf legale
Weise entlassen werden können, und daß de ganze Wirtschaftsapparatur durch die
Vermittlung der Partei der Leitung Berlins unterworfen ist.“ (S. 76/77.)

|

Nachdem Str. fe�tge�tellthat, daß auh in die�emPunkte „die polnische These von

der Nichteinmischung ?n die inneren Angelegenheiten Danzigs einerseits und von der
Unantastbarkeit [seiner] Rechte andererseïts .. . als irreal und nicht realisierbar“
erwie�enhabe, da das Reich das Wirk�chaftslebenDanzigs mit Hilfe die�erOrgani�akionen
fa�tuneinge�chränktkontrollieren könne, fährk er fort: |

z

„Die Organisierung des Danziger: Wirtschaftslebens nach dem Grundsatz: des To-

talismus steht an sích im Widerspruch zu den Polen auf Grund der bestehenden Ver-

träge zuerkannten Rechtzn .'... Die Leiter unserer Danziger Politik. bildeten. s!ch ‘ein,
die polnischen Rechte dadurch aufrechterhalten zu können, daß sie von den Danziger
Politikern Versicherungen oder mündliche Erklärungen. erhielten, daß unsere Rechte
nicht angetastet würden. Solche Versicherungen oder Erklärungen haben jedoch keinen
größeren Wert als die bestehenden Verträge und polnisch-Danziger. Abkommen. Sie

können im besten Falle eine zeitwieise und vorübergehende Toleranz

-

gegenüber. der

polnischenm Wirtschaftstätigkeit bedeuten und schaffen. Sie werden nur - Scheinhand-
lungen zur Beruhigung der polnischen öffentlichen Meinung sein e SN

NAHE . Unter diesen Bedingungen verliert das polnisch-Danziger Abkommen über
die Teilung der Tonnage und die Zusammenarbeit zwischen Danzig und Gdingen leider
seinen Lebensgruhd und seine Rechtsgrundlagen, umsomeéhr,als die deutschen Dan-

ziger în dem benachbarten Gdingen ohne größere Schwierigkeiten mit dem polnischen
Element konkurrieren können.“ (S. 77/78.) :

ES

Hier mü��enwieder einige grund�äßliheBemerkungen einge�chaltetwerden. Den Aus-

führungen Sfrasburgers i�t zunäch�tenfkgegenzuhalten, daß es do< wohl dem wahren Sinn
einer Demokratie ent�pricht,wenn der Sktaak diè Inkere��ender Mehrheit �einerBevölke-
rung berück�ichtigk.Die�eMehrheik i� in Danzig ein für allemal mit rund 97 v. H. deutk�<{,
�ounangenehm das auch Herrn Strasburger �einmag. Es geht �{hließlihniht an, zu ver-

langen, daß die zahlenmäßigeUnkerlegenheit des Polentums- dadurch ausgèglihen wird, daß
die Inkere��ender Mehrheit nur �olangeberük�ichkigtwerden, wie es der Minderheit ‘ge-
nehm i�t. Eine �olheAuslegung der verkraglichen Be�timmungen-i�tdur nichks zu be-

gründen. Man muß unter�cheiden,ob die Angehörigen der polni�hewMinderhèik in Dañ-

zig von der für alle gültigen Ge�éßgebungwie jeder ‘andere’ Danziger--Staäatsbürger
©

be-

kroffen werden, oder ob es �ihum typi�cheVolkskumsrechke (kulturelles und politi�chesVer-

einsleben, Schulfragen u. .) handelfk. Eine Ausdehnung des Begriffs der’ Völkskumsrechkz
auf alle Gebiete der Ge�eßgebungund Verwaltung des Ga�t�taatesführt zu einer Aufhebung
die�esBegriffes und würde eine ungerechkferkigte Privilegierung bedeuten. Auf polni�cher
Seite möchte man die�eGrenzen gern verwi�chen,allerdings nicht im eigener Lande. So
handelt es �ihbei der Einführung der Arbeiterkarken im Danziger Hafen um nichts an-

deres, als. um eine �ozialeMaßnahme zwe>s gleihmäßiger Verteilung der Arbeitsgelegen-
heiten an alle Arbeitsberehtigten. Wenn. dadurch polni�chenArbeitern eben�owie den deuk-

�chendie Möglichkeit un�ozialerVevorzugung genommen -worden..i�t,.�oi�t

-

das noch lange
keine ein�eitiggegen Polen gerichtete Maßnahme. Was {ließlih die Rechte der Polen
anbetrifft, die niht die Danziger Skaaksangehörigkeit be�ißen,�okann man Str. den von

ihm �elb�tbetonten Grund�aßder Wirkt�chaftlichkeitentgegenhalten. Eine hemmungslo�e
Überflutung der Danziger: Wirk�chaftdur<h Neugründungen, Niederla��ungen,ungehemmte

Ge�chäffksaktionennihk-Danziger Firmen u. a. m. wäre unwirk�chafklih.Witk�chafklichi�t
es, den vorhandenen Kaufleuten, Handwerkern und Arbeitern eine volle Ausnüßzung ihrer

Wirk�chaffs-und Arbeikskraft zu �ihern.An �i kann al�odîe Nevordnuno des Danziger
Arbeiks- und Wirk�chafkslebensin keinem Punktk von vornherein als eine Anka�tungpol-

A SA

. welchen Wert haben die Rechte des Ankaufs und des Besitzes von Immo-



ni�cherRechte ange�ehenwerden. Wenn Str. ihre Anwendung von vornherein verdächtigt
und die Zu�icherungendes Senats über die Nichkanta�tungpolni�cherRechte in Zweifel zieht,
�oi�tdas einfach dadurch zu erklären, daß ihm �elb�tder moderne Gei�tder Anerkennung
fremden Volkskums ekwas vollkommen Fremdes i�t.

Wie ahnunds- und ver�tändnislosStr. die�emGei�t,der im Natkional�ozialismus�eine

kon�equente�tewelkan�haulihe Verkörperung gefunden hat, gegenüber�teht,geht aus den

Betrachtungen hervor, die er am Schlu��edie�esUntkerab�chnittsder Stellung der

polni�henWMinderheit in Danzig und Deut�chland widmek:
'

„Die totale Verfassung läßt eigentlich keine Tätigkeit außerhalb ihrer Organisation
zu. Genau genommen müßten die nationalen Minderheiten dem Nationalsozialismus b€*-

treten, den Idealen der Partei Treue, dem Führer Gefolgschaft schwören usw. und auf

diese Weise ihrer Nationalität entsagen, oder Sie verlieren jedes Recht, zu bestehen!, Tn

Deutschland sind die Tore des Nationalsozialismus für Polen wieit geöffnet.Aber wer

der Einladung nicht folgt, hat kene rechtlichen Existenzgrundlagen. Nur den Juden ist

der Eintritt in die Partei untersagt, aber dafür haben sie außerhalb der Klammer des

Staatslebens als Staatsbürger zweiter Klasse das Recht, in besonderen Organisationen
und auf Grund besonderer Rechte, ihre rassischen und kulturellen Eigenarten zu pflegen
und ihre Berufsinteressen zu verteidigen. Den Polen! steht dieses Recht nicht zu.

—

Das Problem des Gemeinschaftslebens der polnischen Minderheit in Deutschland ist

überaus schwer zu lösen. iIn Danzig sucht man eine Sicherung der Lebensmöglichkeit

für die polnische Bevölkerung auf dem Wege spezieller Abmachungen und der Fest-

setzung gewisser Ausnahmen von den allgemeinen Grundsätzen.“ (S. 83.) y

Allein, bei näherem Zu�ehen�tellt�ihheraus, daß die�eungeheuerlichen Enk�tellungen
Strasburgers niht nur von abagrundtkiefer Unkenntnis über Idee und Lebensge�eke der na-

kional�oziali�ti�chenBewegung, �ondernauch von einer ganz be�timmtenAb�ichtdiktiert �ind.

Str. be�chäftigt�ichauh mit der Liquidierung der Oppo�itionin Danzig und bemerkt zu
demVerbot der Sozialdemokraki�chen Parke i:

„Das Ende einer Partei mit sozialistischer Ideologie könnte uns gleichgültig sein. Vom

polnischen Standpunkt steht sie ums weder näher noch ferner als andere Programme.
Aber wir müssen unser Bedauern ausdrücken über die Vernichtung ener aus Danzig

hervorgegangenen, ausschließlich aus Danzigern zusammengesetzten und ihre Tätig-
keit auf das Gebiet der Fr. St. beschränkenden Partei .

; Natürlich kann man auf dem Standpunkt stehen,daßdie parte!poli.
ScherAuseinandersetzungen auf Danziger Gebiet uns nichts angehen. Maú kann be-

haupten, daß wir keinzn Grund hahen, für die Rechte der Sozialdemokraten e€inzu-

treten. Die Interessen Danziger Wirtschaftskreise könnten uns gleichgültig sein.

Schwerlich ist jedoch zu leugnen, daß die Arbeits- und Wirtschaftskreise, in gewissem

Maße sogar die zentro-katholischen Kreise die Bevölkerungskreise repräsentieren. die
am engsten mit Danzig verbunden sind, während die Nationalsozialisten geistig und po-

litisch eine Richtung vertreten, die stark von äußeren Faktoren abhängig und ibnzn
unterstellt ist. Die letzten Überbleibsel des .Danziger Geistes“ und derjenigen Leute,
die eine gewisse Danziger Atmosvhäre schaffen könnten, sind angesichts der völl*gzn

Gleichgültigkeit des Polnischen Staates endgültig von der politischen Bühne abge-
drängt.“ (S. 80/81.)

Wir brauchen nicht 3u wiederholen, was es mit die�emvon Herrn Strasburger �ooff
be�hworenen„Danziger Gei�t“auf �ihhat, und können wiederum auf un�ereBemerkungen
über die „wirklihen Danziger“ Strasburaers verwei�en. Daß die�eKrei�e niht aus be�on-
derer Heimatverbundenheit für eine größtmögliche Ab�onderung Danzigs von Deuk�chland
eintreten, �ondernaus dem internationalen Gei�t des Marrxismus und des politi�chen Ka-

fholizismus, dürffe Strasburger eben�oklar �ein,wie allen Deut�chenDanzigs. Str. rückt

auch �ehroffen mit der Sprache heraus, warum er in Wirklichkeitdas Ver�chwindender

Danziger Oppo�itionbeweink:

“Nicht nur aus historischer Perspektive, sóndern auch vom taktischenGe-

genwartsstandpunkt ist das Einparteisystem eine Gefahr. Das Bestehen meh-
rerer Parteien schuf „ein für das polnisch-Danziger Zusammenleben günmsfiges
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Gieichgewicht.“ Eine von außen ber kommandierte Alle:n-Partei kann sich auf

einen einzigen Befehl den Interessen des polnischen Staates widersetzen und unsere

ganze Wirtschaftsaktivität hemmen. Nicht: dazu wurde Danzig territorial vom Reich

abgetrennt, um durch das Band der „Allein-Partei“ von neuem und umso enger mit

ihm verbunden zu werden. Eine solche Situation widerspricht dem Ziel und den In-

tentionen, um derentwillen die Konzeption der Fr. St. und der Zugang Polens zum Meer

über das Danziger Territorium geschaffen wurde.“ (S. 81/82.)
Um den wahren Sinn, der hinter die�enWorten Strasburgers �te>t, aufzudecken,

‘brauchenwir nur auf die berühmte polni�cheDenk�chriftv. J. 1929 zurückzugreifen,an die

uns Str. �elb�terinnert hat. Dort hieß es: „Die im Versailler Vertrag festgelegte schein-

bare Unabhängigkeit und Selbständigkeit der Freien Stadt, die Sich seinerzeit gegen

Polen richtete, in Zukunft aber gegen Deutschland: auswirken wird, muß auf das nach-

drücklichste von Polen unterstrichezn und geschätzt werden“ (�iehe den „Danziger Gei�t“
Strasburgers!). Ferner: „Die innerpolitischen Käntpfe der Danziger sind geschickt zu

benutzen, um ihre Aufmerksamkeit von Polen abzulenken und auf innere Danziger

Streitfragen hinzulenkén.“ — Da haben wir die „takti�chenGegenwartsgründe“ des Herrn

Strasburger! Î i

So i�l es auch erklärlih, warum Str. die von ihm �on�t�oeifrig verteidigten

Rechtsgrundlagen der Freien Stadt nun niht mehr genügen. Er verlangt, „daß die

Rechte der polnischen Bürger nicht auf freiwillige, vom Senat in Presse-Interviews zu-

gestandene Konzessionen basiert werden sollten, 'sondern auf eine politische Verfas-

Sung, die die Ausführung der in den Verträgen errichteten Rechte garantiert.“ (S. 80.)

“Mit anderen Worten: Da mit der Hoffnung auf eine Wiederher�tellungdes inneren

Parkeihaders in Danzig eine bequeme Néöglichkeit für eine Expan�iondes Polentums ge-

{chwunden i�,möchte Str. dur<h Erweiterung der polni�henRechte in einer politi�chen

Verfa��ungeinen Er�ah�chaffen.Das konnte er jedoch nicht gut als Begründung angeben.
Daher mußte

“

die Ein�tellungdes National�ozialismus zu fremdem Volkstum verdächtigt
werden.

In einem weiteren Unterab�chnittbehandelt Str. “dann „Die Liquidierung der

Bölkerbundsgaranktie“. Er wiederholt zunäch�t�eineBehauptung, daß ein Ein-

mi�chungsre<htdes Völkerbundskommi��arsin innere Angelegenheiten Danzigs von jeher

be�tandenhabe?°).Es folgt dann eine ausführliche Schilderung der Auseinander�eßungendes

Senats mit dem ehemaligen Völkerbundskommi��arLe�ter. Be�onderseingehend be�chäf-

tigt �ichStr. mit dem �ogen.Leipzig-Zwi�chenfallvom Sommer 1936. Er übt �charfeKritik

an dem offiziellen Kommentar der „Gazeta Polska“ v. 28. VI. 36, der den Zwi�chenfallan-

läßlich des Be�uchesdes deuk�henPanzerkrenzers „Leipzig“„als die polnische Regierung

nichts angehend“ und als eine „Frage zwischen Berlin und Genf“ bezeichnet habe.

„Die polnische öffentliche Meinung hat sich nicht darüber Rechenschaft abgelegt,

daß durch den beschriebenen Zwiüschenfall die polnischen Interessen nicht weniger berührt

wurden, als die Interessen des Völkerbundes. Die Beleidigung und Autoritätsminderung

des Garanten der polnischen Rechte in Danzig lief den Interessen Polens

‘

zuwider,

durch ein derartiges Vorgehen gleichzeitig mit dem Hohen Kommissar beleidigt.“ (S. 90.)

Das Programm, in dem gemäß den protokollari�henGepflogenheiten ein Be�uchder

Offiziere des Panzerkreuzers beim Völkerbundskommi��arvorge�ehenwar, habe die polni-

he Regierung der deut�chenRegierung übermittelt. Es �eivon die�erohne Ein�chränkung

akzeptiert worden, der Be�uchder Offiziere beim Völkerbundskommi��ar�eijedoch,unter-

blieben. Vs

:

Die deut�cheNote an Polen vom 25. 7. 86, in der die Unterla��ungdes Be�uchsbeim

Völkerbundskommi��armit dem Zwi�chenfallwährend des Be�uchesdes Panzer�chiffes
„Admiral Scheer“ vom Sommer 1985 begründet wird?!), habe die Frage, warum der Termin

des Be�uchesüberhaupter�takzeptiert wurde, nicht nur nicht geklärt, �ondernobendrein den

20) Die�esRecht i�tvon Danziger Seite auch �chonin früherer Zeit angefochten wor-

den, \. o. S. 2, Anm. 17. i

ij

21) Die deut�chenOffiziere und die national�oziali�ti�henFührer Danzigs waren damals

von Herrn Le�terin takklo�erWei�ezu�ammenmit Führern der Oppo�itionund einem be-

kannten, aus der NSDAP. ausge�chlo��enenRenegakteneingeladen worden,
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Ve�ehlan den Kommandanten des Kreuzers, den Ve�uchbeim Völkerbundskommi��arzu

unterla��en,noch be�tätigt. Die Note habe dem Völkerbundskommi��ardaher keine Genug-
tuung gebracht. |

.

„Gazeta Polska“ v. 24. XI. 36 nennt jedoch diesen Notenwechsel ein „wertvolles und
konkretes Resultat“ und drückt Befried’'gung

-

darüber aus, daß der Zwischenfall be-

grenzt und lokalisiert wurde. Daraus würde Sich ergeben, daß die polnische Regierung
die Autorität des Hohen Kommissars nicht in Schutz nehmen konnte oder auch nicht
wollte. Die Übereinstimmung der Standpunkte der deutschen und der polnischen Re-

gierung mußte auf jener September-Versammlung des Völkerbundes den sofortigen
Rücktritt Herrn Lesters nach sich ziehen. (S. 91.)

Strasburger nimmt Stellung gegen die Gering�chäßungdes Völkerbundes auf polni-
�cherSeite, von dem man ironi�ch�age,er werde be�timmtkeine Kriegsflotte zur Verteidi-

gung der polni�chenRechté nah Danzig �chien. Eine derartige Ein�tellung�eigenau �o,
als wenn man den A�tab�äge,auf dem man �ißt,mit der Begründung, er �eizu {wa<
und könne �on�tvon �elb�tabbrechen.

Zu der Frage, wodurch Polen �eine„allzu �hwachenGarantien“ in Danzig verbe��ern
könne, meint Strasburger: ;

„Auf diese Frage könnte unsere Politik nur eine einzige Antwort geben: durch die

unmittelbare Verständigung mit Deutschland. Wir sind weit entfernt von einer Gering-
schätzung dieses Friedensinstrumentes, was unser Vertrag mit dem Reich ist. Aber der
Wert dieser Verständigung auf dem Gebiet Danzigs erfordert dort die Aufrechterhal-
iung des status quo. Weshalb ließen wir es außerdem zu, daß das Deutsche Reich dort
Ss€cine tmmittelbare Macht so grundlegend befestigte und alle Konkurrenz ausschaltete?
Wenn man unsere Politk in Danzig ausschließlich auf die deutsch-polnische Verständi-

grumg Stützen will; dann darf man nicht gleichzeitig eine Beherrschung Danzigs durch
die nationalsozialistische Allein-Partei zulassen und vielleicht sogar unterstützen. .

Es ist unverständlich, warum die Weltmeinung und die polnische öffentliche Meinung
ohne Zwe*fel eine Ausdehnung der nationalsozialistischen Herrscha�t auf Österreich als

gleichbedeutend mit dem „Anschluß“ ‘angesehen haben würden, in einer Zulassung dieser
Herrschaft in Danzig aber nicht den Charakter eines Anschlusses Danzigs an Deutsch-
land sehen. Doch nicht deswegen, weil in Danzig der Völkerbund gewisse Berechti-
gungen besîtzt, die wir gerade zu mißachten und in Übereinstimmung mit Deutschland
abzuschwächen bereit waren!“ (S. 93/94.)

Bisher habe es 3 ent�cheidendePunkte der Danziger Politik gegeben: Gèênf, War-

�chau,Danzig. Zwei von ihnen �eienktedeutend ge�hwächtbezw. liquidiert worden: „Genf
als Garant und Danzig als �elb�tändigespoliti�hes Zentrum“. Polen beginne in immer

�tärkeremMaße die Folgen die�es Tatbe�tandes zu fühlen, während das Deut�cheReich
unterde��enweiter der Verwirklichung �eines�hon in Ver�ailles aufge�telltenProgramms
zu�trebe,welches gewi��eErleichterungen und Privilegien in einem zum Reich gehörigen
Danzig vor�ehe.

Als eine wichtige Ur�achefür die Stärkung des national�oziali�ti�henEinflu��esin

Danzig �iehtStr. den Zoll- und Valutakonflikt voni Juli 1985 an. Er kriki�iert�charfdie

oon Polen als Repre��aliegegen die Danziger Devi�envewirt�chaftungerla��eneZollverord-
nung, die den Danziger Zollbehörden tie Abfertigung der �ürPolen be�timmtenWaren

unter�agte und die Verzollung er�tjen�eits der Danzig-polni�chenGrenze durch die polni-
{hen Zollämter vornehmen ließ:

„Weil [de polnische Regierung] .. . seit längerer Zeit auf dem Standpunkt steht,

daß man die Vermittlung des Völkerbundes in Streitigkeiten nicht benutzen darf, be-

Schritt sie den Weg der „action dirécte“ ... Diese Tat der polnischen Regierung mußte
bei allen,die, wenn auch nur oberflächlich, die rechtlichen und politischen Grundlagen

der Fr. St. kennen, große Verwunderung hervorruïen. Sie bedeutete ncht mehr und

nicht weniger, als die Zerreißung der polnisch-Danziger Zollgemeinschaft, und tastete

daher die grundlegende Vorbedingung unseres Zuganges zum Meer- und die grundsätz-

lichen Berechtigungen an, die uns durch den Vers. Vertr. zuerkannt wurden.“ (S. 6.)
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Sír. �childertdann die Danziger Gegenmaßnahmen (zoll�reieHereinla��ungmehrerer
deut�cherWaren) und erwähnt die Liquidierung des Kon�tikts, die er folgendermaßen be-

urtéilt:
28

„Die Lösung der t1age Late einen entscheidenden Einfluß auf unser künîtiges
Kränteverhaäaltnis in Danzig. Foien verlor aurch aietse Angelegenheit sein SelDstgeiunl aur

Danz:.ger Lepniel und Iur eine 1ange Zeit aie politisch€ nitiative. Die Geschichte dieses

azWwischentalles wurae gewisseImaben zu einem Wenaepunkt, aurch den unsere Politix

in Vanzig von cinem uDertrienenen Genmuh! der „Macntigkeit“ in stille Wesignation hin-

angestürzt wurde.“ (S5. 97.)

Vu. ger Lalit Wicuer zu dem AKun�liaiVanzigs mit dem Völkerbund über und bemerät,
Man Uve ubi vel SPU DaC LUN STIL ga ELN JWweTilwy cimarleli t0ILen, vaß 1e aun velu

[Wu CT Auen DU EI CUUTLLLCIL M Zülljly Cli glvjeres vILele]le zelyren, uw der meyr-
miecej�ieiteGaal polen. Jur Uatstagung voin Januar 1987 |tellt otr. [ejt:

„Vor allen Dingen muß betont werden, daß der Völkerbundsrat sich diesmal weder mit

der trage der inzwiscuen vom Senat eriasSenen VveriasSuUlgsWiurigen Verordnungen,
noch auch mit aer rrage ver zHD.-Aurlosung und der Anxundigung der Autlosung der

Lentrumspartei Detaßte. Der none Komm ssar’ Lester ,. . im Zusiand des Kücktritts,
iunite sich wahrscheinlicn Schon nicht mehr in der macht, uber diese Hragen Bericht

ZUB SLALTC e Es

i

:

ln allgemeinen Umrissen kann man die geschafiene Rechtssituation folgender-
maben kennzeichnen: Das ixecnt aes hohen KommisSars, Aurkiärung über aie innere

Siluauion der Lr. Ot. Zu 10rTuern und einzunolen, soWwie sie dem vVolkerbund mitzute.len,
Wwurue I0imal nicht aulgehoben. Der Hohe Kommissar kann wahrsScneinlich aucn Wwei-

verhin bFetitionen und Kiagen Von der BevolKkerung aer rr. St. entgegennehmen, wie

uas bisher geschahl. Jeuocn interpretiert der Danziger Senat de Bemerkung des pol-
nischen Lelegierien, dal alle intormationen aes Senats die Stellung einnehmen mubren,
We aer Autoritàt aes Senats, als der Kegierung der tr. St. entspricnt, in der Weise,

_Caß Sie durch niemanden bezweielt werden dürttem. Die Erklarungen des Senats wur-

uenl ueninach eine Art autoritativen Uharakters besitzen und cinen endgültigen Cha-

rakter haben. zin eventuelles -Erscheinen einer vom Senat aufgeklärten Angelegenheit
auf der 1agesordnung des Volkerbundasrats konnte tür aen HFrasiadenten des Senats eil

Grund und ein Argument s€.n, nicht aur der Sitzung zu erscheinen, weil es der in dem

polnischen Bericht enthaltenen Zusicherung widersSpricht. So erklart sich der Kommen-

var der Danziger Hresse, daß die Vanziger Hragen wahrscheinlich tür mmer vom

watstisch verschwunaen sina, und die Erklarung Herrn Greisers, daß unter diesen Um-

ständen einer loyalen Zusammenarbeit mit dem Hohen Kommissar nichts mehr im

Wege Steht. Soiern aer neuernannte Hohe kommissar wünschen sollte, sich in Zu-

kuntit noch mit inneren Hragem und der Ausführung der Veriassung der tr. St. zu be-

tassen, dann wird er zweitellos auf große Schwierigkeiten stoßen. Wenn er sSîch jedoch
jeder iIngerenz enthält und ausschließlich „Fische 1ängt und badet“, wie das seinerzeit
der Präsident des Senats bildlich darstellte, dann wird er in Danzig ein Leben. haben,
irei von Sorgen und Schwierigkeiten, sowohl vonseiten Polens als auch Danzigs.”
(5. 103/104.)

:

Zum Schluß zitiert Str. Kommentare der „Times“ vom 28. 1. und des „Manche�ter
Guardian“ v. 29. 41., in denen es u. a. heißt, der Ginn des Ratsve�cylu��esbejtehe darin,

daß man vom neuen Völuerbundskommi��arNichteinmi�chungin die inneren Ungelegen-
heuen Vanz1gs erwarte, daß er in der ‘Praxis üverhaupr keine Rechte be�ißenwerde, die

i¿carionalfoz1uaui�ti�he‘Partei aljo tat�ächlichuber den Völkerbund gejiegt. have.

Schlußbemerkungen,

Strasburger ver�uchthier die Vedeutung der Danziger Frage im Rahmen der deut�ch-
polni�chenVer�tändigungzu �childern. Sie jei aus der Natur der Sache eines der wich-
tig�tenProbleme in diejen Beziehungen, �pielejedo< im Ge�amtükomplexder politi�chen
Probleme Deut�chlandseiner�eitsund Polens anderer�eits eine �ehrungieihe Rolle. F ür

Veut�chland �eidie Danziger Frage „eine von vielen und keine von er�trangigerBe-

deutung“:
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„Im politischen Programm des derzeitigen Reichskanzlers sp:elten die Fragen des
Nahen Ostens —

wenn man die polnisch-deutschen Fragen so nennen kann — eine
völlig zweitrangige Rolle gegenüber den Absichten und Revind:kationen, die gegen den
ferneren Osten gerichtet sind, gestützt auf ideenmäßige Gegensätze — den Kampf mit
dem Bolschewismus — wie auch auf territoriale Forderungen —

„mehr Raum im
‘Osten.“ (S. 106/107.)

Gerade auf die Grundlage die�erVerlegung der polni�ch-deut�chenStreitigkeiten auf den
zweiten Plaß �tühte�ihaupt�ächlich,die Konzeption der polni�ch-deut�henVer�tändigung.
SFSürPolen jedoch�ei die Danziger Frage eine Lebensfrage, in der es keine Konze��ionen
machen kann und will:

„Wer die polnisch-deutsche Verständigung aufrechtzuerhalten wünscht, hat das
Recht zu verlangen und auf die Notwendigkeit hinzuweisen, daß in Danzig die Situation
aufrechterhalten wird, die im Jahre 1933 bestand, d. h. in dem Augenblick des Ab-
schlusses des Nichtangriffspaktes. Die polnisch-deutsche Verständigung könnte die Probe
einer Untergrabung der politischen Selbständigkeit der Fr. St. nicht bestehen. Wir
sind uns völlig klar über den großen Kräfte- und Prestigezuwachs des Dt. Reiches, aber
wenn eine Verständ:gung bestehen soll, dann darf Sie nicht für den einen Partner den
Verlust lebenswichtigster Rechte und Interessen nach Sich ziehen. Übrigens sind wir
der (Meinung, daß nicht s0 sehr die Stärkung der deutschen Macht die Ursache einer

Erschütterumg unserer Stellumg war, als vielmehr die Tatsache, daß wir in der Dan-
ziger Frage eine ungeeignete Haltung eingenommen haben.“ (S. 107.)

Str. wiederholt dann noch einmal, daß ange�ichtsder totalew Tendenzen der NSDAP.
zu bezweifeln �ei,daß in Danzig eine mit den polni�hen Bedürfni��enüberein�timmende
Wirk�chaftspolitikgeführt werde. Der führende Einfluß „eines deutschen Staatsbütgers und
Reichsbeamten“ fei dem „polnischen Prestige und den realen Interessen“ abträglih. Im

Intere��eder polni�chenUnabhängigkeit �eieine Be�chränkungPolens auf wirk�chaftliche
und admini�trative Konze��ionenbei gleichzeitiger politi�herund wirt�chaftliherAbhängig-
keit Danzigs vom Deuk�chenReich untragbar.“ Die deutsch-polnische Verständigung kann
daher nicht die einzige Grundlage der polnischen Politik sein.“ Str. verwei�tauf die
veränderte Haltung der We�tmächtein der Danzig-Frage -gegenüber der Zeit von Ver-

�ailles,wo bekanntlich Lloyd George gegen Polen in der Danzig-Frage Stellung nahm. Die

We�tmächte�eienheute an der Aufrechterhaltung des Status quo in Danzig �tarkintere��iert.
„Sie tun das im wohlverstandenen Interesse des Friedens, denn sie wissen, daß

eine Liquidierung der gegenwärtigen Lage an der Ostsee früher oder später zu gefähr-
lichen internationalen Entwicklungen führen müßte.“

:

Es �eidaher nicht zu ver�tehen,warum die polni�cheDiplomatie die internationalen Ga-
rantien mißachte, in Genf als Vermittler auftrete, an�tatteine �elb�tändigeDanziger Politik
zu führen, und �ichnachgiebiger verhalte als England.

„Das ist eine Rolle, die nicht dem Gewicht unserer Interessen in Danzig, von denen

doch das 'Seïn Polens abhängt, entspricht. ¿ : x ; è é Ï ;

z Í ; Wenn die deutsch-polnische Verständigung in den Danziger Fra-

gen weitere Enttäuschungen bringen Sollte und die Garantie und Kontrolle des Völker-

bundes immer weitere Einschränkung oder gar Auflösung erfährt, dann entsteht eine

Situation, in der es leider nötig sein könnte, zw der Arbitrage des Völkerbundes zurück-

zukehten, als dem einzigen, wenm iauch noch s0o unerwünschten Mittel der Verteidigung
unserer Rechte.“ (S. 1110.)

Str. warnt davor, eine Politik zu führen, die nur den Schein einer

-

Völkerbundsga-
rantie und den Schein einer Selb�tändigkeitDanzigs aufrehtzuerhalten fuche.

„Die Gefährlichkeit der gegenwärtigen Entwicklung der Situation in Danzig wird

nicht gemindert durch die scheinbar noch ruhige, schrittweise und systematische Me-

thode ihrer Erledigung. Die Vermeidung gewaltsamer Handlungen, die die Aufmerk-

samkeit der polnischen öffentl:chen Meinung erregen könnten, führt zw einer umso leich-

teren, wenn auch noch micht für alle sichtbiaren Liquidierung des durch die Verträge

geschaffenen Zustandes.“ ((S. 111.)
Str. fordert eine umfa��ende,wahrheitsgemäße Unterrichtung der polni�chenÖffentlich-

keit und die Seraushebung der Danziger Fragen- aus dem Kampf der Parteimeinungen.
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Heufe �timmtenalle Teile darin überein, daß die Danziger Frage niht dur „Wundermittel“
bezw. „durch eine oder ein paar besondere Taten“ gelö�twerden könne, �ondernnur durch
„eine organische Arbeit in Danzig.“

y

Polen habe no< Trümpfe in der Hand. Das �eiendie deut�ch-polni�cheVer�tändigung,
die internationalen Garantien, an denen Polen auch troß der Schwächung des Völkerbundes

fe�thaltenmü��e,und �chließlihwirk�chaftliheMachkmittel.

„Wir ghauben sogar, daß bei uns schließlich eine gewisse Einsicht über die ge-

machten Fehler eingetreten ist. .. . Vor allen Dingen müssen wir daran denken, daß
wir den Schlüssel der wirtschaftlichen Situation in der Hand haben. Wir halten ihn s0-

gar fester (als früher, u.zw. angesichts der schwierigezn Wirtschaftslage des Reiches,
die die Devisenbeschränkung und die Herabsetzung der Finanzhilfew für Danzig not-

wendig machte. Man weiß das in Deutschland ebenso gut wie in Danzig.“ (S. 112.)
Str. �chließtdann mit der aus �einemMunde wenig glaubwürdigenVer�icherung,daß

die�eSituation „nur zum Guken der Fr. Sk.“ ausgenußt werden �olle,und daß er ein un-

beirrbarer Anhänger einer engen Danzig-polni�hen Zu�ammenarbeit�ei.Die�eZu�ammen-
arbeit macht er abhängig von einer Änderung der politi�chenSikuation in Danzig,

Die�e Schlußbemerkungen �ind eine Wiederholung und Zu�ammenfa��ungaller der

Grund�ätze,die Str. in den einzelnen Ab�chnikken�einesBuches aufge�tellthat, und denen wir

dort im Einzelnen un�ereGegenargumente entgegengehalten haben. Sie �indzugleicheine

Su�ammenfa��ungder Grundtendenzen, die offen oder unausge�prochenhinker die�enThe�en
�tanden,deren Propagierung in 15 Jahren tiefes Mißkrauen und Unfrieden zwi�chendie
Völker eines ohnehin �innloszer�tückellenRaumes ge�kreuthat. Was Str. verficht, i�eine

Politik der Irrealikäk. Er verneint die Wirklichkeit, nicht weil er �ieniht �ieht,�ondern
weil er �ienicht ver�teht,und ver�uht— um einen off angewandten Vergleich zu gebrau-
chen — das „Pulverfaß“ Danzig mik den glücklih ausgeräumten Zünd�toffenwieder anzu- .

füllen. Deshalb fordert er die Alarmierung der polni�chenÖffentlichkeit,die man im Zuge
der deut�ch-polni�henVer�kändigungauf die Linie der gegen�eitigenAnerkennung fremder
Lebensrechte zu bringen hoffte, deshalb droht er mit der Wiederaufnahme inkernationaler
Streitigkeiten und mik der Anwendung wirt�chaftliherRepre��alienum einge�tandener-
maßen machtpoliti�herpolni�cherZiele willen.

Man muß Strasburger Recht geben, wenn er Danzig als einen Probier�tein der
deut�ch-polni�henVer�tändigung bezeihnetk. Aber niht Polen i�tder Teil, der hier keine
Konze��ionenmachen kann — es werden notabene gar keine von ihm gefordert —. �ondern
das deut�che Volk. Denn ihm und nihtPolen i�thier ein Unrecht
ge�chehen.Wir hätten ein Recht, die Wiedergutmachung die�esUnrechts zu verlangen,
aicht aber hat Polen das Rechk, zu fordern, daß zur Wiedergutmachung jenes imaginären
„Unrechfs“, das in der Nichterfüllung der polni�chenMaximalforderungen bezüglichDanzigs
be�tehen�oll,das Unrecht am deuk�chenVolk vergrößert und eins �einer lebendigen Glieder
von der natürlichen Entwicklung endgültig abge�hnürkwird.

:

Allzu offen hat Str. verkündek, warum er eine Rückkehr zu den Prinzipien der Nach-
Ver�ailles-Zeit fordert. Denn was �ollenwir darunker ver�tehen,wenn er für die Lö�ung
des Danzig-Problems den Politikern �einesLandes „eine organi�cheArbeit i n (!) Danzig“
an�tatt„einer oder ein paar be�ondererTaten“ empfiehlt? Das heißt doh nichts anderes,
als daß er eine organi�heDurchdringung zwecks kalter Einverleibung Danzigs für erfolg-

. ver�prechenderhält, als einen illegalenHand�treihmit Waffengewalt!

Täglich können wir die große Wirkung die�esBuches auf die öffentlihe Meinung
Polens beobachten. Es- hat bisher weder von offizieller, no< von offizió�erSeite eine

Widerlegung oder Zurückwei�ungerfahren. Solange das nicht in eindeutiger Wei�e ge-
�chieht,wird mán gezwungen �ein,niht nur jede Äußerung, �ondernauch jede Handlung
von polni�cherSeite auf ihren Zu�ammenhang mik den von Strasburger aufge�tellten
Grund�ähßenund Forderungen zu prüfen.

'

„[Dr. Senryk Strasburger: Sprawa Gdaúska.
'

nictwo Klubu

Spoteczno-Politycznego I. Warschau 1937.]
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Das Jo�efPit�udski-Jn�tikutzur Erfor�chungder neue�tenGe�chichtePolens.

.__ Anläßli<h der Neuherausgabe der (ge�ammeltenSchriften Pit�ud�kis,deren er�terVand

in den er�tenApriltagen d. Is. er�chieneni�t,hat �ichdas Intere��eder polni�chenÖffentlich-
keit in �tarkemMaße der Arbeit des „Jo�ef-Pit�ud�ki-In�titutkszur Erfor�chungder neue�ten
Ge�chichtePolens“ (Instytut Józefa Pitsudskiego poéwiecony badaniu najnowszej histor}ii

Polski) zugewandt. Der wi��en�chaftlicheLeiter des In�tituts,Major Dr. Wact{aw Lipiñ�k i,

bekannt als Bearbeiter der als „Erinnerungen und Dokumente“ in deut�cherSprache er-

\chienenen Auêëwahklder Reden und Schriften Pit�ud�kis,�childertein zahlreihen Pre��e-
konferenzen und eigenen Artikeln Täktigkeitund Aufgaben des In�tituts.

Durch einen Be�chlußdes polni�chenMini�terrats vom 17. November 1936 (\. Monitor

Polskî Nr 5 v. 3. Dez. 36) wurde dem In�titufkder Titel des „Jo�ef-Pitk�ud�ki-In�tituts“ver-

liehen, �eineStatuten be�tätigtund der Einrichtung „der Charakter einer Organi�ationvon

höch�temNutzen“, d. i. nah un�ermSprachgebrauch der Charakter einer Körper�chaftöffent-
lihen Rechts, zuerkannt. Die Gründung des In�tituts gehk zurück auf eine Anregung des

ver�torbenenMar�challs und erfolgte i. I. 1923 als „In�titut zur Erfor�hung der neue�ten
Ge�chichkePolens“, analog den in anderen Ländern be�tehendenIn�titutionenzur Erfor�chung
der Ge�chichtedes Weltkriegs (z. B. der „Société de l'Historie de la Guerre“, dem „Reichhs-

in�titutfür neue�tedeuk�cheGe�chichte“ und dem �owjetru��i�chen„MWMarx-Lenin-Engels-
In�titut“). Es hatte zunäch�tdie Aufgabe, für den Zeitab�chnitt bis z. J. 1918 ein�chl.
Materialien über den Kampf der Unabhängigkeitsorgani�ationen zu �ammeln.Die anfangs
�chrbe�cheideneEinrichtung enkwickelke �ih dank der energi�chenArbeik des inzwi�chen
ver�torbenenGenerals Juljan Skachiewicz1) �eit1926 außerordentlich,entfalteke eine eifrige
Tätigkeit auf dem Gebiel der Vervoll�tändigung des Makerialienarhivs und auf heraus-
geberi�hemGebiet.

In dem In�tiktukwurden die Archive folgender Unabhängigkeits-
organi�ationen zu�ammengefaßt: Polni�che Soziali�ti�hePartei (Polska Partja
Socialistyczna P. P. S.), Verband des aktiven Kampfes (Zwiazek Walki Czynnei),
Schüßenverbände (Zwiazki Strzelecki), Polni�cherMilitärfonds (Polski Skarb Woiskowy),
Provi�ori�chherAus\huß der vereinigten Unabhängigkeilsparkeien (Tymczasowa Komisia
Skonfederowanych Stronnictw Niepodlegtoéciowych), Polni�he MWilitfärorgani�ation
(Polska Organizacia Wojskowa. P. O. W.) und Akten über eine ganze Reihe anderer

militäri�ch-politi�herAktionen.

Unter den vom In�titutbe�orgtenPublikationen �indfolgende zu nennen: „Legions-
erinnerungen“ (W'spomnienia Legjonowe) Vd. I bearb. v. Janu�z Jedrzejewicz?), Bd. 11

bearb. v. Juljan Falkiewicz und Janu�zJedrzejewicz. (An die�erVeröff. hakt Pit�ud�ki�elb�t
mitgearbeitet.) „Die Polni�cheWilitärorgani�ation. Skizzen und Erinnerungen“ (Polska
Organizacia W'ojskowa. Szkice i wspomnienia) bearb. von Juljan Stachiewicz und

Wactaw Lipiñ�ki.War�chau1980. — Jó�efPit�ud�ki„Schriften, Reden und Armeebefehle“
(Pisma, mowy i rozkazy) 10 Boe. und 1 Ergänzungsband. War�chau 1930—33. (Die�es
Sammelwerk umfaßt die \hriftl. Arbeiten P.'s aus den ‘Jahren 1893—1926). — Pit�ud�ki:
„Das Jahr 1920“ (Rok 1920) in 3 Auflagen und „Hi�tori�cheKorrekturen“ (Poprawki
Historyczne), beides War�chau1931. — Wilhelm Feldmann: „Ge�chichteder politi�chen
Jdeen Polens“ (Dzieje Polskiej Myéli Politycznej) 2. Aufl. mif einem Vorwort von Leon

Wa�ilew�ki3)(auch in dt�ch.Über�etzunger�chienen).— Sjawoj Sktadkow�ki2):„Mein Dien�t

1) ge�t.1986. General, ehem. Leiter des Militärhi�tori�henBüros, Mikkämpfer P.'s aus

dem Schüßenverband,als Legionär Verbindungsoffizier zw den Ö�terreichern.Der führendeMann in der literari�ch-wi��en�hafklihenVearbeitung der Pit�ud�ki-Epoche.
? Mini�terprä�ident19833—1934und

Mer in mehreren Kabinetten. Legionär der
1. Brigade, aus der engeren Umgebung P.'s i

3) geb. 1870. Mitglied der PPS, Redakteurder 1898—1904 in London er�chienenen
polni�chenEmigrantkenzeit�chrift-Przedéwit“,1918/20 Außenmini�ter.Be�ter Kenner der

polni�chenO�tprobleme.Anfang dI s. ge�t.
4) Nach dem Maium�turz CSrin Innenmini�ter, bekannt durh die Affäre von

VBre�t-Litow�k.Seit April 19836 Mini�terprä�idenk,General und ehemaliger Legionärsoffizier
der 1. Brigade.
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in der BVriçcade.— Kriegstagetuh“. (Moja Sluzba w Brygadzie. — Pamietnik potowy.)
2 Bde. 2. Aufl. War�chau1985. — der�.„Benjaminów“. War�chau. 1985, — der�,„Melde-

zettel“ (Strzepy meldunków) 3. Aufl. War�chau1936. — Wactaw Lipiñ�ki:„Der bewaffnete
Kampf um die Unabhängigkeit Polens 1905—1918“ (Walka zbrojina o niepodlegtosé Polski)
2. erw. Aufl. War�chau19856. — Michax Sokolnickis): „Vierzehn Jahre“ (Czternascie lat)
War�chau1986. — Roman Starzyú�ki®): „Vier Jahre im Dien�tedes Kommandanken“.

((Cztery lata w stuZbie komendanta), War�chau1937.

Seit 1929 gibt das In�tituteine Zeit�chrift Niepodlegtosé¿“ (Unabhängigkeit)
heraus, die über den Stand der wi��en�chaftlichenArbeit auf dem For�chungsgebietdes In-

�titutsfortlaufend unterrichtet und bereits die Zahl von 40 Heften erreicht hat. Seit dem

Tode Lcon Wa�ilew�kisliegt die Schriftleitung in den Händen Dr. Lipih�kis.

Nach dem Tode Pitk�ud�kiswurde das In�titutmit lebhafter Unker�tühungdes Mar�challs
Ryt:3-Smigty und des derzeitigen Mini�kerprä�identenGeneral Stawoj Sktadkow�ki durch
den Be�chluß�einerVollver�ammlungumorgani�iert. Dur<h Neuwahlen wurde Walery
Stkawek?) zum Vor�ißenden, Arktur Sliwiá�kiund Leon Wa�ilew�kizu �tellverkr.Vor-

�ißendenund Dr. Wactaw Lipiñ�ki zum Direktor des In�tituksgewählt, das �ifortan
„Jo�ef-Pit�ud�ki-In�titut“nannte. Die�er Titel und das neu be�chlo��eneStatut wurden

dann durch den erwähnten Be�chlußdes polni�chenMini�terrats be�tätigk.Die Umorga-
ni�ation erfolgte von dem Ge�ichkspunktaus, daß das ganze Leben des ver�torbenen
Mar�challsals ein in �ichge�chlo��enerAb�chnittder polni�henGe�chichtevon epo<hemachen-
der Bedeutung zu bekrachten �ei,und daß dement�prechendeine Erweiterung des Aufgaben-
gebietes zurück bis in tas Jahr 1863 und voran bis zum Todesjahr Pit�ud�kis1985 notwendig
�ei. Nach der �achlichenSeile erfolgte eine genaue Abgrenzung des Aufgabengebietes
gegenüber dem „Militärhi�tori�hen Vüro“, das zwar in eng�terZu�ammenarbeit
mit dem In�titut lebk, jedoch organi�atori�chals Teil des Generalin�pektoriatsder Armee

�trengvon ihm getrennt i�t,Während �ihdas „Wilikärhi�tori�heBüro“ mit den Problemen
befaßt, die „sensu stricto“ als militäri�h zu bekrachten �ind,al�o den organi�atori�chen,
takti�chenund �trategi�chenFragen des Unabhängigkeitskampfes,gilfk die Tätigkeit des In-

\tikuts dem politi�henWirken Pit�ud�kisund der politi�chenGe�chichte�einerEpoche. „Bei

die�erAufgabentrennung muß das In�tikukeine um�ogrößere Energie entfalten, als die Er-

for�hungder Kriegsge�chichteder Pit�ud�ki-Epochedurch eine Reihe von Veröffentlichungen
des „MWilikärhi�tori�chenIn�tituts“bereits �ehrweit gediehen i�t,während die Erfor�chung
der politi�chenGe�chichtedie�esAb�chnilksnoh in den Anfängen �te>t“

Die For�chungsarbeitdes In�titutswurde in einzelne Referake aufgeteilt, deren

Leitung jeweils ein be�ondererSachbearbeiter innehat. Die Einteilung i�tfolgende:
Ge�chichteder Poln. Soz. Partei (P. P. S.) und anderer poliki�cherOrgani�ationen

1892—1908. — Magi�ter Giza.

Ge�ch.der militäri�henVorkriegsorgani�ationenund der politi�chenUnabhängigkeiks-
aktionen 1908—1914. — Magi�terKiedrzyú�ka.

Ge�ch.des Auf�tandesvon 1863 und der Auf�tandsbewegungenvon 1863—1892, —

Dr. Henryk Were�zycki. z

Ge�ch.der polni�chenLegionen 1914-—1918,— Mag, Petczar�ki.

Ge�ch.ter Polska Organizaciy Woiskowa (P. O. W.). — Mag. Brzozow�ki.

Ge�ch.der Jahre 1918—18283. — Dr. Skrzypek.
/

Ge�ch.der Jahre 1982—1985 — Gegenwark. — Henryk Miedzih�ki.

In�tiluts-BVibliothek:Frl. Sawicka.

Augenb!icklih hat das In�titutdie Arbeit in Angriff genommen, von allen Per�onen,
die als Mitarbeiter Pitk�ud�kisoder in anderer Beziehung eine bedeutendere Rolle im Un-

abhängigkeitskampf und in der �taatlichenAufbauarbeit ge�pielthaben, Relationen einzu-
tolen. Das In�titutent�endetzu ihnen �eineMitarbeiter, die auf der Grundlage vorher

5) geb. 1880; Hi�toriker,Legionär, 1920 poln. Ge�andter in Hel�ingfors.
6) Legionär und POW-MWiktglied. Derzeitiger Stadtprä�identvon War�chau.
7) Lehter Wini�terprä�identzu Lebzeiten Pit�ud�kis,einer �einerälte�tenMitkämpfer

aus der PPS. und eng�terVerkrauter. Gründer und Vor�ißenderdes ehem. Regierungs-
blocks (BEWR ) und Haupturheber der neuen Verfa��ungvon 1934,
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ange�telller‘wi��en�chaftliherFor�chungendie von ihnen be�uchtenPer�onen inkerviewen.

Auch über wichkige hi�tori�heEreigni��ewerden von Augenzeugen Berichke eingeholt. Auf
die�eWei�e�ollenim ganzen ekwa 1000 Per�onen.befragt werden,

i

‘Das umorgani�ierteIn�tituti�tbereits mik einer großen Veröffentlichung hervorgetreken,
und zwar mik der Neuherausgabe der Schriften Pit�ud�kis,die unker dem Titel „Ge�am -
melke Schriften“. (Pisma zbiorowe) er�cheintund 10 Vände umfa��enwird. Die neue

Ausgabe i� auf dem Wege der Sub�kription aufgelegt worden, die infolge einer außer-
ordenklich regen Propaganda einen �ehrguten Erfolg zu verzeichnen hatte. Die Einkeilung
des Inhalks i�tfolgende:

|

Band I: 1893-—1900. P.'s Tätigkeit als Redakteur des „Robotknik“ und Mitglied des

Zentralkomitees der PPS. bis zu �einerVerhaftung, Bd. Il: 1900—1908. Revolutionäre

Tätigkeit im ru��i�henTeilgebiet und Auftreten der Kampforgani�ation der PPS. ein-

\<hließlih der Verbannungszeit in Sibirien. Bd. Ill: 1908—4914. „Verband des aktiven

Kampfes“ und Organi�ierungder Schüßenverbände. Bd. IV: 1914—1918: Weltkrieg, Pol-
ni�cheLegionen, Militär, Geheimorgani�ation(P. O. W.) Der „Provi�ori�cheStaaktsrak“
und Fe�tungshaftin Magdeburg. Vd. V—VIIE: 1918_—1926. Der 1. Ab�chnikkdes �elb�tändi-
gen Stkaalslebens bis zum Mai-Um�turz.Bd. IX: 1926—1985. Bis zum Tode Pitk�ud�kis.
Bd. X: Sach- und Namensregi�ter.

Die beiden er�ten-Vände wurden von dem vor wenigen Monaten ver�torbenenKampf-
gefährken Pit�ud�kisaus der Zeit �einerer�tenpoliti�hen Wirk�amkeit Leon Wa�i-
lew�ki bearbeitet. Vd. UII und IV be�orgteDr. Wackaw Lipih ki, Kenner der mili-

täri�hen Vorkriegsarbeit und der Tätigkeit während des Weltkrieges und Herausgeber der

deut�chenAusgabe- der Pik�ud�ki-Erinnerungen.Vd. VV, VI, VU! und IX der als Sefmmar-
\chall bekannte Dr. K: Swital�ki, der als enger Milarbeiker Pitl�ud�kisbe�ondersmik

dem Ab�chnittvon 1918 bis 1935 verkraut i�t.Bd. VIT wurde unverändert aus der alten
Ausgabe übernommen.

Die Neuausgabe wird gegenüber der er�tenAusgabe eine Reihe von Veränderungen
und Ergänzungen erfahren und eine Anzahl von Reden, Briefen und Vorle�ungenPit�ud�kis
enthalten, die bisher nur in ganz ver�treukenVeröffentlihungen im Druck er�chienen�ind.
(Der Briefwech�elPik�ud�kisbleibk einer be�onderenAusgabe vorbehalten.)

Anfang April d. Is. er�chiender 1, Band der neuen Ausgabe mit einem Geleikworkt des

Ober�tenSt{awek, einem Vorwork des Herausgebers Dr Lipiú�ki zu der ge�amtenAusgabe,
das Angaben über die kehni�<heund wi��en�chaftlicheBearbeitung des Malkerials enthält,
und einer Einleitung des Bearbeiters des 1. Vandes. Zum Unter�chiedvom 1. Band der
alken Ausgabe wurden in die�enBand die in dem Ergänzungsband der ‘er�tenAusgabe ver-

öffentlichten Arbeiten P.'s aus �einemer�tenLebensab�chnitteingefügt und darüber hinaus
zwei weitere Artikel aus der �einerzeitin London herausgegebenen Zeik�chriffder polni�chen
Soziali�ten„PrzedSwit‘*, deren Autor�chafter�tvor kurzer Zeit identkifizierk wurde, aufge-
nommen. Der wi��en�chaftliheApparat, der in der alken Ausgabe am Ende eines jeden
Vandes in Anmerkungen enthalten war, wurde in den Text aufgenommen und durch be-

�onderenDruck gekennzeichnet. Die weiteren Bände werden laufend monatlih er�cheinen,
�odaßdie Ausgabe Anfang Januar 1938 ge�chlo��envorliegen wird Band 10 wird ein

er�höpfendes,wi��en�chaftlihesSachregi�terzur Ge�amtausgabe enthalten.

[Gazeta Polska“ 17. 2. 37, 8. 4, 37, 4. 4. 37; „Jlustrowany Kuryer Codzienny“
INN AU ON AT 2. 3. 37; Gazeta Gdaúska“ 18, 2. 37; ¡„Polska Zbrojna“ 3.4.
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Dokumenken�ammlungüber den Kampf der Polen
für die Abtrennung We�tpreußens.

Die Vertreter einer großen Anzahl von polni�chenOrgani�ationen, die in der Vor-

kriegszeit und in den Jahren des Weltkrieges in We�tpreußenfür die Abtrennung die�er
Provinz vom Deuk�chenReich kätig gewe�en�ind,haben kürzlichbeim Korpskommando Nr. VIII

der polni�chenArmee (D. O. K. VIII Pommerellen) eine Ver�ammlungabgehalten. Als Er-

gebnis der Ver�ammlungwurde �eitensdie�erOrgani�ationenin der Pre��ebekanntgegeben,
daß das dem Generalin�pektoriat der Armee unker�tellke„Milikärhi�tori�heBüro“ das

D. O. K. VIII ermächtigt habe, eine Sammlungvon „Namen und hi�tori�chenTak�achenaus
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der Zeit des Wider�tandesgegen die Eroberer auf kulturellem und wirt�chaftlichemGebiet
und zu einer Zu�ammen�tellungder hi�tori�chenTaten aller Auf�tandsorgani�ationen“zu

veran�talten,„die zur Ve�reiung Pommerellens beigetragen haben.“ Die Teilnehmer und

ehemaligen Mitglieder die�erOrgani�akionenwerden aufgefordert, dem D. O. K. VIII ihre
Namen, enk�prechendeNachwei�eüber ihre Tätigkeit und Aufzeichnungen über ihre Erleb-

ni��eeinzu�enden.An die Teilnehmer des Kampfes werden Diplome ausgegeben werden.
[,„Polska Zbrojna“ Nr. 79 v. 20. 3. 37.] ©)

Bilanz von Biskupin.
Unter die�emTitel äußert �ichin der O�terwummerder „Gazeta Polska“ der Po�ener

Prähi�toriker Dr. Rajew�ki über die Ergebni��eder Grabungen in VBiskupin in der

früheren Provinz Po�en. Dr. Rajew�ki i�tA��i�tentund Vertreter des Ausgrabungsleikers
Profe��orKo�trzew�kibei den Ausgrabungen in Viskupin.

„Die kleine Halbinsel des Biskupiner Sees im (Kreis Znin, im Herzen von Patukien

gelegen, besitzt bereits ihre Geschichte, in der wir unterdessen große Posten auf der

FEinkommenseite buchen konnten. Die Ausgrabunggarbeiten wurden vom Jahre 1934 ab

von einer Grabungsgruppe (ekspedycia) des vorgeschichtlichen Instituts der Univer-

Sität Posen unter Leitung von Professor Joseî Kostrzewski und seines Assistenten Dr.

Zdzislaw Rajewski begonnen und führten zur Aufdeckung von 5000 am der versun-

kenen Burganlage. Die mächtige Burganlage umfaßt einen Raum von 25 000 am; ein

Wellenbrecher, der die Ufer der Halbinsel schützte, ein Verteidigungs wall, der die

Burganlage rings überragte, Straßen und Häuserreste überlebten 25 Jahrhunderte. In

der frühen Eisenzeit erschienen die Urbalten von Pommerellen her und nahmen die rei-

chen Landschaften von Patuken und Kujawien in Besitz!), Die Urslhawzn bauten da-

nach eine Reibe von Burgen, deren Verteidigungslinie sich in Nord-Großpolen nach Ku-
jawien und Palukien zog. An von Natur unzugänglichen Stellen angelegt, ganz aus

Holz gebaut, sind sie wertvolle Bücher, aus denen man dæ damalige Kultur ablesen

kann. i

Keine bisher in Europa durchgeführte Untersuchung hat ein so vollständiges Bild

des damaligen Lebens gegeben, wie die versunkene, von den Händen hundert polnischer
Arbeiter ausgegrabene Burg von Biskupin?). Sie bedeutet einen Wendepunkt in der

Vorgeschichtswissenschaft. Denn 'sie gibt soviel neue Bewteise und stellt s0 ‘viel fehler-
hafte Anschauungen richtig, daß sie in der polnischen Vorgeschichte heute zum großen
Problem geworden ist. Erfassen wir sie von weitem und betrachten wir unterdessen

jene Burganlage auf der Halbinsel aus der Vogelschau.

Polen baute vor 2500 Jahren aus Holz und baut noch heute so. Die Burganlage war

hölzern, aus Eichen und Kiefern gefügt. Nach dem vorgesehenen und durchgeführten
‘Plan müßte das 25 000 qm Gebiet Straßen mit rd. 100 Häusern und an 1000 Seelen um-

ía SSen,
:

1) Mit den „Urbalten“ �inddie Träger der Ge�ichksurnenkulturgemeint, die nach den
Ergebni��ender deut�henVorge�chichtsfor�hungfrüh -

A germani�ch waren. Mik

„Ur�lawen“werden vom Verf. die Träger der nah deut�cherAuffa��ungillyri�chen
„Lau�itzerKulkur“ bezeichnet. (Red.)

2?)Es gibt eine ganze Anzahl von Ausgrabungen in europäi�chenLändern, deren Um-
fang und Ergebni��e�ihdurchaus mit denen der Grabung in Viskupin me��enkönnen, Aus
Deut�chland�eiengenannt: die ‘�teinzeitlihenSiedlungen im Feder�eemoor;das �teinzeit-
liche Dorf Köln-Lindenthal; das bronzezeitlihe Dorf Buch bei Berlin; die befe�tigteSied-
lung (Wa��erburg)Vuchau im Feder�eemoor;die mittelalterlich-�lawi�cheBurg Oppeln; die

Wikinger-Stadt und -Burg Haithabu bei Schleswig;die E Zankoch bei Landsberg/W.
Aus anderen Ländern �eienerwähnt: die altk�teinzeitlihenHöhlen- und Freiland�iedlungen
in Frankreich, Spanien, Ö�terreihund Mähren; die Pfahlbauten der Schweiz; die Wur-
ten-Siedlungen in Holland u�w.;ganz abge�ehenvon den Ausagrabungen antiker Städte in
Italien und Griechenland. (Red.).
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Die diamaligen Erbauer der Burg lösten die Sorge aller heutigen Städtebauer ge-

radezu vorzüglich. Sie steckten eine Hauptverkehrsstraße um die ganze Burganlage ab
— eine Ringstraße — von ibr gingen eine Reihe voneinander parallelen Querstraßen

aus, und die Häuser standen in- weiten Reihen entlang in Querstraßen. Die Häuser

hatten gemeinsame Außenwände, waren mit einém durchlaufenden Rohrdach gedeckt
und besaßen in derselben Technik in „Bohlenbau“ (sonst Blockbau) eine Vorhalle in

ihrer ganzen Länge, die Eingänge waren immer nach Süden geöffnet und der Herd im-

mer rechts vom Eingang. So bauen nur disziplinierte, dem Willen ihrer Führer unter-

worfene Gemeinschaften. y

Leben und Habe der Burgbewohner schützte eine in Blockbauweise gefügte Um-

wallung. Sie wurde von siarken Pfählen gestützt, alle paar Schritt lagen Steine, die

Jederzeit zur Verteidigung dienen konnten. Auch das Brudervolk*) hinter dem Netze-

(Sümpfenhat sie nicht erobern können. Damit das Wasser nicht den Schutzwall und

(die Ufer der Halbinsel unterspülte, war sie durch einen geschickt angelegten mehr-

reihigen Wellenbrecher aus Eichenpfählen geschützt. Dieser Ssinnreiche Schutz half je-

¡doch der Burg nicht. Das Wasser überschwemmte sie mit der Zeit, trug Schlamm und

Sand ins Innere, Rohr konnte sich ansamen und darüber eine Leichendecke bilden, die

fast wie die vom Vesuv über Pompeii geschüttete Masse für viele Jahrhunderte unsere

iBurganlage verdecken konnte.

Auf Grund der in der Burg gefundenen Gegenstände können wir auch den Cha-

rakter der damaligen Kultur bestimmen. Die Burgbewohner waren Ackerbauer, sie

hielten Viéh und bauten. Weizen, Gerste, Hirse und Hlachs. Die Jagd liéferte außer

rleisch und Fell vor allem Horn: das Material zum Werkzeugbau. Bronze und Eisen

gehörten aamals zu den kostbaren Seltenheiten. Die Burg war also selbstgenügsam

\autark). Sie hatte sogar Bronzegußmeister; aie ersten bis ietzt aus Polen bekannten

Formen für den Bronzeguß „in verlorener Form“ wurden im Biskup:ner Sumpî getun-

den. Auf die Halbinsel sind Gegenstände aus Agypten, Skythien und Pommerellen ge-

kommen. T1öpferei und Webarbeit standen hoch. 1n Erstaunen setzt uns die damalige

Zimmer- und Stellmacherarbeit. Zwei Wagenarten waren bekannt, eine mit Voll-

scheibenrädern (z. kotami peinymi tarczowymi), die zweite mit Speichenrädern. Pferde

wurden auch zum Reiten benutzt.

Bis jetzt ist kaum der 5. Te: der Burg ausgegraben. Es Sind also noch viele, viele

Überraschungen zu erhoften. Auf der Burg wird sich die Hofhaltung des Führers, der

Versammlungsort des Stammes, die Kultstätte, ein mächtiges lor und ein Hafen be-

funden haben. Am Nordufer des Sees ist man bereits auî den Friedhoî gestoßen. Es

herrschte damals der Brauch der Brandbestattung. Man kann erwarten, daß die näch-

stèn Arbeiten Urnen mit Knochen der Toten zutage fördern und die Speisegefäße, in

denen ihnen Essen hingestellt wurde.

Die ausgegrabene Burg gibt den Wissenschaîten sehr viel Anregung: der Vorge-

Schichte, der Etnographie, der Paläobotanik, der Paläontologie u. a.
— naturgemäß

erregte sie in Polen und im Ausland, wo Professor Dr. Kostrzewski: mehrere Referate

über dieses Thema auf internationalen Kongressen hielt, großes Interesse.

Auf dem Kongreß in Oslo wurde Biskupin die schönste Ausgrabung in Europa Ze-
nannt. Unter den Besuchern wären sogar Gäste aus Amerika. Am Ausgrabungsort
machten sïch deutsche Vorgeschichtler mit der von uns angewandten Methode wisSsen-

schaftlicher und technischer Untersuchung bekannt. Biskupin bedeutet einen neuen

"Trumpf in der Auslandspropaganda, und es ist wertvoll, daß es keine vorgeschichtliche
Konkurrenz in Europa hat, ja, sogar nicht einmal in Amerika .. , .“

„Die Ausgrabungsarbeiten wurden auf aufdrückliches Ersuchen des Posener Woje-
woden Maruszewski durch den Arbeitsfonds (Fundusz Pracy) in Posen finanziert, dank

Direktor Michalskè. durch den Fonds für Volkskultur in Warschau, durch die Universi-
tät Posen, durch eine Reihe von Instituten und Privatpersonen, durch das allerwe:teste
Entgegenkommen der Heeresbehörden, der ausgiebigen Hilfe der Bewohner von Patu-

3) Zu dem vom Verf. verwandten Begriff „Brudervolk“vergl. Anmerkung 1).
7
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kien und der Ortsbehörde mit dem Starosten Wnyk ian der Spitze — s'e werden noch
einige Jahre dauern, bis die ganze versunkene Burganlage aufgedeckt ist.

Dieses wird eines der größten archäologischen Vorhaben werden, das augenblick-
lich in der Welt unternommen wird.“

[„Gazeta Polska“, 14. IV. 1937.] (Kk)
Daß auch die polni�che Auslandspropaganda gewillt i�t,die Ausgrabun-

gen in Biskupin in ihren Dien�tzu �tellen,geht aus folgenden Tat�achenhervor:
Anfang April 1987 wurde in War�chau einer ge�chlo��enenGe�ell�chaftein

Kurztonfilm von den Ausgrabungen in Viskupin vorgeführt. Nach
den Ab�ichlender Filmher�teller �oll er im Ausland zu Preopagandazwecken über die
Leinwand gehen. Ein 300 m-Film wurde bereits im» vergangenen Jahre in Frankreich und
Oslo aufgejührt; jeht i�tder Film um weitere 300 m verlangert worden, die von den Aus-

grabungsleitern Prof. Ko�trzew�ki(Univer�itätPo�en) und Dr. Rajew�ki bearbeitet �ind.
Der Film zeigt die Ge�amtlageder Siedlung wie ihre baulichen Einzelheiten, Wälle, Pali-
�aden,Wege und Dämme, dann Waffen, Landkaugeräk, Keramik und Gebrauchsgegen�tände
aus den Viskupinfunden. Da die polni�heFor�chungden von Gelehrten anderer Länder

be�trittenenStandpunkt vertritt, die illyri�he Kultur �eials �lavi�hanzu�prechen,zieht �ie
aus der Viskupiner Lau- und Siedlungêéwei�eParallelen zum heutigen polni�henHaus.
So zeigt der Film aüh Gegenüber�tellungen von wiederherge�telltenBiskupiner Häu�ern
mit kujavi�chenHütten in Modellen und Zeichnungen. Für die Auslandspropaganda wird
der ge�procheneFilmtext in den ent�prechendenFremd�prachenunkerlegt werden. (Red.)

[Gazeta Polska“, 12. IV: 1937.] (K)
Im Krakauer „llustrierten Kurier“ macht ein Le�erallen Ern�tesdem polni�chenPo�t-

mini�terium den Vor�chlag,eine Briefmarken�erie über Biskupin herauszugeben,
und zwar �ollendie Briefmarken An�ichtenvon den Ausgrabungen und Schmuckmotiven der
dort gefundenen Gefäße bringen. Die�eBriefmarken follen nah dem Vor�chlagedes Ein-

�enders nur in der näch�tenPo�t�tationGa�awa zur Ausgabe gelangen und �odazu bei-

tragen, eine möglich�tgroße Zahl von Ve�uchernnah VLiskupin zu locken. Der Ein�ender
wei�tdarauf hin, daß �hon�ehr„effektvolle und ä�theti�heProjekte zu die�enMarken“
dem Po�tmini�teriumvorgelegt worden �eienund meint dann: „Die von mir berührte An-

gelegenheit ist um so wichtiger und dringender, als die Deutschen, die sich sehr für

unsere Siedlung (in Biskupin) interessieren und die bekanntlich es lieben, fremde Ent-
deckungen für ihre Zwecke auszunutzen, die Absicht haben, d’eses Motiv auf ihren Brief-
marken zu verwenden.“ Ein�ender�agtnun leider: niht, welches „Motiv“ die bö�enDeukt-
�chenzu �tehlendie Ab�ichthaben. Nachdem er noch einmal zur Eile gemahnt hat, �chließtetr:

„Möge die polnische prähistorische Briefmarke das erste und einzige Unikat dieser Art
auf der Welt sein.“

A
TRURISE:Kuryer Codzienny“, 17. V. 1937.] (1)

Auf der Pari�er Weltaus�tellung i�tBiskupin mit Vildern, Rekon�truk-
lionen und einem Hol;modell der Siedlung im polni�chenPavillon vertreten. Auch auf der
Gdingener Me��eund der Lemberger O�tme��ewird für Biskupin: geworben. Die Aus-

grabungs�telleam BViskupiner See i�tgegen Einkriktsgeld für die Be�ichtigungdurch das
Publikum freigegeben worden.

z

[„Gazeta Polska“ u. „Gazeta Gdaúska“, 25. V. 1937] (k)

Zur „Pommerelli�chenPropagandawoche“des polni�chenWe�tverbandes.
Der polni�cheWe�tvertandveran�talteteAnfang April 1937 in Pommerellen und ander-

wärtig eine „Pommerelli�hePropagandawoche“. Dabei wurde während. einer größeren
Kundgebung in Graudenz in Karten, Transparenten und Re�olutionendeut�chesStaats-
gebiet (Ma�uren,Ermland und das Schlochauer Land) als unerlö�tepolni�cheGebiete hin-
ge�tellt;„den Landsleuten ta�elb�t“,hieß es in einer Re�olution,„und be�ondersin Ermland
und Ma�uren,�endenwir Worte der Vegrüßung und der Zuver�ichtund ermuntern �iezum
Aushalten, bis zu ‘dem Augenblick, wo mit Gottes Hilfe für �iedas Worgenrot der Freiheit
leuchtet“. Die�eForderungen führten zu heftigen Prote�tender deut�chenPre��eund zu

4



einem Schritt des deut�henBot�chaftersin War�chau,worauf die amfliche polni�cheTele-

grafenagentur fe�t�tellte,‘daß die Kundgebung in einigen Teilen den vom We�tverband ge-

zogenen Rahmen in unerwün�chterWei�e über�chrittenhabe und die Entglei�ungenals das

Werk unverantkwortlicher Elemente hin�tellte,die von der polni�henRegierung im Hinblick
auf die guten nachbarlichen Beziehungen zu Deut�chlandauf keinen Fall geduldet werden

könnten. Die Angelegenheit war damit für die Öffentlichkeit beigelegt.
[„Völki�cherBeobachter“, 8. u. 10. IV. 37.]

Nach Beendigung der Propagandawoche lö�te�ichdas betreffende Organi�ationskomitee
des We�tverbandes am 16. 4. 37 auf einer Schluß�ißungin Thorn wieder auf. Einem zu

die�emAnlaß im „Stowo Pomorskie“ veröffentlihten Schlußbericht dürfte jedoh über das

zeitliche Intere��ehinaus grund�äßliheBedeutung zu�tehen.Dort heißt es über die Schluß-
�ißung:

„Der Direktor des Westverbandes, W oinow sk i, gab einen umfassenden Bericht

über die Abhaltung der „Woche“ in der Wojewodschaft Pommerellen und im ganzen

Lande, zählte die veranstalteten Unternehmen auf und schilderte die Propagandaaktion
in Presse und Rundfunk. Insgesamt wurden im Verlaufe der „Propagandawoche“ in

.

Pommerellen 89 öffentl:che Veranstaltungen abgehalten, darunter Akademien, Abend-

veranstaltungen, Kundgebungen, Morgenfeiern, Tagungen, Straßenkundgebungen usW.,

an denen mehr als v0 000 Personen teilnahmen. Der Verlauf der abgehaltenen Kund-

gebungen war überaus würdevoll und von patriotischem Geiste getragen.

Viele Organisationen und Vereine hattzn an den Propagandaaktionen tätigen Anteil.

Besondere Veranstaltungen und Aussprachen über pommerellische Probleme wurden

an den Schulen und beï den Heeresabteilungen abgehalten. An der Durchführung der

„Pommerellischen Propagandawioche“ beteiligten sich Presse und Rundfunk überaus

entgegenkommend.“
Ein Ka��enberichtteilte das Ergebnis einer Straßen�ammlungin Thorn mit 355,73 Ztoty

mit. „In ganz Pommerellen wurden rund 6000 Ztoty gesammelt, die der Zentrale des

Westverbandes in Warschau zu Organisationszwecken überwiesen wurden.

In ausgedehnter und sehr lebhafter Aussprache wurde der Verlauf der Propa-
gandawoche im Einzelnen besprochen, wobei dem Verhältnis der deutschen Minder-

heit in Polen und der deutschen Presseorgane zu der Aktion des Westverbandes be-

sondere Beachtung geschenkt wurde. Gegenstand einer sehr interessanten Aussprache war

die bekannte Graudenzer Kundgebung, von der als Ergebnis der Aussprache festgestellt
wiutde, daß sie der Ausdruck einér gesüunden Abwehr und Wach-

samkeit der pommerellischen GSA tn CAt gegen die unauf-

hOrtichen. aggresSiven deutschen Ausfälle aw tnsSsere WesSt-

vCbileté uNdgegen das unertlaubteFrechlwerden deutscler E Les

menteinPommerellen war“).
An der Aus�prachebeteiligten �ichu. a.: Direktor Schmidt, Rechtsanwalt Dzieidzicowa,

Hauptmann Roba�zkiewicz,Redakteur Czerwiú�ki,Mag. Wojnow�ki und Herr Matkiewicz.

[,„Stowo Pomorskie“, 20. IV. 1937.] (Kk)

:

Neue Brückenbauten Polens.
Mit den lediglich den �trategi�chenErforderni��endes früheren ru��i�chenAufmar�ch-

gebietes im We�tenent�prehendenE i�enbahnbauten in Kongreßpolen übernahm der

polni�cheStaat eine bela�tendeErb�chaft,die durch die ru��i�cheZer�törungstaktikin und nah
dem Weltkrieg noch ver�chlechtertworden war. Das neue Polen brauchte und braucht ein

Ei�enbahn�y�tem,de��enAusrichtung den ihm übergebenen ru��i�chen,mit �einenO�t-We�t

gerichteten Bahnen nahezu entgegenge�etzti�t. Nicht nur die wirt�chaftlichenErforderni��e,
die eine Nord-Süd ausgerichtete Kohlenmagi�trale ent�tehenließen, auch die �trategi�chen

Aufgaben, die an den Ei�enbahnbauge�tellt werden, �indandere geworden. Seit Jahren be-

müht �ihPolen um ein organi�chesZu�ammenwach�ender in Ma�ovien rechts und links der

Weich�elverlaufenden Bahnen. Damit in mittelbarem Zu�ammenhang�tehendeAusbauten

der Strek>e Sierpe—Rypin—Strasburg/Wpr1a) dauern noch an. Be�ondereAufmerk�amkeik

1) Voñ uns ge�perrt,im Original dur<h Kur�ivdruckherausgehoben, Red. -

1a) Vergl. „O�tland-Verichte“,Jahrg. 7, Nr. 1—3, S. 64 f.
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gilt natürli den Weich�elbrückkenvon Wr7octawek und Ptock?). (Red.) Der „Kurier
Baltycki“ bemerkt zu den neuen polni�henBrückenbauken:

„im vergangenen Jahr trat das Verkehrsministerium an den Bau einer Straße n-

und Eisenbahbhnbrücke über die Weichsel bei Ptock heran. Augen-
blicklich werden gleichzeitg auf beiden Ufern in Stahlcaissons fundamentierte Brücken-

pfeiler gebaut. Die Brücke besitzt eine Spannweite von rund 650 m, ein Gesamts ta hI-

gewicht von rund 6000 t und gehört zu den größten Bauvorhaben Polens. Ende 1938

wird sîe dem öffentlichen Verkehr übergeben werden.“ Die Bauko�ten�indauf 11 Mil-
lionen Zt. veran�chlagt.

„1935 wurde mit dem Bau einer Straßenbrücke über die Weichselbei
Wtltoctawek begonnen, die jetzt vor ihrer Vollendung steht. Die Brücke hat eine

Spannweite von rund 620 m, einen Stahlträgerbau von rund 3300 t Gewicht, der sich

auf Steinpfeiler stützt, die in Eisenbetoncaissons fundamentiert sind.“ Die Bauko�tenbe-

tragen 6,5 Willionen Zt.

In Zu�ammenarbeitmit Rumänien wird auh die im Welkkrieg zer�törte Gren z-

�traßenbrücke bei Zale�zczyki über den Dnje�tr wieder aufgebaut wer-

dens). Die Brücke �olleine Spannweite von 240 m erhalten, drei Brückenjoche werden von

Polen und zwei von Rumänien gebaut werden. Die Verkehrseröffnung i�tfür den Sep-
tember die�esJahres vorge�ehen.Außerdem i� bei Mo�t y (Knotenpunkt an der Ei�en-
bahn�tre>eBiatky�tok—Wotkowy�k—Lida) der Bau einer �tählernen Brücke über den

Niemen von rund 240 m Spannweite und der Bau einer Ei�enbetonbrückeüber
die Warthe bei Koto von rund 100 m Spannweite geplank. Die Arbeiten �ollenim
Mai 1937 beginnen, MesBeendigung i�tfür 1938 vorge�ehen.

[Kurier Battycki“, 22. IV. 1937.]
[„Kurier Poranny““, 23. FV. 1937.] (k)

Das polni�cheSkraßenbauprogramm für 1937.

Über 1100 Kilomeker neue Straßen.
„Im laufenden Jahre werden rund 1100 km neuer Staatsstraßen gebaut werden, be-

Sonders im Gebiet der Ostwojewodschaften, wo rund 90 km neuer Straßen mit festem

Oberbau entstehen. Der Bau von Wojewodschafts- und Kreis-Verwaltungsstraßzn mit

finanzieller Staatsbeihilfe in Höhe von 30 bis 40 v. Hl der Baukosten umfaßt rund 190 km

Straße, von diesen 80 km in den Ostwojewodschaften. Der Bau von neuen Gemeinde-

straßen — mit Arbeitsleistungen der Ortsbevölkerung oder mit finanzieller Hilfe, zur

Hälfte von Staatsseite, zur andern Hälfte von den Kreiïisverwaltungen — umfaßt endlich

mindestens 200 km Grundstraßen.

Zusammen werden also, wie im staatlichen Programm vorgesehen, Straßenbauten

von rund 500 km Länge ausgeführt werden. Dazu sînd noch nicht die Verwaltungen
gerechnet, die ausschließlich mit Hilfe eigener Finanzgquellen und Leistungen über 600 km

bauen. Insgesamt werden 1937 über 1100 km an neuen Straßen gebaut.

Die Arbeîten zum Bau von Straßen mit festen Decken, die mit Barzuschüss2n aus-

geführt werden, sind bereits zu 90 v. H. begonnen, nur bei den mêt Arbeitsleistungen
(Scharwerken) gebauten Straßen beginnt die Arbeit erst im Mai, wenn die Landbevölke-

rung mit den Frühjahrsarbeiten fertig isf.

Die Konservierung der Straßendecke, durch Aufschüttung der Decke oder kleine

Erneuerungen, wird auf den am stärksten zerstörten Staatsstraßen im ganzen Staats-

gebiet durchgeführt. Die Konservierungsarbeiten haben augenblicklich bereits ‘îm ganzen

Lande begonnen.
Die Ausbesserungsarbeiten auf Staatsstraßen umfassen rund 230 km Straße, die auf

dem Gebiet der Wojewodschaften: Warschau, Lodz, Kielce und Tarnopol liegen. Die

2) Bei beiden Städten dienten bisher hölzerne, z. LT. noch aus der deuk�henBe-

N gsgeit im Weltkrieg �tammendeStraßenbrücken demFußgänger-und Wagenverkehr.

3) Die bei Zale�zczykiden Dnje�trkreuzende Ei�enbahnbrüc e wird �chon�eit
einigen Jahren wieder benußt, der Ei�enbahnverkehrKolomea-Zale�zczykivollzieht �ichdabei
in bewachten Mangonuber rumäni�ches Gebiet. Red.
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Ausbesserung der Straßendecke wird auf den. wichtigstenund verkehrsreichsten Staats-
straßen fortgesetzt, auf deren Arbeiten dieser Art im vergangenen Jahre begonnen
wurden.

Augenblicklich sind bei allen Wege- und Brückenbauten rund 51 000 Arbeiter be-

schäftigt.“ Die�eZahl wird �ichmit der Änderung der Witterung vergrößern.
[,„Gazéta Polska“, 24. IV. 1937] (k)

Noh�toff�orgenin Polen.
Unter dem Titel: Die Tätigkeit des Staatlichen Geologischen Instituts“ be�chäftigt

�ichein Arkikel der „Gazeta Polska“ mát der von Seiten. des polni�chenStaates unter�tüßtenSuche nach uner�chlo��enenRoh�to��vorkommenin Polen.

„Das Staatliche Geologische Institut tritt im laufenden Jahre

-

an die Ausführung

eines Vierjahresplans von geologischen Sucharbeiten heran. In diesem Plan finden vor

allem jene Probleme Berücksichtigung, die gesamtstaatliche Bedeutung haben. Es sind

also vor allem Sucllarbeiten nach energetischen Rohstofîfen zu be-

treiben.

Die unvorteilhafte geograpische Lage unserer Kohlen
becken zwingt zu einer intensiven Suche nach neuwzn Kohlegebieten. Bestimmte
geologische Voraussetzungen verweisen auf zwei Gebiete, in denen Sich eine Unter-

suchung lohnt: a) das Gebiet von Swietokrzyz | (polni�chesMi ftelgebirge) und b) Wol-

hynien. In diesen be*‘den Gebieten sieht das Staäll Geol. Inst. die Inangriffnahme ein-

leitender geophysikalischer Untersuchungen und darauffolgende Suchbohrungen vor.

Das Sich seit einer Reihe von Jáhren bemerkbar machende Nachlassen der

Naphtha-Rohöliproduktion zwingt zu intensiver Suche nach neuen Naphtha-
Vorräten. Die Arbeiten des Staatl. Geol. Inst. erstrecken Sich in dieser Hinsicht auf

geologische und geophysikalische Untersuchungen in Gebieten, die hierin sichere Hoff-

nungen versprechen. Es handelt sich da neben den Karpathen und ihren Vorbergen
noch um zwei Gebiete: Groß-Polen/Kujawien und der Osten.

Was die Karpathen und die Vorberge betrifft, s0 rechnet das Staatl. Geol. Inst. hier
damit, daß de Ausführung geologischer und geophysikalischer Untersuchungen in dem
betreffenden Gebiet von Naphthafirmen oder auch von der speziell für Suchzwecke
organisierten Aktiengesellschaft „Pionier“ vorgenemmen werden.

Eigene Bohrunternehmen n’mmt das Staatl. Geol. Inst. in Gebieten vor, in denen

Bohrungen aus gesamtstaatlichen Rücksichten notwendig sind und man nicht darauf
rechnen kann, daß sie durch Privatkapital organisiert werden. Die Braunkohle be-

treffend, begrenzt S’ch die Arbeit des Staatl. Geol. Inst. auf Registrierungen, die mit
kleineren Sucharbeiten verbunden Sind.

i

)
s

Einen besonderen Arbeitskomplex des Staatl. Geol. Inst. bildet die Suche nach

Erzvorräten, vor allem Eisenerz. Unser Hüttenwesen sollte in größtmöglichstem
Maße inländische Rohstoffe verwenden, in erster Linie inländische Eisenerze. Der Aus-

bau der Eisenerzförderung muß jedoch auf die gründliche Kenntnis von Vorrat und

Qual’tät unserer Erze gestützt werden. In erster Linie muß die Aufmerksamkeit auf die

Erzvorräte in den Zentralgebieten gelenkt werden. Außerdem ebenso

auf geringwertige Erze, die in bedeutenderen Mengen auftreten, wie auch auf d'e Mög-

lichkeit des Auffindens hochwertiger Etze, die unser Hüttenwesen vön der Einfuhr hoch-

wertiger, fremder Erze unabhäng'g machen können, wenn Sie in größerèzn Mengen auf-
treten. Dann muß die Aufmerksamkeit erzführenden Gebieten zugewandt werden, die
Sich in Staatsbesitz befinden. Außerdem muß die Möglichkeit berücks*chtigt werden.
daß in Wolhynien Eisenerzfunde von Interesse gemezcht wurden. Was diese
angeht, Sieht das Staatl. Geol Inst. d'e Durchführung z2ntsprechender Untersuchungen
in allernächster Zeit vor. Bis dahin entbehren alle damit verbundenen weitergehenden
Hoffnungen noch einer ausreichenden realen Grundlage. Die Sucharbeiten auf Man -

generz eind eugenblicklich in Südostpolen evf de Berge von Czywczyüsk- kon-
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riert. menen Möglichkeiten zeichnen sfch Lede im Gebiet von/Sanok ab.

“Im Zentralgebiet werden augenblicklich Vorkommen von Sch wefelkies unter-

cht, der als chemischer Rohstoff wichtig ist und bestimmte Bedeutung für die Hüt-
industrie haben kann.

Zu der Frage der Rohstoff-Funde gehört ebenfalls die Umarbeitung von

m

Metall-
tonen, deren wirtschaftliche Wichtigkeit ebenfalls Berücksichtigung findet.

Hier sind nur die hauptsächlichsten Suchprobleme aufgenannt, mit deren Lösung

#

die Arbeiten des Staatl. Geol. Inst. betraut werden. Außerdem besteht eine Reihe

kleinerer Problemstellungen. Es sind dies solche Fragen, die in industriellen Kreisen Be-

achtung finden, die das Staatl. Geol. Inst. nicht in seine eigenen Suchpläne einzubeziehen

braucht und in denen es nur ene beratende Rolle spielt. Diese Rolle erfüllt das Staatl.
Geol. Inst. entweder durch eine systematische geologische Kartenaufnahme, insbe-

sondere von Gebieten, die industrielle Bedeutung haben oder durch Ausführungen be-

I I te.“ (Sperrungen v. d. Red.)
n nsErorgeo

SLA
Fachleute.“ (

[Gazeta Polska“, 22. V. 1937. A

Auf dem Irrwege zum 5. Pommerellenkundlichen Kongreß.

ED “Unterdie�erÜber�chriftmacht in der in Gdingen er�cheinendenWochen�chrift-,Torpeda“
der dem Balti�chenIn�titutnahe�tehendeDozent Dr. W. Wini d btemerkenswerte Ausfüh-
_ rungen, deren wichtig�teAb�chnittenach�tehendin worliherÜber�eßungwiedergegeben

werden.

2A „Die.Párimerelléilhumaliehezn Kongresse, die eine wissenschaftl:che Einrichtung sind
und ihren guten Namen und ihre“ guten Methoden haben, haben sich letzthin auf cinem“

wirklichnicht zulässigen Wege befunden. Daß es so ist, wird jeder zugeben, der die bis-

‘herigenvier Pone rllenK
m

dlchen Kongressekenntund sie vergleichtmit dér NOUE:
dieTaltiativederGonéllertiätider Freundeder SRS tian und inict in Danzigundder Universitäts-Inst'tute in Poren, haetten die Pommerellenkundlichen Kongresse ihr&
besondere Aufgabe darin, ihre Versemmlmgsen vollständig den besonderen Problemen

_Pommerellens zu widmen, indem diese unt2rsucht wurden auf der Grundlage 1.) einer
Reihe von speziellen vorbereiteten w*esenechaftlichen Referaten und 2.) einer Dis-

_kussion, zu der die Teilnehmer der Koneresse Sich vorbereiten konnten dank dem Im-
_ stand, daß sie sich mit dem Inhalt der Referate. die schon vor dem Kongreß veröffent-

licht wurden, bekannt machten, ferner dank der Kenntnis des Problems aus dem Grunde.
weil das Gremium der Tagungsteilnehmer auf hoher Warte stand und auch nrakt!sch

mit dem Gebiet vertraut war, des als Thema für die Verhandlungen dienen sollte.

: Der letzte Pommerellenkundliche Kongreß in Krakau (im November 1934) faßte den

 einst’mmigen unbedingt die Organisatoren bindenden Beschluß, daß der kommendI®
_ Kongreß Gdingen als einem nationalen Hafen gewidmet sein solle. Indessen —

es ist

‘nichtzu erkennen, aus welcher Veranl2ssvung und mit welchem Recht — soll n2ch lem

Kürzlich verschickten Programm der 5. Pommerellenkundliche Kongreß auch Danz’g
widmet sein, und zwar auf dem Gebiet, das in keiner Weise in logischem oder *nne-

1

E amnmenhangsteht mitdemE SONENGdingen.der Lar mit. der Erwerbungdos

GReerider Bertani des polniscbénZOU ISA. ef ZA betonen.daßd'a
age für den Antragsteller wie

|

BBGHREITSm’ndestens für 2ie Mehrzahl der Tagunge-
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Sollte hins:chtlich praktischer Resultate, s0 kann man diesen Kongreß nicht gleichze
auch Danzig widmen. Diesen Hafen und die Stadt bezw. das ganze Danziger Terri
rium hat Sicherlich niemand von den Tagungste‘lnehmern vergessen. Im Gegenteil,-
waren Sicherlich überzeugt, daß man Danzig eine der nächsten Tagungen widmen
müsse. Wenn man schon die Frage außer Acht läßt, ob die vorbereiteten oder projek-
tierten Referate des kommenden Kongresses berechtigt sind, so0 kann man schon heute
feststellen, daß infolge der Erweiterung des Arbeitsgebietes des 5. Pommerellenkund
lichen Kongresses auch auf Danzig die Verfasser des letzten Projekts eine ganze Reih( L
von Themen außer Acht gelassen haben, die wichtig snd für das Problem „Gdingen als
nationaler Hafen“. Und s0o hat man folgende Probleme —

um nur einige aufzuzählen =
übergangen: Die Versorgung Gd:ngens und seines Hinterlandes: der Arbeitsmarkt N Sh

Gdingen; .. . die Verwaltungs-Organisation Gdingens und des Küstengebiets; die
nicht-reguläre Schiffahrt; das Seerecht: die Hafenverwaltung; die finanziellen Grund
lagen für den Ausbau der Küste und für den Meereshandel; die Warenauktion. Statt
dessen wurden unwichtige Referate aufgestellt, z. B. die polnisch-Danziger Zahlungs
bilanz; Danz!g als integrierender Teil des polnischen Zollgebietes, das soziale Einkom-
men auf dem Gebiet der Freien Stadt Danzig vor und nach dem Kriege. Außerdem hat
man die Fragestellung aufgespalten und zwar so, daß einer dem anderen ins Gehege
gerät, z. B. „Die oberschlesische Industrie und das Meer“; „Kohle und Rohstoffe der
Schwerindustrie (?)“; „Die Verarbe?tungsindustrie des Haféé (2)“; „Die Fischindustrie
in Gdingen“

Es cien noch ein zweiter grundlegender Fehler. Wir sagten, daß die Poma
rellenkundlichen Kongresse eine wissenschaftliche Tnstitut:on sind. Und wer nur einiger-
maßen Sich mit ihrem Aufgabengebiet und ihren Voraussetzungenbekannt macht, mu

zugeben, daß es anders gar nicht se!n kann.“ V

Inde��engehe aus dem Projekt hervor, daß er ein „�chonaus der Mode kommender“
Wirk�chafkskongreß�ein�olle. Und wenn der Verfa��er�hon�o„liberal“ �einwill, daß er

auch die Mitarbeiter der Statki�ti�henBüros als Wi��en�chaftlerrechnet, �okommt er doch
zu dem Re�ultak,daß nur 8 Wi��en�chaftlerReferake übernommen haben, dagegen 23 Ver-krefer der Wirk�chafkskrei�eund 9 Behörden-Verkreker.

Der Verfa��er�tellt zu�ammenfa��endfe�t:

„1) die Veranstalter haben Sich zunächst einmal nach Persönlichkeiten als Vo
tragenden umgesehen, und dann erst hat man für sie einen Vortrag ausgeSsucht und
zugepaßt.

2.) Fast kein Problem wird erschöpfend behandelt, sondern nur bruchstückweise
(z. B. d:e Konkurrenz ‘der Häfen). Die Angelegenheit präsentiert ‘Sich in betrüblicher
Weise, und das um s0o mehr, als ein national so wichtiges und aktuelles Problem, wie
es Gdingenund die Meeresküste darstellt, von dem 5. Pommerellenkundlichen Kongreß
nicht viel zu erwarten hat. Man muß daran erinnern, daß schon am 31. Ma! 1935 auf der
Sitzung des örtlichen Komitees in Gdingen im Regierungskommissariat alle Vertreter
aus Gdingen volles Verständnis und großes Interesse gezeigt haben, ferner die Bereit-
willigkeit, den 5. Kongreßumfassend durch Geld und Arbeit zu unterstützen. Leider
ist die Entwicklung — wie mir scheinen will, nicht durch Schuldder Gdingener —

in e

einer anderen aber höchst unangebrachten Richtung gegange
y

Zum Schluß betont Verfa��ernoh einmal �eineSorge derdbee:daß man im Bêgcifite:
�tehe,eine wi��en�chaftliheEinrichtung, wie das „Balti�cheIn�titut“,in eine wirt�cha RE

i
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umzuge�taltenund �iedadurch dem unaufhalt�g„Niedergang zuzuführen.
i
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Für die Herausgabe verantwortlich:Profe��orDr. W. Recke in Danzig.
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